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Anlage 1 
Übersicht zu den Empfehlungen zum Thema Schulwegsicherung im 
Allgemeinen bzw. zu Schulwegplänen im Besonderen 
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Nr. 

Name, Heraus-
geber und Jahr 
der Empfehlung Zielgruppe allgemeine Inhalte 

Inhalte zur Thematik 
Schulwegpläne (SWP) 

1 Merkblatt zur 
Gestaltung und 
Sicherung von 
Schulwegen 
(BASt, 1978) 

Fachverwaltungen 
(Schul-, 
Straßenverkehrs-, 
Planungs- und 
Baubehörden), 
Politiker, Verbände, 
Eltern, Lehrer 

Kurzer Überblick über Ausgangslage 
(Verkehrsbeteiligung, Unfallgeschehen, 
körperliche Voraussetzungen von 
Kindern); Zusammenfassung von Vor-
schriften und Hinweisen zur Gestaltung 
und Sicherung von Schulwegen aus 
verschiedenen Gesetzen, Vorschriften 
und Richtlinien unter Einbeziehung neuer 
Forschungsergebnisse (Grundsätze, 
Bauleitplanung und Generalverkehrs-
planung, Straßengestaltung, Verkehrs-
regelung, Schulbezirk, Schulgrundstück, 
Unterrichtszeit, begleitete Verkehrsteil-
nahme, Ausstattung (Kleidung und 
Fahrrad), Verkehrserziehung, Aktionen). 

Kurzer Überblick über die 
Beteiligten und das 
Verfahren bei der Erstellung 
von Schulwegplänen. 

2 Schulwegsicheru
ng – Aufgabe für 
Eltern, Lehrer 
und Fachleute 
(Bundesminister 
für Verkehr 
(Hrsg.), 1978) 

Eltern, Lehrer, 
Fachleute 

Alles rund um Maßnahmen zur 
Schulwegsicherung. 

Enthält keine konkreten 
Empfehlungen zu 
Schulwegplänen, nur einen 
Hinweis auf das Merkblatt 
zur Gestaltung und 
Sicherung von Schulwegen 
(BASt, 1978). 

3 Schulwegsicheru
ng Teil 1: 
Aufstellung von 
Schulwegplänen, 
Teil 2: Anlage 
von 
Schulbushalteste
llen (HUK 
Verband der 
Autoversicherer, 
1980)1 

Keine Angabe Teil 2 befasst sich mit der Anlage von 
Schulbushaltestellen (Grundsätze, Arten, 
Lage, Ausstattung). 

Detaillierte Hinweise und 
Empfehlungen zur Vor-
gehensweise bei der 
Erstellung von Schulweg-
plänen (Schulweggrundplan 
einschließlich Bestandsauf-
nahmen, Unfallauswertun-
gen und Ermittlung der 
empfehlenswerten 
Schulwege; Schulwegplan: 
Inhalte, Darstellung; Fort-
schreibung, Überarbeitung 
Zuständigkeiten, Arbeitsauf-
wand, Einsatz und 
begleitende Maßnahmen), 
Beispiel-Schulwegplan (mit 
allen Schritten). 

4 Der sichere 
Schulweg 
(ADAC, 1984) 

Eltern, Politiker, 
Planer 

Unfallgeschehen, Anlagen für Fuß-
gängerverkehr, Grundlagen bei der 
Radwegplanung, Schulbusverkehr/Halte-
stellen, bauliche und sonstige 
Maßnahmen im Schulumfeld. 

 

Kurzer Überblick über die 
Beteiligten und das 
Verfahren bei der Erstellung 
von Schulwegplänen. 

                                                 
1 Erstmals wurden von der Beratungsstelle für Schadensverhütung 1975 derartige Empfehlungen in der Schriftenreihe 

„Mitteilungen in der Beratungsstelle für Schadensverhütung“ veröffentlicht 
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Nr. 

Name, Heraus-
geber und Jahr 
der Empfehlung Zielgruppe allgemeine Inhalte 

Inhalte zur Thematik 
Schulwegpläne (SWP) 

5 Schulwegpläne 
zur Schulweg-
sicherung 
(Institut Wohnen 
und Umwelt IWU, 
1989) 

Im Heft nicht 
direkt angegeben; 
richtet sich an die 
„Ersteller“ von 
Schulwegplänen 
(in Darmstadt). 

Einführende Hinweise zur 
Schulwegsicherheit und zum 
Unfallgeschehen. 

Anforderungen an SWP, 
Überprüfung vorhandener 
SWP, detaillierte Analyse 
am Beispiel von 3 Grund-
schulen, Vorgehen zu 
mehr Schulwegsicherheit 
durch SWP, Beispiele für 
Eltern-Informationen. 

6 Handbuch: 
Schulverkehrs-
erziehung 
(Deutscher 
Verkehrssicherh
eitsrat e. V. DVR, 
1993) 

Lehrer/innen Artikel von verschiedenen Autoren zu 
folgenden Themenbereichen: Schul-
verkehrserziehung im Allgemeinen 
(Bestandsaufnahme und Neu-
orientierung) und für die verschiedenen 
Altersstufen (alle Verkehrsmittel), 
Methoden und Medien der Verkehrs-
erziehung, schulexterne Ansätze der 
Verkehrserziehung, Aus- und 
Fortbildung. 

Hinweise für Lehrer, wie 
man einen vorhandenen 
Schulwegplan in den 
Unterricht mit einbeziehen 
und individuell mit den 
Schülern gestalten/aktuali-
sieren kann. 

7 Planerheft Schul-
wegsicherung 
(Verkehrstechni-
sches Institut der 
Deutschen Ver-
sicherer GDV, 
2004) (auch 
ältere Auflage 
von 1998 
vorhanden) 

Fachleute der 
zuständigen 
Behörden, Eltern 
und Lehrer (die bei 
der Erstellung von 
SWP mitwirken 
wollen) 

Grundlagen zur Schulwegsicherung 
(Unfallauswertung, verkehrsregelnde und 
bauliche Maßnahmen), Schulbusverkehr, 
Schulwegsicherung für die Sekundar-
stufe, Schulwegsicherung in der Praxis, 
zusammenfassende Empfehlungen zur 
Schulwegsicherung, Fragebogen zum 
Schulweg (Kopiervorlage). 

Schulwegpläne für die 
Primarstufe, Radschul-
wegplan (Sekundarstufe), 
Beispiel eines Schulweg-
plans, ausführliche Dar-
stellung des Prozesses der 
Planerstellung. 

8 Schulwegsicheru
ng – 
Informationen für 
Eltern (GDV, 
2004) (auch 
ältere Auflage 
aus dem Jahr 
2002 vorhanden) 

Eltern Allgemeine Einführung, Verkehrser-
ziehung im Elternhaus, Sicherheit zu 
Fuß, mit dem Rad und mit Inline-Skates, 
Planung der Schulwege zu Fuß, mit dem 
Rad, mit dem Bus und mit dem Auto, 
Aktion „Helmi“, Verkehrserziehung in der 
Schule, Verkehrsumwelt, geeignete und 
ungeeignete Maßnahmen zur Erhöhung 
der Sicherheit an Haupt- und 
Wohnstraßen. 

 

Kurzer, leicht verständlicher 
Überblick über die Thematik 
Schulwegpläne als Übersicht 
für interessierte Eltern 
(Erstellung, Format, Fuß-
Schulwegpläne für Grund-
schüler, Radschulwegpläne 
für weiterführende Schulen, 
Fortschreibung, Ansprech-
partner/Zuständigkeiten, 
Hilfestellung für Kontakt-
aufnahme mit Behörden, für 
Planüberprüfung, Muster-
brief und Checkliste SWP). 

9 Zu Fuß zur 
Schule (FUSS 
e. V., 2. Auflage 
2004) 

 

Im Heft nicht genau 
angegeben (Heft 
wird aber in einer 
Übersicht vom 
Herausgeber zu 
„Medien für 
Wissensdurstige in 
Kita und Schule“ 
aufgeführt). 

Mobilität von Kindern im Allgemeinen, 
Qualität des Zu-Fuß-Gehens, Unfall-
geschehen von Kindern, Gründe für 
eingeschränkte eigenständige Mobilität, 
Begleitete Mobilität, Auslandser-
fahrungen zur Thematik Schulweg, 
Ansätze/Projekte zur Förderung des 
Schulwegs zu Fuß/mit dem Rad (In- und 
Ausland). 

Keine konkreten Empfeh-
lungen zum Erstellungs-
prozess, lediglich Hinweise 
auf Pläne in den USA, all-
gemein zum „Instrument“ 
Schulwegplan und im Aus-
blick Hinweis auf Erarbei-
tung von Schulwegplänen 
zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit. 
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Nr. 

Name, Heraus-
geber und Jahr 
der Empfehlung Zielgruppe allgemeine Inhalte 

Inhalte zur Thematik 
Schulwegpläne (SWP) 

10 Erstellung eines 
Schulwegratgebe
rs – Ein Leitfaden 
für die 
Kommunen im 
Netzwerk 
„Verkehrssichere 
Städte und 
Gemeinden im 
VRS“ (Koordi-
nierungsstelle 
Netzwerk „Ver-
kehrssichere 
Städte und 
Gemeinden im 
VRS“, 2005) 

 
zusätzlich gibt es 
diesen Leitfaden 
auch für Schulen 

Schulen bzw. 
Kommunen 

Erlasslage, schuleigenes Curriculum zur 
Verkehrs- und Mobilitätserziehung. 

Aufgaben, Ziele und Hand-
lungsfelder eines Schulweg-
ratgebers; Beschreibung der 
einzelnen Projektphasen bei 
der Erstellung eines Schul-
wegratgebers unter 
Berücksichtigung der 
Verkehrsbeteiligungsarten 
Fußgänger, Radfahrer und 
ÖPNV (Zuständigkeiten, 
Ablaufschema, Bestands-
aufnahmen, Maßnahmen-
erarbeitung und -umsetzung, 
Zusammenstellung des 
Schulwegratgebers, 
Hilfestellung durch die 
Koordinierungsstelle). 

11 Schulweg-
Ratgeber – Infos 
und Tipps für 
Eltern und Lehrer 
von 
Schulanfängern 
(ADAC, 2005) 

Eltern und Lehrer Ratgeber soll typische Gefahren 
aufzeigen und Tipps zur Vorbereitung 
der Kinder auf eine selbständige 
Teilnahme im Straßenverkehr geben (als 
Fußgänger, mit Schulbus/ÖPNV, als 
Mitfahrer im Auto, bei schlechten Sicht- 
und Wetterverhältnissen, Bewegung, 
Ernährung, Vorbildfunktion der Eltern). 

In der Rubrik „Schulweg-
planung und Schulwegvor-
bereitung“ wird ganz knapp 
erklärt, was ein Schulweg-
plan ist, wo es diesen gibt 
und was es generell für 
Gefahrenstellen auf dem 
Schulweg gibt. 

12 Neue Schule – 
neue Wege 
Informationen 
zur 
Schulwegsicheru
ng für Eltern, 
Schulen und 
Behörden (GDV, 
2006) 

Eltern, Schulen und 
Behörden 

Das Heft befasst sich mit der Verkehrs-
sicherheit bzw. Schulwegsicherung für 
Kinder an weiterführenden Schulen (ca. 
10- bis 15-Jährige); Allgemeines zum 
Verhalten, zur Verkehrsbeteiligung und 
zum Unfallgeschehen, der neue Schul-
weg mit dem Rad (Einüben, Wegfindung, 
Sicherheits- und Gefahrenaspekte), das 
Fahrrad, Inline-Skates, der Schulweg mit 
dem Bus, Mitfahren im Auto, Verkehrs-
erziehung in der Schule, Angebote der 
Verkehrstechnischen Instituts der 
Deutschen Versicherer, Beteiligte an der 
Schulwegplanung, Beispielkatalog geeig-
neter und ungeeigneter Maßnahmen zur 
Erhöhung der Sicherheit auf Radwegen 
in der Stadt und auf dem Land und an 
Bushaltestellen. 

 

 

 

 

Kurzer, leicht verständlicher 
Überblick über die Thematik 
Radschulwegplan als Über-
sicht für interessierte Eltern 
(angelehnt und zusammen-
gefasst aus dem Planerheft 
vom GDV). 
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Nr. 

Name, Heraus-
geber und Jahr 
der Empfehlung Zielgruppe allgemeine Inhalte 

Inhalte zur Thematik 
Schulwegpläne (SWP) 

13 Leitfaden zur 
Erstellung von 
Radschulwegplä
nen – Lehrer-
ausgabe und 
Schülerausgabe 
(Lehrstuhl Ver-
kehrs- und 
Infrastrukturplan
ung TU Dresden, 
2006)2 

Lehrer und Schüler Grundidee und Ziele des Projektes 
„Radschulwegplan“. Anknüpfungspunkte 
des Projektes für pädagogische Ziele 
und fächerverbindenden Unterricht. 

Die Lehrerausgabe enthält 
eine ausführliche Anleitung 
zur Vorgehensweise bei der 
Erstellung eines Radschul-
wegplanes in Zusammen-
arbeit mit den Schülern 
(Analyse Ist-Zustand, 
Schülerbefragung, Unfall-
geschehen, Verkehrser-
hebungen, Ortsbegehungen, 
Aufstellen und Bewerten 
eines Radschulweggrund-
planes). In der Schüleraus-
gabe werden in kürzerer 
Form alle wesentlichen 
Themenbereiche zur Er-
stellung eines Radschulweg-
planes angesprochen. 

 

                                                 
2 Der Lehrstuhl Verkehrs- und Infrastrukturplanung der TU Dresden arbeitet im Auftrag der Stadt Dresden am EU-Projekt 

„UrBike – Maximierung der städtischen Integration des Fahrrades“ mit. Der Leitfaden zur Erstellung von 
Radschulwegplänen ist im Rahmen dieses Projektes entstanden. 
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Anlage 2 Fragebögen 
1. Befragung Ministerien 

1.1 Fragebogen Kultusministerium 
1.2 Fragebogen Innenministerium 
1.3 Fragebogen Verkehrsministerium 

2. Befragung „1000“ Kommunen und Schulen 
2.1 Antwortfax 
2.2 Fragebogen Kommune 
2.3 Fragebogen Schule 

3. Befragung „100“ Schulen, Kommunen und Polizei 
3.1 Antwortfax 
3.2 Fragebogen Kommune 
3.3 Fragebogen Schule 
3.4 Fragebogen Polizei 

4. Befragung Eltern 
4.1 Elternfragebogen 
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1.2 Fragebogen Innenministerium 

 



6 

 



7 

 



8 

 



9 

 



10 
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3.4 Fragebogen Polizei 
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4. Befragung Eltern 
4.1 Elternfragebogen 
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Anlage 3 Begehungsleitfaden
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Anlage 4 
Übersicht der begangenen Schulwegpläne
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Anlage kann aus Gründen des Urheberrechts 
nur bei der BASt eingesehen werden.
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Anlage 5 
Übersicht der Schulwegpläne aus der Detailanalyse 
(ohne Begangene)
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Anlage kann aus Gründen des Urheberrechts
nur bei der BASt eingesehen werden. 
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Anlage 6 
Ergebnisse der Elternbefragung zur Zufriedenheit mit 
Einzelmerkmalen des Schulwegplanes 
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1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal  
Verständlichkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 70,6 23,5 - - 5,9 17 

Hofheim (Langenhain) 40,0 46,7 - - 13,3 17 
Hamburg 54,8 33,3 4,8 2,4 4,8 21 

Ibbenbüren 46,7 40,0 6,7 - 6,7 4 

P
os

iti
v 

Sankt Augustin 53,8 26,9 3,8 - 15,4 6 
Kleve 50,0 20,8 - - 29,2 10 

Ennepetal 50,0 30,0 10,0 - 10,0 26 
Offenbach 38,9 38,9 5,6 - 16,7 42 
Boppard 47,6 28,6 9,5 - 14,3 45 

Bedburg-Hau 47,1 17,6 - - 35,3 15 D
ur

ch
sc

hn
itt

 

Schönkirchen 36,4 36,4 4,5 - 22,7 30 
Willich 23,8 47,6 9,5 - 19,0 24 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 18 
Kierspe 46,7 23,3 13,3 10,0 6,7 26 
Erkrath 34,6 15,4 - 3,8 46,2 22 

M
äß

ig
 

Dessau-Roßlau 33,3 33,3 33,3 - - 21 

Tab. 1: Bewertung des Merkmals Verständlichkeit durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal  
Übersichtlichkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 64,7 29,4 - - 5,9 17 

Ibbenbüren 53,3 40,0 - - 6,7 15 
Ennepetal 40,0 50,0 - - 10,0 10 

Hofheim (Langenhain) 40,0 48,9 - - 11,1 45 

P
os

iti
v 

Hamburg 52,4 38,1 7,1 - 2,4 42 
Kleve 50,0 29,2 - - 20,8 24 

Offenbach 44,4 33,3 5,6 - 16,7 18 
Bedburg-Hau 41,2 23,5 - - 35,3 17 

Boppard 42,9 28,6 9,5 - 19,0 21 
Schönkirchen 36,4 31,8 4,5 - 27,3 22 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Sankt Augustin 30,8 42,3 11,5 - 15,4 26 
Willich 19,0 52,4 9,5 - 19,0 21 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 
Kierspe 26,7 46,7 10,0 10,0 6,7 30 
Erkrath 23,1 26,9 3,8 - 46,2 26 

M
äß

ig
 

Dessau-Roßlau 33,3 33,3 33,3 - - 6 

Tab. 2: Bewertung des Merkmals Übersichtlichkeit durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  
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1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal  
Design 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 70,6 17,6 5,9 - 5,9 17 

Hamburg 42,9 45,2 9,5 - 2,4 42 
Ennepetal 30,0 50,0 - - 20,0 10 

Kleve 45,8 25,0 - - 29,2 24 

P
os

iti
v 

Ibbenbüren 53,3 26,7 13,3 - 6,7 15 
Boppard 28,6 47,6 4,8 - 19,0 21 

Hofheim (Langenhain) 22,2 57,8 8,9 - 11,1 45 
Bedburg-Hau 35,3 29,4 - - 35,3 17 

Offenbach 22,2 50,0 11,1 - 16,7 18 
Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Willich 23,8 47,6 14,3 - 14,3 21 
Sankt Augustin 19,2 46,2 15,4 - 19,2 26 
Schönkirchen 27,3 31,8 9,1 4,5 27,3 22 

Erkrath 11,5 34,6 7,7 - 46,2 26 
Kierspe 10,0 56,7 20,0 6,7 6,7 30 

M
äß

ig
 

Dessau-Roßlau 33,3 33,3 16,7 16,7 - 6 

Tab. 3: Bewertung des Merkmals Design durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal  
Karte 

In % von Gesamt Gesamt 
Ibbenbüren 40,0 53,3 - - 6,7 15 

Bocholt 58,8 29,4 5,9 - 5,9 17 
Hamburg 38,1 52,4 2,4 2,4 4,8 42 
Boppard 47,6 33,3 - - 19,0 21 

P
os

iti
v 

Ennepetal 40,0 40,0 - - 20,0 10 
Kleve 41,7 29,2 - - 29,2 24 

Offenbach 22,2 55,6 5,6 - 16,7 18 
Bedburg-Hau 35,3 23,5 - - 41,2 17 

Hofheim (Langenhain) 20,0 55,6 13,3 - 11,1 45 
Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Sankt Augustin 42,3 23,1 19,2 - 15,4 26 
Schönkirchen 27,3 36,4 9,1 4,5 22,7 22 

Willich 19,0 42,9 14,3 - 23,8 21 
Kierspe 13,3 56,7 20,0 3,3 6,7 30 

Dessau-Roßlau 33,3 33,3 33,3 - - 6 

M
äß

ig
 

Erkrath 7,7 34,6 3,8 - 53,8 26 

Tab. 4: Bewertung des Merkmals Karte durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  
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1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. 

Merkmal  
Gefahrenstellen 

In % von Gesamt Gesamt 
Kleve 58,3 16,7 4,2 - 20,8 24 

Bocholt 52,9 29,4 11,8 - 5,9 17 
Boppard 42,9 33,3 9,5 - 14,3 21 

Bedburg-Hau 35,3 29,4 - - 35,3 17 

P
os

iti
v 

Kierspe 43,3 33,3 6,7 10,0 6,7 30 
Offenbach 33,3 38,9 5,6 5,6 16,7 18 

Schönkirchen 31,8 36,4 9,1 - 22,7 22 
Sankt Augustin 23,1 50,0 11,5 - 15,4 26 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 
Willich 28,6 38,1 9,5 - 23,8 21 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Ennepetal 30,0 30,0 20,0 - 20,0 10 
Dessau-Roßlau 50,0 16,7 16,7 16,7 - 6 

Hofheim (Langenhain) 17,8 46,7 20,0 4,4 11,1 45 
Hamburg 23,8 33,3 21,4 9,5 11,9 42 
Erkrath 11,5 26,9 7,7 3,8 50,0 26 

M
äß

ig
 

Ibbenbüren 20,0 20,0 26,7 26,7 6,7 15 

Tab. 5: Bewertung des Merkmals Gefahrenstellen durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal  
Tipps Verhalten 

In % von Gesamt Gesamt 
Dessau-Roßlau 16,7 83,3 - - - 6 
Schönkirchen 31,8 45,5 - - 22,7 22 

Bocholt 47,1 35,3 11,8 - 5,9 17 
Kleve 54,2 12,5 - - 33,3 24 

P
os

iti
v 

Bedburg-Hau 41,2 17,6 - - 41,2 17 
Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 

Ennepetal 20,0 50,0 10,0 - 20,0 10 
Kierspe 33,3 43,3 3,3 13,3 6,7 30 

Hamburg 23,8 50,0 14,3 9,5 2,4 42 
Boppard 19,0 42,9 14,3 - 23,8 21 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Willich 19,0 38,1 14,3 - 28,6 21 
Offenbach 38,9 16,7 22,2 - 22,2 18 

Hofheim (Langenhain) 22,2 35,6 20,0 6,7 15,6 45 
Erkrath 11,5 26,9 7,7 - 53,8 26 

Sankt Augustin 11,5 42,3 26,9 3,8 15,4 26 

M
äß

ig
 

Ibbenbüren 13,3 26,7 40,0 13,3 6,7 15 

Tab. 6: Bewertung des Merkmals „Tipps Verhalten“ durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  



5 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal  
Tipps Radfahren 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 47,1 29,4 5,9 5,9 11,8 17 
Kleve 45,8 12,5 4,2 - 37,5 24 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 
Schönkirchen 22,7 36,4 4,5 4,5 31,8 22 

P
os

iti
v 

Bedburg-Hau 23,5 29,4 5,9 - 41,2 17 
Boppard 14,3 47,6 14,3 - 23,8 21 

Dessau-Roßlau 16,7 50,0 16,7 16,7 - 6 
Willich 4,8 47,6 9,5 9,5 28,6 21 

Ennepetal 20,0 30,0 30,0 - 20,0 10 
Offenbach 16,7 27,8 16,7 11,1 27,8 18 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Erkrath 11,5 19,2 7,7 7,7 53,8 26 
Sankt Augustin 11,5 34,6 19,2 15,4 19,2 26 

Hamburg 7,1 33,3 21,4 14,3 23,8 42 
Kierspe 3,3 36,7 10,0 23,3 26,7 30 

Hofheim (Langenhain) 4,4 26,7 35,6 8,9 24,4 45 

M
äß

ig
 

Ibbenbüren 13,3 26,7 26,7 26,7 6,7 15 

Tab. 7: Bewertung des Merkmals „Tipps Radfahren“ durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal  
Tipps ÖPNV-Nutzung 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 41,2 29,4 11,8 - 17,6 17 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 
Ibbenbüren 20,0 53,3 13,3 6,7 6,7 15 

Kleve 29,2 20,8 4,2 - 45,8 24 

P
os

iti
v 

Schönkirchen 9,1 45,5 9,1 4,5 31,8 22 
Bedburg-Hau 23,5 11,8 5,9 - 58,8 17 

Ennepetal 10,0 40,0 20,0 - 30,0 10 
Sankt Augustin 15,4 38,5 15,4 7,7 23,1 26 

Boppard 19,0 28,6 14,3 4,8 33,3 21 
Offenbach 16,7 16,7 16,7 5,6 44,4 18 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Hofheim (Langenhain) 8,9 26,7 22,2 4,4 37,8 45 
Erkrath - 19,2 7,7 3,8 69,2 26 

Dessau-Roßlau 16,7 33,3 33,3 16,7 0,0 6 
Kierspe 10,0 23,3 10,0 20,0 36,7 30 
Willich 4,8 23,8 19,0 14,3 38,1 21 

M
äß

ig
 

Hamburg 4,8 19,0 26,2 26,2 23,8 42 

Tab. 8: Bewertung des Merkmals „Tipps ÖPNV-Nutzung“ durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  



6 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal  
Tipps zu Fuß gehen 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 52,9 35,3 - - 11,8 17 
Kleve 45,8 25,0 - - 29,2 24 

Offenbach 27,8 44,4 5,6 - 22,2 18 
Bedburg-Hau 35,3 23,5 - - 41,2 17 

P
os

iti
v 

Ennepetal 30,0 40,0 10,0 - 20,0 10 
Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 

Kierspe 26,7 40,0 3,3 13,3 16,7 30 
Boppard 33,3 28,6 19,0 - 19,0 21 

Hofheim (Langenhain) 26,7 37,8 11,1 6,7 17,8 45 
Schönkirchen 22,7 36,4 13,6 - 27,3 22 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Dessau-Roßlau 33,3 33,3 16,7 16,7 - 6 
Hamburg 21,4 40,5 14,3 14,3 9,5 42 

Sankt Augustin 15,4 34,6 15,4 11,5 23,1 26 
Willich 9,5 38,1 14,3 9,5 28,6 21 
Erkrath 7,7 23,1 11,5 - 57,7 26 

M
äß

ig
 

Ibbenbüren 20,0 26,7 40,0 6,7 6,7 15 

Tab. 9: Bewertung des Merkmals „Tipps zu Fuß gehen“ durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal  
Praxistauglichkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 41,2 41,2 5,9 - 11,8 17 

Ennepetal 30,0 50,0 - - 20,0 10 
Kleve 37,5 29,2 4,2 - 29,2 24 

Bedburg-Hau 41,2 17,6 - - 41,2 17 

P
os

iti
v 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 
Schönkirchen 13,6 50,0 4,5 - 31,8 22 

Offenbach 22,2 38,9 - 5,6 33,3 18 
Hamburg 19,0 54,8 9,5 9,5 7,1 42 

Hofheim (Langenhain) 22,2 40,0 11,1 4,4 22,2 45 
Sankt Augustin 11,5 53,8 11,5 3,8 19,2 26 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Kierspe 26,7 36,7 3,3 13,3 20,0 30 
Boppard 33,3 23,8 23,8 - 19,0 21 

Dessau-Roßlau 33,3 33,3 33,3 - - 6 
Erkrath 15,4 26,9 7,7 - 50,0 26 
Willich 9,5 38,1 28,6 - 23,8 21 

M
äß

ig
 

Ibbenbüren 26,7 20,0 26,7 13,3 13,3 15 

Tab. 10: Bewertung des Merkmals Praxistauglichkeit durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  



7 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Maßstab 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 58,8 29,4 - - 11,8 17 

Ibbenbüren 53,3 33,3 - 6,7 6,7 15 
Hamburg 42,9 42,9 4,8 2,4 7,1 42 

Kleve 37,5 33,3 - - 29,2 24 

P
os

iti
v 

Boppard 42,9 33,3 9,5 - 14,3 21 
Ennepetal 30,0 40,0 - - 30,0 10 

Hofheim (Langenhain) 22,2 57,8 8,9 - 11,1 45 
Schönkirchen 27,3 45,5 4,5 - 22,7 22 

Offenbach 38,9 22,2 11,1 - 27,8 18 
Boppard (Buchenau) 25,0 25,0 - - 50,0 4 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Kierspe 16,7 50,0 26,7 - 6,7 30 
Bedburg-Hau 11,8 35,3 5,9 - 47,1 17 

Dessau-Roßlau 33,3 33,3 33,3 - - 6 
Erkrath 15,4 30,8 7,7 - 46,2 26 

Sankt Augustin 23,1 26,9 23,1 3,8 23,1 26 

M
äß

ig
 

Willich 9,5 38,1 23,8 - 28,6 21 

Tab. 11: Bewertung des Merkmals Maßstab durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. 
Merkmal 

Nachvollziehbarkeit von 
Gefahrenstellen 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 64,7 17,6 5,9 - 11,8 17 

Schönkirchen 36,4 40,9 - - 22,7 22 
Dessau-Roßlau 33,3 50,0 16,7 - - 6 

Kleve 41,7 25,0 4,2 - 29,2 24 

P
os

iti
v 

Bedburg-Hau 35,3 23,5 - - 41,2 17 
Boppard 28,6 38,1 9,5 - 23,8 21 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 
Kierspe 26,7 46,7 3,3 10,0 13,3 30 
Willich 19,0 42,9 9,5 - 28,6 21 

Hofheim (Langenhain) 22,2 44,4 13,3 4,4 15,6 45 D
ur

ch
sc

hn
itt

 

Sankt Augustin 19,2 42,3 11,5 3,8 23,1 26 
Offenbach 27,8 22,2 16,7 - 33,3 18 
Hamburg 23,8 31,0 19,0 11,9 14,3 42 
Ennepetal 20,0 30,0 20,0 10,0 20,0 10 

Erkrath 11,5 23,1 15,4 3,8 46,2 26 

M
äß

ig
 

Ibbenbüren 13,3 26,7 20,0 26,7 13,3 15 

Tab. 12: Bewertung des Merkmals „Nachvollziehbarkeit von Gefahrenstellen“ durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 



8 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Farbigkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Hamburg 52,4 35,7 7,1 - 4,8 42 

Kleve 45,8 29,2 4,2 - 20,8 24 
Bocholt 58,8 11,8 11,8 - 17,6 17 

Bedburg-Hau 47,1 11,8 - - 41,2 17 

P
os

iti
v 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 
Ibbenbüren 26,7 46,7 13,3 6,7 6,7 15 
Offenbach 27,8 33,3 5,6 5,6 27,8 18 
Boppard 33,3 23,8 14,3 - 28,6 21 

Schönkirchen 27,3 31,8 9,1 4,5 27,3 22 
Sankt Augustin 19,2 42,3 15,4 3,8 19,2 26 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Ennepetal 20,0 40,0 20,0 - 20,0 10 
Willich 23,8 33,3 19,0 - 23,8 21 
Erkrath 7,7 30,8 11,5 - 50,0 26 

Hofheim (Langenhain) 8,9 35,6 33,3 8,9 13,3 45 
Dessau-Roßlau 16,7 33,3 33,3 16,7 - 6 

M
äß

ig
 

Kierspe 10,0 30,0 30,0 23,3 6,7 30 

Tab. 13: Bewertung des Merkmals Farbigkeit durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Richtigkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 58,8 23,5 5,9 - 11,8 17 

Ibbenbüren 50,0 35,7 7,1 - 7,1 14 
Kleve 50,0 25,0 - - 25,0 24 

Offenbach 38,9 38,9 - - 22,2 18 

P
os

iti
v 

Hamburg 42,9 42,9 7,1 2,4 4,8 42 
Schönkirchen 36,4 40,9 - - 22,7 22 

Hofheim (Langenhain) 31,1 51,1 2,2 4,4 11,1 45 
Boppard 47,6 28,6 9,5 - 14,3 21 

Sankt Augustin 38,5 38,5 7,7 - 15,4 26 
Dessau-Roßlau 33,3 50,0 16,7 - - 6 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Bedburg-Hau 47,1 11,8 - - 41,2 17 
Ennepetal 40,0 30,0 10,0 - 20,0 10 

Willich 23,8 42,9 4,8 - 28,6 21 
Kierspe 26,7 50,0 3,3 10,0 10,0 30 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 

M
äß

ig
 

Erkrath 11,5 34,6 3,8 3,8 46,2 26 

Tab. 14: Bewertung des Merkmals Richtigkeit durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 



9 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Anwendbarkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 52,9 35,3 - - 11,8 17 

Offenbach 50,0 27,8 - - 22,2 18 
Kleve 45,8 29,2 - - 25,0 24 

Hofheim (Langenhain) 22,2 51,1 8,9 2,2 15,6 45 

P
os

iti
v 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 
Ibbenbüren 40,0 26,7 13,3 - 20,0 15 

Boppard 42,9 23,8 14,3 - 19,0 21 
Hamburg 31,0 42,9 19,0 - 7,1 42 

Bedburg-Hau 29,4 23,5 - - 47,1 17 
Schönkirchen 22,7 36,4 4,5 - 36,4 22 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Sankt Augustin 26,9 38,5 11,5 3,8 19,2 26 
Dessau-Roßlau 33,3 33,3 33,3 - - 6 

Willich 14,3 42,9 19,0 - 23,8 21 
Ennepetal 30,0 20,0 30,0 - 20,0 10 

Kierspe 23,3 36,7 16,7 16,7 6,7 30 

M
äß

ig
 

Erkrath 11,5 26,9 7,7 7,7 46,2 26 

Tab. 15: Bewertung des Merkmals Anwendbarkeit durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Druckqualität 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 58,8 23,5 - - 17,6 17 

Ennepetal 40,0 40,0 - - 20,0 10 
Ibbenbüren 33,3 53,3 6,7 - 6,7 15 
Hamburg 42,9 42,9 9,5 - 4,8 42 

P
os

iti
v 

Kleve 41,7 29,2 - - 29,2 24 
Willich 42,9 28,6 4,8 - 23,8 21 

Schönkirchen 36,4 31,8 4,5 - 27,3 22 
Boppard 38,1 33,3 9,5 - 19,0 21 

Bedburg-Hau 41,2 17,6 - - 41,2 17 
Offenbach 22,2 38,9 5,6 - 33,3 18 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Boppard (Buchenau) 25,0 25,0 - - 50,0 4 
Sankt Augustin 34,6 26,9 19,2 - 19,2 26 
Dessau-Roßlau 16,7 50,0 33,3 - - 6 

Hofheim (Langenhain) 17,8 40,0 24,4 4,4 13,3 45 
Erkrath 3,8 26,9 11,5 3,8 53,8 26 

M
äß

ig
 

Kierspe 3,3 43,3 36,7 10,0 6,7 30 

Tab. 16: Bewertung des Merkmals Druckqualität durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 



10 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Mehrsprachigkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 41,2 29,4 11,8 - 17,6 17 
Kleve 25,0 16,7 8,3 4,2 45,8 24 

Boppard 19,0 28,6 19,0 - 33,3 21 
Schönkirchen 9,1 31,8 9,1 13,6 36,4 22 

P
os

iti
v 

Hofheim (Langenhain) 6,7 26,7 15,6 6,7 44,4 45 
Willich 14,3 14,3 9,5 14,3 47,6 21 

Bedburg-Hau 11,8 5,9 17,6 - 64,7 17 
Erkrath - 15,4 11,5 - 73,1 26 

Hamburg 11,9 16,7 19,0 9,5 42,9 42 
Offenbach 16,7 5,6 16,7 11,1 50,0 18 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Kierspe 10,0 23,3 10,0 30,0 26,7 30 
Sankt Augustin 7,7 19,2 19,2 19,2 34,6 26 

Ibbenbüren 13,3 26,7 33,3 20,0 6,7 15 
Ennepetal 10,0 10,0 20,0 20,0 40,0 10 

Boppard (Buchenau) - - 25,0 - 75,0 4 

M
äß

ig
 

Dessau-Roßlau 16,7 16,7 50,0 16,7 - 6 

Tab. 17: Bewertung des Merkmals Mehrsprachigkeit durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Vollständigkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 58,8 17,6 11,8 - 11,8 17 
Kleve 37,5 33,3 4,2 - 25,0 24 

Dessau-Roßlau 16,7 66,7 16,7 - - 6 
Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 

P
os

iti
v 

Ennepetal 20,0 50,0 10,0 - 20,0 10 
Bedburg-Hau 29,4 23,5 - - 47,1 17 

Boppard 28,6 38,1 14,3 - 19,0 21 
Offenbach 33,3 27,8 11,1 - 27,8 18 

Sankt Augustin 23,1 46,2 11,5 3,8 15,4 26 
Schönkirchen 13,6 45,5 4,5 - 36,4 22 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Willich 14,3 47,6 9,5 - 28,6 21 
Kierspe 23,3 40,0 10,0 13,3 13,3 30 

Hofheim (Langenhain) 8,9 48,9 13,3 8,9 20,0 45 
Erkrath 11,5 26,9 7,7 3,8 50,0 26 

Hamburg 21,4 33,3 26,2 7,1 11,9 42 

M
äß

ig
 

Ibbenbüren 13,3 40,0 33,3 6,7 6,7 15 

Tab. 18: Bewertung des Merkmals Vollständigkeit durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 



11 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Nützlichkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 58,8 23,5 5,9 - 11,8 17 

Offenbach 33,3 38,9 5,6 - 22,2 18 
Kleve 41,7 25,0 4,2 - 29,2 24 

Boppard 42,9 28,6 9,5 4,8 14,3 21 

P
os

iti
v 

Bedburg-Hau 29,4 23,5 - - 47,1 17 
Hofheim (Langenhain) 20,0 48,9 13,3 - 17,8 45 
Boppard (Buchenau) 25,0 25,0 - - 50,0 4 

Ibbenbüren 40,0 26,7 13,3 6,7 13,3 15 
Schönkirchen 18,2 36,4 4,5 9,1 31,8 22 

Dessau-Roßlau 16,7 50,0 33,3 - - 6 D
ur

ch
sc

hn
itt

 

Sankt Augustin 23,1 30,8 11,5 11,5 23,1 26 
Hamburg 21,4 38,1 26,2 7,1 7,1 42 
Erkrath 11,5 26,9 7,7 3,8 50,0 26 
Kierspe 30,0 30,0 10,0 23,3 6,7 30 

Ennepetal 30,0 20,0 20,0 10,0 20,0 10 

M
äß

ig
 

Willich 9,5 33,3 19,0 4,8 33,3 21 

Tab. 19: Bewertung des Merkmals Nützlichkeit durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Umfang 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 64,7 23,5 - - 11,8 17 

Hamburg 40,5 45,2 7,1 - 7,1 42 
Ibbenbüren 40,0 46,7 - 6,7 6,7 15 

Boppard 33,3 47,6 4,8 - 14,3 21 

P
os

iti
v 

Ennepetal 20,0 60,0 - - 20,0 10 
Schönkirchen 27,3 45,5 - - 27,3 22 

Kierspe 30,0 50,0 6,7 3,3 10,0 30 
Dessau-Roßlau 33,3 50,0 16,7 - 0,0 6 

Hofheim (Langenhain) 26,7 48,9 13,3 - 11,1 45 
Kleve 20,8 41,7 4,2 - 33,3 24 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Offenbach 22,2 38,9 5,6 - 33,3 18 
Sankt Augustin 26,9 38,5 15,4 - 19,2 26 

Willich 19,0 42,9 9,5 - 28,6 21 
Bedburg-Hau 23,5 29,4 5,9 - 41,2 17 

Erkrath 19,2 23,1 3,8 - 53,8 26 

M
äß

ig
 

Boppard (Buchenau) 25,0 - - - 75,0 4 

Tab. 20: Bewertung des Merkmals Umfang durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 



12 

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Merkmal 
Größe 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 64,7 23,5 - - 11,8 17 

Ibbenbüren 46,7 40,0 - 6,7 6,7 15 
Ennepetal 20,0 60,0 - - 20,0 10 
Boppard 28,6 52,4 4,8 - 14,3 21 

P
os

iti
v 

Hamburg 45,2 38,1 9,5 2,4 4,8 42 
Schönkirchen 22,7 54,5 - - 22,7 22 

Kleve 33,3 37,5 - - 29,2 24 
Hofheim (Langenhain) 26,7 53,3 8,9 - 11,1 45 

Dessau-Roßlau 33,3 50,0 - 16,7 - 6 
Sankt Augustin 19,2 53,8 7,7 - 19,2 26 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Kierspe 36,7 40,0 13,3 3,3 6,7 30 
Offenbach 22,2 38,9 11,1 - 27,8 18 

Bedburg-Hau 29,4 23,5 5,9 - 41,2 17 
Willich 19,0 42,9 14,3 - 23,8 21 
Erkrath 23,1 19,2 3,8 - 53,8 26 

M
äß

ig
 

Boppard (Buchenau) 25,0 - - - 75,0 4 

Tab. 21: Bewertung des Merkmals Größe durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  

 

1. Klasse  

Ich bin 
sehr 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

zufrieden 

Ich bin 
eher 

unzufried
en 

Ich bin 
sehr 

unzufried
en 

K. A. Gesamtbewertung 

In % von Gesamt Gesamt 
Bocholt 58,8 29,4 - - 11,8 17 
Kleve 45,8 37,5 - - 16,7 24 

Offenbach 27,8 50,0 - - 22,2 18 
Boppard 38,1 38,1 4,8 - 19,0 21 

P
os

iti
v 

Ibbenbüren 26,7 53,3 6,7 - 13,3 15 
Schönkirchen 22,7 50,0 - - 27,3 22 

Hofheim (Langenhain) 17,8 60,0 6,7 - 15,6 45 
Bedburg-Hau 29,4 35,3 - - 35,3 17 

Ennepetal 30,0 40,0 10,0 - 20,0 10 
Sankt Augustin 15,4 53,8 7,7 - 23,1 26 D

ur
ch

sc
hn

itt
 

Boppard (Buchenau) 50,0 - - - 50,0 4 
Hamburg 21,4 52,4 14,3 2,4 9,5 42 

Willich 19,0 42,9 14,3 - 23,8 21 
Dessau-Roßlau 33,3 33,3 33,3 - - 6 

Erkrath 15,4 34,6 11,5 - 38,5 26 

M
äß

ig
 

Kierspe 13,3 46,7 13,3 10,0 16,7 30 

Tab. 22: Gesamtbewertung des Schulwegplanes durch die Eltern in den Kommunen (1. Klasse)  
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5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Verständlichkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 30,9 43,6 5,5 - 20,0 55 
Offenbach 57,1 28,6 - - 14,3 7 

Tab. 23: Bewertung des Merkmals Verständlichkeit durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Übersichtlichkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 36,4 36,4 9,1 - 18,2 55 
Offenbach 28,6 42,9 - - 28,6 7 

Tab. 24: Bewertung des Merkmals Übersichtlichkeit durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Design 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 20,0 45,5 16,4 1,8 16,4 55 
Offenbach 14,3 57,1 - - 28,6 7 

Tab. 25: Bewertung des Merkmals Design durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Karte 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 16,4 56,4 7,3 - 20,0 55 
Offenbach 57,1 - - - 42,9 7 

Tab. 26: Bewertung des Merkmals Karte durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Gefahrenstellen 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 28,6 42,9 - - 28,6 7 
Offenbach 20,0 36,4 20,0 5,5 18,2 55 

Tab. 27: Bewertung des Merkmals Gefahrenstellen durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Tipps Verhalten 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 23,6 41,8 12,7 3,6 18,2 55 
Offenbach 42,9 14,3 - 14,3 28,6 7 

Tab. 28: Bewertung des Merkmals „Tipps Verhalten“ durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  
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5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Tipps Radfahren 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 12,7 36,4 16,4 7,3 27,3 55 
Offenbach 28,6 28,6 - 14,3 28,6 7 

Tab. 29: Bewertung des Merkmals „Tipps Radfahren“ durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. 

Merkmal 
Tipps ÖPNV-

Nutzung 
In % von Gesamt Gesamt 

Euskirchen 18,2 30,9 21,8 9,1 20,0 55 
Offenbach 42,9 - 28,6 - 28,6 7 

Tab. 30: Bewertung des Merkmals „Tipps ÖPNV-Nutzung“ durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. 

Merkmal  
Tipps zu Fuß  

gehen 
In % von Gesamt Gesamt 

Euskirchen 14,5 40,0 16,4 5,5 23,6 55 
Offenbach 28,6 28,6 - 14,3 28,6 7 

Tab. 31: Bewertung des Merkmals „Tipps zu Fuß gehen“ durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Praxistauglichkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 7,3 54,5 10,9 5,5 21,8 55 
Offenbach 28,6 28,6 14,3 - 28,6 7 

Tab. 32: Bewertung des Merkmals Praxistauglichkeit durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Maßstab 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 7,3 56,4 18,2 1,8 16,4 55 
Offenbach 42,9 28,6 - - 28,6 7 

Tab. 33: Bewertung des Merkmals Maßstab durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Nachvollziehbarkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 12,7 45,5 18,2 5,5 18,2 55 
Offenbach 42,9 14,3 14,3 - 28,6 7 

Tab. 34: Bewertung des Merkmals Nachvollziehbarkeit durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  
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5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Farbe 

In %  von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 9,1 38,2 27,3 7,3 18,2 55 
Offenbach 28,6 42,9 - - 28,6 7 

Tab. 35: Bewertung des Merkmals Farbe durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Richtigkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 18,2 56,4 3,6 1,8 20,0 55 
Offenbach 57,1 14,3 - - 28,6 7 

Tab. 36: Bewertung des Merkmals Richtigkeit durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Anwendbarkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 20,0 49,1 5,5 1,8 23,6 55 
Offenbach 42,9 28,6 - - 28,6 7 

Tab. 37: Bewertung des Merkmals Anwendbarkeit durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Druckqualität 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 10,9 45,5 21,8 5,5 16,4 55 
Offenbach 42,9 14,3 14,3 - 28,6 7 

Tab. 38: Bewertung des Merkmals Druckqualität durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Mehrsprachigkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 10,9 20,0 20,0 18,2 30,9 55 
Offenbach 28,6 14,3 14,3 14,3 28,6 7 

Tab. 39: Bewertung des Merkmals Mehrsprachigkeit durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Vollständigkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 12,7 36,4 18,2 9,1 23,6 55 
Offenbach - 71,4 - - 28,6 7 

Tab. 40: Bewertung des Merkmals Vollständigkeit durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  
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5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Nützlichkeit 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 18,2 49,1 7,3 5,5 20,0 55 
Offenbach 28,6 42,9 - - 28,6 7 

Tab. 41: Bewertung des Merkmals Nützlichkeit durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Umfang 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 16,4 43,6 16,4 3,6 20,0 55 
Offenbach - 57,1 - - 42,9 7 

Tab. 42: Bewertung des Merkmals Umfang durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Merkmal  

Größe 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 20,0 38,2 18,2 5,5 18,2 55 
Offenbach - 57,1 - - 42,9 7 

Tab. 43: Bewertung des Merkmals Größe durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse)  

 

5. Klasse  

Ich bin sehr 
zufrieden 

Ich bin eher 
zufrieden 

Ich bin eher 
unzufrieden 

Ich bin sehr 
unzufrieden K. A. Gesamtbewertung 

In % von Gesamt Gesamt 
Euskirchen 7,3 60,0 9,1 1,8 21,8 55 
Offenbach - 57,1 - - 42,9 7 

Tab. 44: Gesamtbewertung des Schulwegplanes durch die Eltern in den Kommunen (5. Klasse) 
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Anlage 7 
Ausführliche Darstellung der Ergebnisse der Ministerienbefragung 
(Ministerien für Kultus, Inneres und Verkehr) 
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1.1 Erlasse und Hinweise zur Um-
setzung von Schulwegplänen in 
den Bundesländern 

Die vorliegenden Ausführungen stellen eine 
Übersicht und Zusammenfassung der von den 
jeweiligen Ministerien erteilten Auskünfte und 
gelieferten Materialien dar. Die Befragung der 
Ministerien erfolgte im Frühjahr 2008. Die Dar-
stellungen sollen einen groben Überblick über 
das Spektrum an Vorgehensweisen und Beispie-
len in Deutschland geben und wurden zudem als 
Grundlage für weitere Projektschritte genutzt 
(Konzeption der Befragung der Kommunen und 
Schulen).  

Die aufgeführten Projekte, Programme und Vor-
gehensweisen stellen weder eine vollständige 
Zusammenfassung aller Aktivitäten und Rah-
menbedingungen in den Bundesländern dar, 
noch sollen die von den Ministerien vorgenom-
menen und hier dargestellten Aussagen und 
groben Abschätzungen überinterpretiert werden. 
Sie sollen vielmehr einen Einblick in die unter-
schiedliche Umsetzungspraxis und die unter-
schiedlichen Einschätzungen im Umgang mit 
Schulwegplänen in den Bundesländern ermögli-
chen. 

Im Folgenden werden die Auskünfte der jeweili-
gen Ministerien für jedes Bundesland umfassend 
dargestellt. Dabei werden zu Beginn die jeweili-
gen Grundlagen (Erlasse, Verfügungen, Orien-
tierungshilfen etc. der zuständigen Ministerien) 
zusammengefasst, die von den Ministerien 
selbst benannt wurden. Daran anschließend er-
folgt die Dokumentation der erteilten Auskünfte 
der jeweiligen Ministerien auf der Grundlage der 
Befragung. Der Haupttext des Forschungsbe-
richtes enthält eine Zusammenfassung und Ein-
schätzung der gewonnenen Erkenntnisse. 

1.1.1 Baden-Württemberg (BW) 

1.1.1.1 Kultusministerium BW 

Die Auskünfte erteilte das Landesinstitut für 
Schulsport Baden-Württemberg (LIS). 

Es bestehen Erlasse, Verordnungen oder sons-
tige Hinweise für die Schulen, die sich i. w. S. 
mit der Thematik Schulwegpläne befassen. 

Hierzu wird auf den Grundschul-Bildungsplan 
2004, Fächerverbund Mensch-Natur-Kultur, ver-

wiesen.1 Darüber hinaus besteht die Aktion „Ak-
tion sicherer Schulweg 2007“. 

Die Schulen in BW sind in ihrer Entscheidung 
nicht frei, ob und wie sie Schulwegpläne in den 
Schulen umsetzen. Eine Schulwegplanung ist für 
die Grundschulen verbindlich und für die weiter-
führenden Schulen empfohlen. 

Seitens des Ministeriums ist geplant, die Anga-
ben im Schreiben „Aktion sicherer Schulweg“ 
ministeriumsübergreifend alljährlich zu aktuali-
sieren.  

Bezüglich konkreter Umsetzungshinweise zur 
„Aktion sicherer Schulweg 2007“ verweist das 
Ministerium auf die Polizeidirektionen (z. B. Ess-
lingen) und die Polizeipräsidien (z. B. Stuttgart).  

Seitens des Schulministeriums wird einge-
schätzt, dass sowohl für die Grundschüler als 
auch für die Schüler der weiterführenden Schu-
len Schulwegpläne für Fußgänger und Radfahrer 
notwendig sind. Im Bereich der Radfahrer an 
Grundschulen kann dies vereinzelt nach der 
Radfahrausbildung in der 4. Klasse erfolgen und 
sollte die regionalen Gegebenheiten berücksich-
tigen. 

Im Bereich der weiterführenden Schulen wird die 
Erarbeitung von Schulwegplänen je nach den 
regionalen Gegebenheiten empfohlen. Eine ge-
nerelle Pflicht wird seitens des Ministeriums 
nicht benannt. 

Bezüglich der Personen und Institutionen, die im 
Rahmen der Erarbeitung von Schulwegplänen 
beteiligt werden sollten, kommt das Ministerium 
zu folgender Einschätzung:  

Es sollte geeigneter Weise die Schulleitung per-
sönlich die Federführung zur Erarbeitung von 
Schulwegplänen übernehmen. Darüber hinaus 
zeigt Tab. 1, welche der genannten Personen-
gruppen bzw. Institutionen bei der Erarbeitung 
von Schulwegplänen im Regelfall beteiligt wer-
den sollten. 

 

 

 

 

 

 

                                                      
1 Der Grundschul-Bildungsplan kann unter www.bildung-

staerkt-menschen.de abgerufen werden. 
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Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe (Schülermen-
toren Verkehrser-
ziehung) 

   

Straßenverkehrs-
behörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige: ADAC, 
VCD, ADFC 

   

Tab. 1: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums in Ba-
den-Württemberg 

 

Im Bereich der Ausbildung der Lehrer ist das 
Thema Schulwegpläne kein fester Bestandteil. 
Den Lehrerinnen und Lehrern werden jedoch 
Angebote zur Weiterbildung gemacht. Diese 
sind: 

 Regionale Lehrerfortbildungen für die 
Grund-/Haupt-/Real-/Sonderschulen 
durch die Beauftragten für Verkehrser-
ziehung/Verkehr und Mobilität der Stadt- 
und Landkreise. 

 Regionale Lehrerfortbildungen für die 
Gymnasien durch die Fachberater für 

Verkehrserziehung/Verkehr und Mobili-
tät der 4 Regierungspräsidien. 

 SCHILF - Schulinterne Lehrerfortbildung 
durch o. g. Multiplikatoren. 

 Die Schulberatung durch o. g. Multiplika-
toren. 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen in Bereich der Schullandschaft in Ba-
den-Württemberg 
Schulbezirke 

Die räumliche Festlegung der Schulbezirke ist in 
Baden-Württemberg konkret in kommunaler 
Verantwortung geregelt. In den kommenden 
Jahren ist hier seitens des Ministeriums keine 
Veränderung geplant. 

Ganztagsangebote 

Bezüglich der Ganztagsangebote an den Grund-
schulen und weiterführenden Schulen sind aktu-
ell keine konkreten Zahlen verfügbar. Es beste-
hen jedoch umfangreiche Planungen in Baden-
Württemberg, die Ganztagsangebote im Bereich 
der Betreuung der Kinder für den Primar- und 
Sekundarbereich zu verändern. 

Die aktuellen Planungen sind abrufbar unter: 

 Ganztagsschulen: www.km-bw.de 

 Ganztagsbetreuung: www.lis-in-bw.de 

 Flexible Nachmittagsbetreuung: 
www.service-bw.de 

 Schülermentorenprogramm: 
www.jugendbegleiter.jugendnetz.de 

 Sportverein im Betreuungsangebot der 
Schule: www.lsvbw.de/cms/docs/doc42 
55.pdf 

Im Rahmen der Betreuung der Kinder äußert 
das Ministerium, dass im Regelfall der Ort der 
Betreuung auch am Ort der Schule ist. Daher 
wird nicht erwartet, dass hierdurch zusätzliche 
Wege für die Kinder erforderlich sind. 

Schülerbeförderung 

In Baden-Württemberg besteht für die Kinder 
kein Angebot, ein finanziell gefördertes Schüler-
ticket zu beziehen. Ein Zusammenhang zwi-
schen einer Anspruchsberechtigung in Folge der 
Entfernung Schule/Wohnort und dem Bezug der 
finanziell geförderten Schülerfahrkarte besteht 
daher in Baden-Württemberg nicht. 

Es bestehen keine Planungen diese Praxis zu 
verändern.  
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1.1.1.2 Innenministerium BW 

Die Auskünfte erteilte das Landespolizeipräsidi-
um des Innenministeriums. 

Die Beteiligung der Polizeibeamten in Baden-
Württemberg an der Erarbeitung von Schulweg-
plänen ist durch das Schreiben des Innenminis-
terium „Aktion sicherer Schulweg“, das jährlich 
fortgeschrieben wird, geregelt. Zusätzlich wurde 
im laufenden Schuljahr die Kampagne „Schüler-
FAIR-kehr“ zur Erhöhung der Schulwegsicher-
heit und der Zahl der Schülerlotsen und Schul-
busbegleiter gestartet. 

Im Rahmen des Schreibens des Innenministeri-
ums wird auf folgende Materialien zur Verkehrs-
erziehung hingewiesen: 

 Werkheft „Das kleine Zebra mit Oskar, 
Anna und Willi auf dem Schulweg“ für 
die Kinder der ersten Klasse 
(http://www.pfitzer.de/resources/Bestellu
ng_Zebra.html), 

 Elternbroschüre „Weil Kinder keine 
Bremse haben“ und „Zebra-Spielheft“ 
(www.gib-acht-im-verkehr.de), 

 Schülerarbeitsheft für die Radfahraus-
bildung (4. Klasse) (http://radfahraus 
bildung.gib-acht-im-verkehr.de), 

 Broschüre zur Kindersicherung „Sicher 
an Bord! Kinder als Mitfahrer! 
(http://kindersicherung.gib-acht-im-
verkehr.de) und 

 kindgerechte Internet-Angebote stehen 
unter http://gib-acht-im-verkehr.de/ 
kinder/ zur Verfügung. 

Darüber hinaus sind umfangreiche Medien zur 
Verkehrserziehung und Verkehrssicherheit für 
Kinder und Jugendliche unterschiedlicher Alters-
gruppen, Eltern und Erzieher beim Landesmedi-
enzentrum, Moltkestraße 64, 76199 Karlsruhe 
verfügbar. 

Informationen zur unmittelbaren Mitwirkung der 
Polizei an der Erstellung und Gestaltung von 
Schulwegplänen kann dem Schreiben „Aktion 
Sicherer Schulweg“ nicht entnommen werden.  

Konkreter wird die Mitwirkung der Polizei bei der 
Erarbeitung von Schulwegplänen in der Kam-
pagne „Schüler-FAIR-kehr“ beschrieben. An die-
ser Kampagne des Forums Verkehrsprävention 
Baden-Württemberg sind beteiligt:  

 Unfallkasse Baden-Württemberg 
(UKBW), 

 Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport, 

 Landesinstitut für Schulsport, 

 Innenministerium und 

 Landesverkehrswacht Baden-
Württemberg e.V. 

Nach Vorstellung dieses Forums sollte das Kon-
zept zur Verkehrssicherheit einen ganzheitlichen 
Ansatz verfolgen, der neben der Verkehrssi-
cherheit auch den Aspekt der Gewaltprävention 
beinhaltet. Daher beinhaltet diese Kampagne 
auch den Einsatz von Schulweghelfern, Schüler-
lotsen und Fahrzeugbegleitern im ÖPNV.  

Unter dem Punkt 4.6 der Projektbeschreibung 
dieser Kampagne heißt es unter der Überschrift 
Schulweganalyse: 

„Schulen (Schulleitung, Verkehrsbeauftragte) 
sollten zusammen mit Eltern, Schülervertretern 
und Experten der Verkehrssicherheitsarbeit (Po-
lizei, Straßenverkehrsbehörden, Verkehrswach-
ten) den Schulweg analysieren und anschlie-
ßend ein auf die örtlichen Bedürfnisse zuge-
schnittenes Konzept für den Einsatz von Schul-
wegdiensten erarbeiten. Die Beteiligten des 
ÖPNV sollten mit eingebunden werden. Vorhan-
dene Schulwegpläne der Gemeinden und Städte 
sind in die Analyse mit einzubeziehen. Die Fest-
legung der Einsatzstellen und -bereiche sollte 
sich nicht nur an tatsächlich festgestellten Ge-
fahren, sondern generell an den Möglichkeiten 
der Gefahrenvermeidung und -minimierung ori-
entieren. Den Polizeidienststellen wurden hierzu 
bereits umfangreiche Unterlagen zur Schulweg-
sicherung des Gesamtverbandes der deutschen 
Versicherungswirtschaft (GDV) zur Verfügung 
gestellt. Für die konkrete Umsetzung wird die 
Bildung einer Planungs- oder Initiativgruppe 
empfohlen. Die Initiative hierzu sollte grundsätz-
lich von den Schulen und den Eltern, sinnhafter-
weise jedoch von den örtlichen Verkehrswachten 
und Polizeidienststellen ergriffen werden.“ 

Die Mitwirkung der Polizei an der Erarbeitung 
von Schulwegplänen kann daraus abgeleitet 
werden. Sie ergibt sich aus dem Präventionsauf-
trag der Polizei. Dem Ministerium sind darüber 
hinaus keine konkreten Vorgaben oder Hinweise 
zur Erarbeitung von Schulwegplänen von unter-
geordneten Verwaltungsebenen bekannt. 

Aus Sicht des Innenministeriums erfolgt die Er-
arbeitung der Schulwegpläne in den Städten und 
Gemeinden auf der Grundlage des Grundschul-
Bildungsplanes 2004 des Kultusministeriums. 
Zudem setzen die Polizeidienststellen die Vor-
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gaben aus der „Aktion sicherer Schulweg“ ent-
sprechend der örtlichen Verhältnisse um. 

Dem Ministerium sind bislang keine genauen 
Zahlen bekannt, in welchem personellen und fi-
nanziellen Umfang die Polizei vor Ort an der Er-
arbeitung von Schulwegplänen beteiligt ist. Den-
noch wird davon ausgegangen, dass die örtliche 
Polizei personell und finanziell ausreichend aus-
gestattet ist, um prinzipiell flächendeckend die 
Schulen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich bei 
der Erstellung von Schulwegplänen fachlich und 
zeitnah zu beraten. Ein Fehlbedarf an Verkehrs-
sicherheitsberatern besteht aus Sicht des In-
nenministeriums (IM) nicht. 

Seitens des Innenministeriums wird einge-
schätzt, dass sowohl für die Grundschüler als 
auch für die Schüler der weiterführenden Schu-
len Schulwegpläne für Fußgänger und Radfahrer 
notwendig sind. Im Bereich der Radfahrer an 
Grundschulen kann dies vereinzelt nach der 
Radfahrausbildung in der 4. Klasse erfolgen und 
sollte die regionalen Gegebenheiten berücksich-
tigen. 

Aus Sicht des Innenministeriums wird einge-
schätzt, dass die Schulleitung persönlich i. d. R. 
geeigneter Weise die Federführung bei der Er-
arbeitung von Schulwegplänen übernehmen soll-
te. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 2, welche der genann-
ten Personengruppen bzw. Institutionen bei der 
Erarbeitung von Schulwegplänen im Regelfall 
beteiligt werden sollten. 

 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Das Thema Schulwegpläne ist in BW nicht fester 
Bestandteil der Ausbildung der Verkehrssicher-
heitsberater der Polizei. Darüber hinaus beste-
hen keine regelmäßigen Angebote zur Weiterbil-
dung der Verkehrssicherheitsberater, die das 
Thema Schulwegpläne zum Inhalt haben. 

Es wird darauf verwiesen, das Materialien des 
Gesamtverbandes der Versicherer GDV e.V. zur 
Verfügung stehen. Darüber hinaus besteht ein 
umfangreiches Internetangebot des IM BW: 

 http://gib-acht-im-verkehr.de und 

 http://www.unfallforschung-der-
versicherer.de. 
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Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrs-
behörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige: SMV, 
Verkehrsunterneh-
men 

   

Tab. 2: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenministeriums in Ba-
den-Württemberg 

 

1.1.1.3 Verkehrsministerium BW 

Der entsprechende Aufgabenbereich ist in Ba-
den-Württemberg dem Innenministerium zuge-
ordnet. Daher erfolgte die Beantwortung nur 
durch das Innenministerium. 

1.1.2 Bayern (BY) 

In Bayern wurden die Themenfelder der Befra-
gung in einem persönlichen Gespräch erörtert. 
Durchgeführt wurde das Gespräch mit einem 
Mitarbeiter des Polizeipräsidiums München und 
einer Mitarbeiterin des Kreisverwaltungsrefera-
tes München. Die im Folgenden dargestellten 
Aussagen gelten somit z. T. nur für die Stadt 
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München bzw. den Großraum München und nur 
z. T. für ganz Bayern.  

Die Schulen in Bayern entscheiden nicht völlig 
selbständig, ob und wie sie Schulwegpläne er-
stellen. Hierbei besteht kein Unterschied zwi-
schen dem Primar- und dem Sekundarbereich.  

In Bayern gibt es keine gesetzliche Grundlage, 
die die Erstellung von Schulwegplänen festlegt 
oder regelt. Es gibt jedoch die landesweite Akti-
on „Sicher zur Schule, sicher nach hause“, die 
die Grundlage für die Erstellung von Schulweg-
plänen bildet. Diese Aktion wird finanziell von 
ministerieller Seite unterstützt. Weitere Beteiligte 
sind z. B. der ADAC, die Verkehrswacht oder 
auch der Unfallversicherungsträger. 

Das Thema der Schulwegplanerstellung ist kein 
fester Bestandteil der Aus- oder Weiterbildung 
der Verkehrssicherheitsberater der Polizei.  

Für den Bereich der Schulen gibt es eine spezi-
elle Fortbildung für Verkehrslehrer. Dort referie-
ren auch Polizeiverkehrslehrer. 

Tab. 3 zeigt aus Münchener Sicht, welche der 
genannten Personengruppen bzw. Institutionen 
bei der Erarbeitung von Schulwegplänen im Re-
gelfall beteiligt werden sollten. Die Federführung 
bei der Schulwegplanerstellung in München hat 
das Kreisverwaltungsreferat. 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft in 
Bayern 
Schulbezirke 

Die räumliche Festlegung von Schulbezirksgren-
zen ist nicht konkret geregelt. Es bestehen zum 
Erhebungszeitpunkt auch keine Planungen, dies 
zu modifizieren. 

Ganztagsangebote 

Die Entwicklung im Bereich der nachmittäglichen 
Betreuung von Schülern wird so eingeschätzt, 
dass die Angebote in den nächsten Jahren ten-
denziell steigen werden. 

 

Schülerbeförderung 

In Bayern besteht das Angebot, ein finanziell ge-
fördertes Schülerticket zu beziehen. Diese Re-
gelung steht im Zusammenhang mit der Entfer-
nung zum Ort der Schule. In der Primarstufe 
(Klassen 1 – 4) besteht dieser Anspruch auf eine 
finanzielle Förderung für ein Schülerticket ab 
2 km Entfernung zwischen Wohnort und 
Schulort. In der Sekundarstufe (Klasse 5 bis 10) 

liegt dieser Grenzwert bei 3 km. Planungen, die-
se Regelungen zu ändern, bestehen nicht. In 
München erfolgt im Rahmen der Überprüfung 
dieser Kostenfreiheit eine regelmäßige Bege-
hung der Schulwege durch die Kontaktbeamten 
der Polizei. 
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Von Schulleitung 
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Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrs-
behörde 
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amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 3: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Kreisverwaltungsreferates 
München 

 

1.1.3 Berlin (BE) 

1.1.3.1 Senatsverwaltung für Kultus BE 

Die Auskünfte erteilte die Senatsverwaltung für 
Bildung und Wissenschaft, Abteilung I. 

Für Berlin bestehen keine Erlasse, Verordnun-
gen oder sonstige Hinweise für die Schulen, die 
sich i. w. S. mit der Thematik Schulwegpläne be-
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fassen, jedoch Hilfestellungen, die bei der Lan-
desverkehrswacht Berlin oder der BMW-
Niederlassung Berlin bezogen werden können. 

Die Schulen sind in ihrer Entscheidung frei, ob 
und wie sie Schulwegpläne umsetzen. Dies gilt 
jedoch nicht für die Primarstufe. Für die kom-
menden Jahre bestehen keine Planungen, diese 
Praxis zu ändern. Konkrete Standards, Handrei-
chungen oder Verweise auf Broschüren werden 
nicht empfohlen. 

Eine Schulwegplanung wird für die Grundschu-
len und die weiterführenden Schulen unabhän-
gig von der Verkehrsbeteiligung empfohlen. Eine 
direkte Notwendigkeit von Schulwegplänen wur-
de im Rahmen der Beantwortung des Fragebo-
gens nicht bestätigt. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 4, welche der genann-
ten Personengruppen bzw. Institutionen bei der 
Erarbeitung von Schulwegplänen im Regelfall 
beteiligt werden sollten. 

In Berlin hat sich eine „übliche Praxis“ einge-
stellt. Interessenten für Schulwegpläne werden 
von der Landesverkehrswacht beworben und 
dann von einem beauftragten Träger mit MAE-
Kräften (Erwerbslose mit Mehraufwandentschä-
digung) erstellt. Die Druckkosten der erstellten 
Pläne werden von der BMW-Niederlassung Ber-
lin finanziell getragen (Sponsoring). 

In Berlin ist das Thema Schulwegpläne nicht Be-
standteil der Lehrerausbildung. Es gibt im Rah-
men der Weiterbildung von Lehrerinnen und 
Lehrern in Berlin keine regelmäßigen Angebote, 
die explizit das Thema Schulwegpläne zum In-
halt haben. Weiterbildungsangebote finden im 
Rahmen der allgemeinen Angebote zur Ver-
kehrs- und Mobilitätserziehung statt. Der Um-
fang dieser Angebote wurde nicht näher be-
schrieben. 
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Nein,  
oder nur 
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nahme-
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K. A. K. A. K. A. 

Elternvertreter an 
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Ordnungsamt K. A. K. A. K. A. 

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

K. A. K. A. K. A. 

Straßenverkehrs-
behörde 

K. A. K. A. K. A. 

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

K. A. K. A. K. A. 

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

K. A. K. A. K. A. 

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 4: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums in Berlin 

 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen in Bereich der Schullandschaft in Ber-
lin 
Schulbezirke 

Die räumliche Festlegung der Schulbezirke ist in 
Berlin konkret geregelt. Die Einschulbezirke für 
die Primarstufe werden von den Bezirksämtern 
im Rahmen der Zuständigkeit festgelegt. In den 
kommenden Jahren ist hier seitens des Ministe-
riums keine Veränderung geplant, da hier auch 
keine Zuständigkeit gegeben ist. 

Ganztagsangebote 

Der Senatsverwaltung liegen keine statistischen 
Daten über die Betreuungsangebote nach der 
Schule für die Primar- und Sekundarstufe vor. 
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Es wird jedoch davon ausgegangen, dass die 
Angebote offener und gebundener Ganztags-
schulen künftig zunehmen werden. Konkrete 
Ziele wurden im Rahmen der Befragung nicht 
beschrieben. Gemäß der Senatsverwaltung 
müssen Ort der Schule und Ort des Betreuungs-
angebotes nicht regelmäßig übereinstimmen, so 
dass möglicherweise zusätzliche Wege für die 
Kinder erforderlich werden können. 

Schülerbeförderung 

In Berlin erhalten alle Schüler eine finanziell ge-
förderte Schülerfahrkarte. Die Förderung steht 
nicht im Zusammenhang mit der Entfernung zwi-
schen Ort der Schule und Wohnort. Seitens der 
Senatsverwaltung ist nicht geplant, diese Praxis 
zu verändern. 

 

1.1.3.2 Senatsverwaltung des Innern BE 

Die Auskünfte erteilte die Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport, Referat III B. 

Die Senatsverwaltung teilt mit, dass die Erstel-
lung von Schulwegplänen in Berlin grundsätzlich 
Angelegenheit der Schulen ist. Gem. § 12 Abs. 4 
Schulgesetz für das Land Berlin vom 26. Januar 
2004, zuletzt geändert am 11. Juli 2006, ist „Mo-
bilitätserziehung eine besondere Bildungs- und 
Erziehungsaufgabe der Schule“. 

In § 13 Abs. 1 der Verordnung über den Bil-
dungsgang der Grundschule (Grundschulver-
ordnung – GsVO) ist ergänzt: „Verkehrs- und 
Mobilitätserziehung ist Teil des schulischen Un-
terrichts- und Erziehungsauftrags“. Zur Zusam-
menarbeit mit der Polizei wird lediglich in § 13 
Abs. 2 GsVO ausgeführt: „In Jahrgangsstufe 4 
wird in Zusammenarbeit mit der Polizei die Rad-
fahrprüfung durchgeführt, die aus einem theore-
tischen und einem praktischen Teil besteht.“ 

Die Senatsverwaltung weist aber darauf hin: 
„Selbstverständlich unterstützen die Präventi-
onskräfte (Verkehrssicherheitsberater) der Poli-
zeidirektionen und –abschnitte nach Maßgabe 
freier Ressourcen bei Bedarf und auf Anforde-
rung der Schulen diese in allen Fragen der Ver-
kehrssicherheit.“ 

Darüber hinaus sind weitere Informationen der 
Polizei im Internet abrufbar: (http://www.ber 
lin.de/polizei/verkehr/sicherheit.html; Zugriff 20. 
04.2008). Dort heißt es [auszugsweise]: 

„In Berlin sind 73 Verkehrssicherheitsberater 
eingesetzt, die sich um folgende Präventions-
schwerpunkte kümmern: 

 Beratende Unterstützung beim Fußgän-
gertraining in Kitas und Vorschulklassen. 

 Mitwirkung bei der schulischen Radfahr-
prüfung (Schulkinder als Radfahrer). 

 Unterstützung der Schulen bei deren 
Verkehrs- und Mobilitätserziehung. 

 Entwickeln und Trainieren von Fortbe-
wegungsmöglichkeiten Mehrfachbehin-
derter in Integrationsklassen. 

 Beraten aller Schulzweige im Sekundar-
bereich I - Klassenstufen 7-10 - nach 
Absprache zu Themen des Straßenver-
kehrs. 

 Hilfe bei der Projektarbeit mit Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen zu The-
men der Unfallbekämpfung. 

 Beraten von Berufsfahrergruppen auf 
Anforderung. 

 Unterstützen von Senioren bei der Be-
wältigung ihrer Probleme mit der Fort-
bewegung im Straßenverkehr (Verkehrs-
sicherheitsberatung für Senioren). 

 Beraten der Eltern aller Schülergruppen 
zu Verkehrssicherheitsfragen. 

 Ausbilden der Verkehrshelfer.  

o Schülerlotsen und 

o erwachsene Schulweghelfer. 

 Durchführen der Schulwegsicherung 
und – soweit möglich – auch der Siche-
rung der Wege zu Kinderspielplätzen.“ 

Im Rahmen der Befragung erfolgten seitens der 
Senatsverwaltung keine Auskünfte zu den Be-
reichen: 

 Notwendigkeit der Erarbeitung von 
Schulwegplänen für verschiedene 
Schultypen, 

 Notwendigkeit der Erarbeitung von 
Schulwegplänen bei den Verkehrsbetei-
ligungsarten Fußgänger und Radfahrer 
und  

 Beteiligte an dem Prozess zur Erstellung 
von Schulwegplänen.  

Darüber hinaus erfolgten keine Auskünfte zu den 
Themenbereichen Aus- und Weiterbildung der 
Polizei zum Themenbereich Schulwegpläne.  
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1.1.3.3 Senatsverwaltung für Verkehr BE 

Die Auskünfte erteilte die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Abteilung Verkehr. 

In Berlin stellt die Senatsverwaltung Hilfestellun-
gen zur Erstellung von Schulwegplänen oder 
Stadtteilplänen für die Bezirke zur Verfügung. In 
Kürze werden hierzu ein Leitfaden und Materia-
lien für Lehrer veröffentlicht. 

Schulwegpläne sind im Aktionsprogramm 2010 
als Teil des 2007 aktualisierten Verkehrssicher-
heitsprogramms integriert. Ein Aspekt im Rah-
men des Handlungsfeldes „Mensch“ dieses Pro-
gramms ist die künftige Umsetzung des Projek-
tes „Kinderstadtplan“.  

Seitens der Senatsverwaltung werden Schul-
wegpläne an der Grundschule für Fußgänger 
und Radfahrer für notwendig gehalten. An wei-
terführenden Schulen gilt dies für Radfahrer. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 5, welche der genann-
ten Personengruppen bzw. Institutionen bei der 
Erarbeitung von Schulwegplänen im Regelfall 
beteiligt werden sollten. 
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Kann be-
teiligt 
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oder nur 
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fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 5: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht der Senatsverwaltung für Ver-
kehr Berlin 

 

1.1.4 Brandenburg (BB) 

1.1.4.1 Kultusministerium BB 

Die Beantwortung des Fragebogens erfolgte 
durch das Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport, Referat 31 und Referat 25.  

Es bestehen keine Erlasse, Verordnungen oder 
sonstigen Hinweise für die Schulen, die sich 
i. w. S. mit der Thematik Schulwegpläne befas-
sen. 

Alle Schulen entscheiden selbständig, ob und 
wie sie Schulwegpläne erstellen möchten. Ein 
Unterschied zwischen Primar- und Sekundarstu-
fe besteht dabei nicht. Es ist seitens des Schul-
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ministeriums nicht geplant, diese Praxis in den 
kommenden Jahren zu verändern. 

Im Rahmen der Befragung äußerte das Ministe-
rium, Standards für die Bearbeitung von Schul-
wegplänen zu empfehlen. Eine Quellenangabe, 
in der diese Standards konkretisiert sind, erfolgte 
nicht.  

Zur Frage, für welche Zielgruppe das Ministeri-
um Schulwegpläne in den Städten und Gemein-
den für notwendig erachtet, wird sowohl für die 
Primarstufe, als auch für den Sekundarbereich 
die Erarbeitung von Schulwegplänen für Radfah-
rer für notwendig erachtet. Für Fußgänger wurde 
diese Notwendigkeit nicht bejaht.  

Darüber hinaus zeigt Tab. 6, welche der genann-
ten Personengruppen bzw. Institutionen bei der 
Erarbeitung von Schulwegplänen im Regelfall 
beteiligt werden sollten. 

Trotz nicht vorhandener konkreter Vorgaben für 
die Umsetzungspraxis von Schulwegplänen äu-
ßert das Ministerium, dass es in Brandenburg 
„übliche Praxis“ ist, dass an Gefahrenpunkten 
Schülerlotsen eingesetzt werden. 

Das Thema Schulwegpläne ist im Land Bran-
denburg nicht fester Bestandteil der Lehreraus-
bildung. Zudem bestehen keine Weiterbildungs-
angebote, die dieses Thema zum Inhalt haben. 
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stufe  
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hörde 

K. A. K. A. K. A. 

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

K. A. K. A. K. A. 

Unfallkommission K. A. K. A. K. A. 

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

K. A. K. A. K. A. 

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 6: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums in Bran-
denburg 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft in 
Brandenburg 
Schulbezirke 

In Brandenburg ist die räumliche Festlegung von 
Schulbezirken im Primarbereich in § 106 des 
Brandenburgischen Schulgesetzes konkret ge-
regelt. Nach § 91 Abs. 3 Satz 2 des Branden-
burgischen Schulgesetzes ist zudem die Schul-
konferenz anzuhören, welche z. B. über die 
Schulbezirke, Schulwege einschließlich Schüler-
lotsen und den Schulentwicklungsplan be-
schließt. Es bestehen keine Planungen, die Re-
gelung über die Schulbezirke zu modifizieren. Im 
Rahmen der rechtlichen Vorschriften besteht die 
Möglichkeit für Kommunen, deckungsgleiche 
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Schulbezirke auszuweisen, um die Wahl einer 
Grundschule zu eröffnen. 

Ganztagsangebote 

In Brandenburg besteht ein den Bedarf decken-
des Hortangebot für die Kinder, die die Grund-
schulen in den Klassen 1 bis 6 besuchen. Diese 
Horte sind rechtlich eigenständige Einrichtungen 
der Kindertagesbetreuung. Dieses Angebot wur-
de im Jahr 2006 von rund 51 % der Kinder ge-
nutzt. Dabei ist zu beachten, dass das Angebot 
in den unteren Jahrgängen sehr hoch ist und in 
den Jahrgängen 5 und 6 stark abnimmt. Zusätz-
lich bestehen an den Grundschulen Ganz-
tagsangebote, die mit den Hortangeboten ko-
operieren. Zusammengefasst wird abgeschätzt, 
dass etwa 60 % der Grundschüler im Anschluss 
an die Schule ein Betreuungsangebot wahrneh-
men. In der Sekundarstufe I (7. bis 10. Klasse) 
wird für das Schuljahr 2006/2007 abgeschätzt, 
dass etwa 1/3 aller Schüler der weiterführenden 
Schulen ein Angebot der Betreuung nutzen. 

Für die Schuljahre 2007/2008 und 2008/2009 ist 
der Ausbau der Ganztagsangebote an den 
Grundschulen und den Schulen der Sekundar-
stufe I geplant, der im Ergebnis die rechnerische 
Betreuungsquote in beiden Schulstufen um etwa 
5 % steigern wird. 

Ort der Schule und Ort des Betreuungsangebo-
tes müssen dabei nicht derselbe sein, so dass 
für die Kinder ggf. zusätzliche Wege erforderlich 
sind. 

Schülerbeförderung 

In Brandenburg besteht für die Schüler die Mög-
lichkeit ein finanziell gefördertes Schülerticket zu 
beziehen. Die Festlegung, ab welcher Entfer-
nung zwischen Wohnort und Schule Kinder ei-
nen Anspruch auf eine finanzielle Förderung für 
ein Schülerticket erhalten, ist in der „Schüler-
transportsatzung“ des jeweiligen Landkreises 
oder der kreisfreien Stadt geregelt. In der Regel 
orientiert sich der Anspruch an der Zeit für den 
einfachen Schulweg von der Haustür bis zur 
Schule und nicht an den zurückgelegten Kilome-
tern. 

 

1.1.4.2 Innenministerium BB 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium des In-
nern, Abteilung Öffentliche Sicherheit und Ord-
nung, Polizei, Ordnungsrecht, Brand- und Kata-
strophenschutz. 

Aus Sicht des Ministeriums ist die Zuständigkeit 
oder die Beteiligung der Polizeibeamten an der 

Beratung für Schulwegpläne konkret geregelt. 
Es wird auf das integrierte Verkehrssicherheits-
programm der Landesregierung Brandenburg 
2004 verwiesen2. Im Kapitel 1.3: Konzepte der 
Verkehrs- und Mobilitätserziehung in Kindergar-
ten und Schule heißt es:  

„Die Verkehrs- und Mobilitätserziehung muss be-
reits im Kindergarten beginnen und in der Schule 
kontinuierlich weitergeführt werden. Ziel ist des-
halb zunächst, 

 ein übergreifendes Konzept der Ver-
kehrs- und Mobilitätserziehung zu integ-
rieren, 

 die vorschulische Verkehrserziehung in 
die Aus- und Fortbildung der Erzieherin-
nen zu integrieren und  

 die Kontinuität der vorschulischen und 
schulischen Verkehrserziehung durch 
eine gezielte Fortbildung der Pädagogen 
und durch die Einbindung der Eltern in 
die Verkehrs- und Mobilitätserziehung 
ihrer Kinder zu stärken. 

Festzustellen ist, dass sich die Verankerung der 
Verkehrs- und Mobilitätserziehung an Branden-
burgs Grundschulen im Rahmen des Sachunter-
richts bewährt hat. Sie sollte weiterentwickelt 
werden. Mit dem Lernfeld "Verhalten im Stra-
ßenverkehr" steht dabei in den Klassenstufen 
1 bis 4 neben der Sicherheitserziehung die sozi-
ale, umweltverträgliche und gesundheitsbezoge-
ne Herangehensweise an diesen Themenkom-
plex im Vordergrund des Unterrichts. Einen 
wichtigen Schwerpunkt bildet die Fahrradausbil-
dung, die in der vierten Jahrgangsstufe mit einer 
theoretischen und einer praktischen Lernkontrol-
le endet. Da die 10- bis 14-Jährigen häufig als 
Fahrradfahrer im Straßenverkehr beteiligt sind, 
müssen Fragen des Umgangs mit dem Fahrrad 
auch in den folgenden Schuljahren thematisiert 
werden. Alle Schulen sind aufgefordert, gemein-
sam mit Kindern, Eltern und Lehrern Aktionen 
zum verkehrssicheren Schulweg durchzuführen. 
Hierbei geht es um: 

 kontinuierliche Schulwegsicherung, 

 Förderung der Schülerlotsenausbildung, 

 bauliche oder verkehrsregelnde Maß-
nahmen zur Reduzierung von Unfall-
schwerpunkten in der Schulumgebung, 

 gemeinsame Untersuchung der Schul-
wege mit den Schülerinnen und Schü-

                                                      
2 (www.mir.brandenburg.de, Zugriff 20.04.2008) 
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lern hinsichtlich der Verkehrssicherheit 
bei gleichzeitigem Aufzeigen von Alter-
nativen in der Verkehrsmittelwahl und 

 qualitative Auswahl von Beförderungs-
unternehmen. 

Für den Sekundarbereich gilt dabei:  

 dieser übergreifende Themenkomplex 
soll stärker als bisher umgesetzt werden 
und  

 die Vernetzung der Bildungsträger un-
tereinander und die Kooperation der Bil-
dungseinrichtungen mit der Polizei und 
weiteren wichtigen Umsetzern der Ver-
kehrssicherheitsarbeit sollen weiter in-
tensiviert werden. 

Dies kann erreicht werden durch: 

 Integration der Mobilitäts- und Verkehrs-
erziehung in einzelne Fächer des schuli-
schen Unterrichts, 

 das Zusammenwirken mit regionalen 
Trägern der Verkehrssicherheitsarbeit 
bei Projekttagen und -wochen an Schu-
len, 

 die Stärkung der Arbeit der Schulauf-
sicht in den Kreisen durch fachlich kom-
petente Berater, 

 die Implementierung moderner metho-
disch-didaktischer Konzepte für die In-
tegration der Verkehrs- und Mobilitätser-
ziehung in den Fachunterricht und  

 fächerübergreifende Projekte unter Be-
teiligung der Schüler.“ 

Darüber hinaus gibt es einen gemeinsamen 
Runderlass des Ministeriums des Innern und des 
Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport: 
Partnerschaften Polizei und Schule – Intensivie-
rung der Kooperation zwischen Polizei und 
Schule zur Kriminalprävention bei Kindern und 
Jugendlichen vom 10.09.2002, aus der auch die 
polizeiliche Unterstützung der Schulen in der 
Verkehrsprävention abgeleitet werden kann.3 
Dort heißt es unter Punkt 3: Ziel der Partner-
schaft: 

„Ziel der Partnerschaft ist es, durch früh anset-
zende präventive Einflussnahme das Entstehen 
von Kriminalität und Gewalt in Schule, schuli-
schem Umfeld und darüber hinaus zu verhindern 
bzw. zu minimieren sowie die Festigung des 

                                                      
3 (www.bravors.brandenburg.de, Zugriff 20.04.2008) 

Rechtsbewusstseins, die Verstärkung des Si-
cherheitsgefühls und das Vertrauen der Kinder 
und Jugendlichen in Schule und Polizei zu för-
dern. Hierfür ist die Aktivierung und Vernetzung 
der Ressourcen der genannten Verantwortungs-
träger eine wesentliche Voraussetzung.“ 

Die Basis hierfür bilden die Rechtsgrundlagen, 
die in Kapitel 4 dieser Vereinbarung beschrieben 
sind:  

„Gemäß § 1 des Brandenburgischen Polizeige-
setzes hat die Polizei die Aufgabe, Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzu-
wehren. Sie hat im Rahmen dieser Aufgabe der 
Verfolgung von Straftaten vorzusorgen sowie 
Straftaten und Verkehrsunfälle zu verhüten. In 
diesem Kontext obliegt es den Schutzbereichen 
der Polizeipräsidien mit den in ihrem Verantwor-
tungsbereich gelegenen Schulen sowie dem zu-
ständigen staatlichen Schulamt eine enge und 
effektive Zusammenarbeit zur Kriminalitätsver-
hütung, Verkehrserziehung/Verkehrsunfallverhü-
tung und Beseitigung von so genannten "Angst-
räumen" in Schule und Schulumfeld zu gewähr-
leisten.  

Die Schule trägt gemäß § 4 Abs.1 des Branden-
burgischen Schulgesetzes als Stätte des Ler-
nens, des Lebens und der Tätigkeit von Kindern 
und Jugendlichen zur Achtung und Verwirkli-
chung der Werteordnung bei. Zu ihren Aufgaben 
zählt die Vermittlung von Kenntnissen, Fähigkei-
ten und Werthaltungen. Die Schulen sollen mit 
anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, 
deren Tätigkeit sich auf die Lebenssituation jun-
ger Menschen auswirkt, im Rahmen ihrer Aufga-
ben zusammenarbeiten. In diesem Zusammen-
hang obliegt es den Schulen, eine enge und 
wirksame Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Schutzbereichen der Polizei zu sichern.“ 

Darüber hinaus weist das Innenministerium auf 
eine Verfügung des Polizeipräsidiums Potsdam 
aus dem Jahr 2004 an die Schutzbereiche hin. 
In dieser Verfügung, in der die Schulwegplanung 
thematisiert ist, wird auf die unterschiedlichen 
Materialien des GDV hingewiesen (z. B. das „El-
ternheft“ oder das „Planerheft“). In dem Planer-
heft werden Fachhinweise für die Mitarbeiter von 
Straßenbau-, Planungs-, Polizei- und Verkehrs-
behörden gegeben: „Die Schutzbereiche werden 
gebeten, die Anregungen aus diesen Broschü-
ren im Zuständigkeitsbereich zur Erhöhung der 
Schulwegsicherheit umzusetzen um dazu in den 
verschiedenen Gremien, z. B. Unfallkommission, 
wirksam zu werden.“ 
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Seitens des Innenministeriums bestehen jedoch 
keine konkreten Informationen über den finanzi-
ellen und personellen Umfang der polizeilichen 
Aktivitäten in diesem Zusammenhang vor Ort. 

Im Land Brandenburg ist die Präventionsarbeit in 
den Schutzbereichen angesiedelt. Die Schutzbe-
reiche verfügen über Sachbearbeiter Prävention, 
die Prävention im Rahmen des ganzheitlichen 
Ansatzes (Kriminal- und Verkehrsprävention) be-
treiben. 

Schulwegpläne werden in Brandenburg für Fuß-
gänger und Radfahrer an Grundschulen für not-
wendig erachtet. Für die weiterführenden Schu-
len wird diese Notwendigkeit im Rahmen der Be-
fragung weder für Fußgänger noch für Radfahrer 
bejaht. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 7, welche der genann-
ten Personengruppen bzw. Institutionen bei der 
Erarbeitung von Schulwegplänen im Regelfall 
beteiligt werden sollten. 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

In Brandenburg ist das Thema Schulwegpläne 
kein fester Bestandteil der Ausbildung von Ver-
kehrssicherheitsberatern, da die Prävention in 
den Schutzbereichen durch entsprechende 
Sachbearbeiter organisiert ist.  

Die Polizei bietet durch die Fachhochschule der 
Polizei jährlich ein 2-tägiges Seminar „Schul-
wegsicherung“ an. Ziel dieses Seminars ist es, 
die Entwicklungen auf dem Gebiet der Schul-
wegsicherung kennen zu lernen, relevante poli-
zeiliche Aufgaben zu erkennen und methodisch 
aufbereiten und umsetzen zu können. 

Als Inhalte dieses Seminars benennt das Minis-
terium: 

 Verantwortung zur Schulwegsicherung, 

 Zusammenarbeit mit anderen Trägern 
der Verkehrssicherheit, 

 Schülerlotsenausbildung, 

 bautechnische Grundlagen für Schul-
weg- und Spielwegpläne, 

 Grundsätze der Gestaltung: 

o Lösungsmöglichkeiten für Fuß-
gänger und Radfahrer, 

o Wege der Erarbeitung, der Ge-
staltung und des Einsatzes von 
Schulwegplänen, 

o Erfahrungen und Grenzen des 
Einsatzes, 

o Zusammenarbeit mit öffentli-
chen und privaten Trägern und 

 Präventionsprojekte. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige    

Tab. 7: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenministeriums in Bran-
denburg 

 

1.1.4.3 Verkehrsministerium BB 

Verwertbare Auskünfte lagen nicht vor. 

1.1.5 Hansestadt Bremen (HB) 

1.1.5.1 Senatorin für Bildung und Wissen-
schaft HB 

Die Auskünfte erteilte die Senatorin für Bildung 
und Wissenschaft, Referat 21. 
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Es bestehen keine Erlasse, Verordnungen oder 
sonstige Hinweise für die Schulen, die sich 
i. w. S. mit der Thematik Schulwegpläne befas-
sen. Der Rahmenplan Sachunterricht in der Pri-
marstufe aus dem Jahr 2002 enthält für den Be-
reich der Verkehrserziehung/Mobilitätserziehung 
folgende Hinweise: 

 „Straßen und Verkehrswege als Gren-
zen und Verbindungen wahrnehmen und 
sich hier angemessen bewegen können 
und  

 Verkehrsregeln für Fußgänger und Rad-
fahrer kennen“. 

Als Themenvorschläge werden genannt: 

 „Sicherheit auf dem Schulweg, 

 mit der Klasse unterwegs (Nahver-
kehrsmittel), 

 Straßen im Schulbezirk, 

 als Fahrradfahrer unterwegs (Fahrrad-
führerschein) und  

 Spielen auf der Straße“. 

Alle Schulen entscheiden selbständig, ob und 
wie sie Schulwegpläne erstellen möchten. Ein 
Unterschied zwischen Primar- und Sekundarstu-
fe besteht dabei nicht. Es ist seitens des Schul-
ministeriums nicht geplant, diese Praxis in den 
kommenden Jahren zu verändern. 

Im Rahmen der Befragung äußerte das Ministe-
rium, keine Standards für die Bearbeitung von 
Schulwegplänen zu empfehlen. 

Für die Zielgruppen der Fußgänger und Radfah-
rer an Grundschulen erachtet das Ministerium 
die Erarbeitung von Schulwegplänen für not-
wendig. Für die weiterführenden Schulen wird 
diese Notwendigkeit nicht bejaht. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 8, welche der genann-
ten Personengruppen bzw. Institutionen bei der 
Erarbeitung von Schulwegplänen im Regelfall 
beteiligt werden sollten. 

Eine konkrete Person oder Institution, die in die-
sem Prozess die Federführung übernehmen soll-
te, wird nicht benannt. 

In Bremen ist das Thema Schulwegpläne kein 
Bestandteil der Lehrerausbildung. Darüber hin-
aus bestehen keine regelmäßigen Angebote im 
Bereich der Weiterbildung, die das Thema 
Schulwegpläne zum Inhalt haben. 

 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt K. A. K. A. K. A. 

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

K. A. K. A. K. A. 

Schüler Primarstufe K. A. K. A. K. A. 

Schüler Sekundar-
stufe  

K. A. K. A. K. A. 

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

K. A. K. A. K. A. 

Unfallkommission K. A. K. A. K. A. 

Verkehrswacht etc. K. A. K. A. K. A. 

Wissenschaftliche 
Begleitung 

K. A. K. A. K. A. 

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 8: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums in Bre-
men 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft in 
Bremen 
Schulbezirke 

In Bremen ist die räumliche Festlegung der 
Schulbezirke im Primarbereich konkret geregelt. 
Die entsprechende Grundlage hierfür wurde bei 
der Befragung nicht näher beschrieben. Es ist 
nicht geplant in diesem Bereich Änderungen 
vorzunehmen. 

Ganztagsangebote 

In Bremen (ohne Bremerhaven) nutzen rund 
26 % der Grundschüler ein Angebot einer Be-
treuung nach der Schule. In der Sekundarstufe 
liegt dieser Anteil bei rund 20 %. Im Schuljahr 
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2007/2008 sind weitere Umwandlungen von 
Schulen zu Ganztagsschulen geplant. Jährlich 
sollen drei weitere Schulen in Bremen und eine 
in Bremerhaven zur Ganztagsschule erweitert 
werden. 

Seitens des Ministeriums soll i. d. R. der Ort der 
Schule auch Ort der Betreuung sein, so dass für 
die Kinder keine zusätzlichen Wege erforderlich 
sind. 

Schülerbeförderung 

In Bremen und Bremerhaven besteht für die 
Kinder und Jugendlichen ein Angebot eines fi-
nanziell geförderten Schülertickets. Dieses An-
gebot steht für Schüler mit Anspruch nach dem 
Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) zur Ver-
fügung. 

Zusätzlich besteht ein Zusammenhang zwischen 
der Anspruchsberechtigung für eine finanziell 
geförderte Schülerfahrkarte und der Entfernung 
zwischen Wohnort und Ort der Schule: 

 Kinder bis zur 4. Klasse haben ab 2 km, 

 Kinder und Jugendliche der Klassen 5 
und 6 ab 3 km und  

 Kinder und Jugendliche der Klassen 7 
bis 10 ab 4 km einen Anspruch. 

Keine dieser Angaben steht in Zusammenhang 
mit der Berücksichtigung von Schulwegplänen. 

Änderungen an dieser Praxis sind in den kom-
menden Jahren nicht geplant. 

1.1.5.2 Senator für Inneres HB 

Die Auskünfte erteilte die Polizei Bremen, Abtei-
lung Wasserschutz und Verkehr. 

Konkrete Erlasse, die eine Grundlage für die Be-
teiligung der Bremer Polizei an der Erarbeitung 
von Schulwegplänen beschreiben, sind nicht 
vorhanden. Eine Dienstanweisung für die polizei-
liche Mitwirkung bei der Verkehrserziehung und 
Aufklärung vom 18.02.1985 konkretisiert den-
noch die Aktivitäten der Polizei in diesem Be-
reich. Darin heißt es, dass „die Polizei im Rah-
men ihrer Möglichkeiten Verkehrserziehungs-
maßnahmen der 

 Schulbehörde, 

 Sozial- und Jugendbehörde sowie deren 
nachgeordneten Dienststellen, 

 Verkehrswacht, 

 Interessenverbände wie Automobil- und 
Zweiradclubs sowie Fußgängerinitiativen 
und  

 von Firmen, Vereinen und sonstigen pri-
vaten Einrichtungen 

unterstützt. Dazu koordiniert Sachgebiet 31 Ver-
kehrserziehungs- und -aufklärungsmaßnahmen 
sowie Aufklärungsaktionen mit den oben ange-
führten Institutionen und den Polizeirevieren 
bzw. Polizeiabschnitten.“ 

Seit Juli 2007 wird zudem die Initiative zur Er-
stellung von Schulwegplänen mit Hilfe des Ver-
kehrssicherheitsprojektes „Mit gelben Füßen si-
cher ankommen“ unterstützt. Diese Aktion lehnt 
an das im Jahr 1999 als Schulanfangsaktion in 
Niedersachsen entwickelte Projekt "Kleine Füße 
– sicherer Schulweg" an. Dieses Projekt wurde 
über die Jahre fortentwickelt und bis heute the-
matisch angereichert. 

In Bremen sind derzeit etwa 40 Polizeibeamte in 
der Projektarbeit tätig (Kontaktpolizisten, Ver-
kehrssachbearbeiter und ein Verkehrssicher-
heitberater). Die Polizei in Bremen ist nicht aus-
reichend (personell und finanziell) ausgestattet, 
um prinzipiell flächendeckend die Schulen im 
jeweiligen Zuständigkeitsbereich bei der Erstel-
lung von Schulwegplänen zu beraten. Es wird 
abgeschätzt, dass dafür ca. 10 weitere Ver-
kehrssicherheitsberater erforderlich sein würden. 

Schulwegpläne werden für die Verkehrsbeteili-
gungsarten Fußgänger und Radfahrer sowohl für 
die Grundschule als auch für die weiterführende 
Schule für notwendig gehalten.  

Darüber hinaus zeigt Tab. 9, welche der genann-
ten Personengruppen bzw. Institutionen bei der 
Erarbeitung von Schulwegplänen im Regelfall 
beteiligt werden sollten. 

 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Das Thema Schulwegpläne ist nicht Bestandteil 
der Ausbildung der Verkehrssicherheitsberater 
der Polizei. Demgegenüber bestehen im übrigen 
Bundesgebiet ein- bis zweimal jährlich Weiterbil-
dungsangebote, die dieses Thema zum Inhalt 
haben. Genannt werden hier, die Fachschule der 
Polizei in Hessen und das Institut für Aus- und 
Fortbildung der Polizei in Nordrhein-Westfalen 
(Bildungszentrum Neuss, Fachbereich 4, Dez. 
42). 
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Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige: Stadtbild-
gestalter 

   

Tab. 9: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Senators für Inneres in 
Bremen 

 

1.1.5.3 Senator für Verkehr HB 

Die Auskünfte erteilte der Senator für Umwelt, 
Bau, Verkehr und Europa, Abteilung 5. 

Seitens des Senators werden den untergeordne-
ten Verwaltungsebenen (soweit vorhanden) kei-
ne Hilfestellungen oder Anweisungen gegeben, 
wie mit dem Thema Schulwegpläne umgegan-
gen werden sollte. Schulwegpläne sind in Bre-
men auch nicht gezielt in Verkehrssicherheits-
programmen durch Hinweise oder Zielvorgaben 
definiert und integriert. 

Eine Notwendigkeit für die Erarbeitung von 
Schulwegplänen wird im Bremen nur für die 
Grundschule bejaht.  

Seitens des Senators wird als „übliche Praxis“ 
angeführt, dass Schulwegpläne auf Anforderung 
der Schulen und Eltern erstellt werden. Dabei 
sind die Polizei und die Schulen federführend 
eingebunden. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 10, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt K. A. K. A. K. A. 

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 10: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Senators für Verkehr in 
Bremen  

 

1.1.6 Hansestadt Hamburg (HH) 

1.1.6.1 Senator für Kultus HH 

Die Antworten erfolgten abgestimmt durch den 
Senator für Inneres. (Kap. 1.1.6.2) 
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1.1.6.2 Senator für Inneres HH 

Die Auskünfte erteilte das Amt für Innere Verwal-
tung und Planung – Grundsatzangelegenheiten 
des Straßenverkehrs A 330 Verkehrssicher-
heitsarbeit gemeinsam auch für die übrigen Or-
ganisationseinheiten.  

Diese Abteilung koordiniert in Hamburg die Akti-
vitäten unterschiedlicher Behörden und Organi-
sationen rund um die Verkehrssicherheit von 
Kindern. Da Hamburg verwaltungstechnisch als 
Einheitsgemeinde organisiert ist, sind keine mi-
nisteriellen Erlasse etc. erforderlich.  

In der Regel ist im Kontext mit Schulwegplänen 
eher der Bereich der Straßenverkehrsbehörde 
betroffen, welcher in Hamburg der Polizei mit ih-
ren örtlichen Polizeikommissariaten zugeordnet 
ist. Oberste Landesbehörde ist hier die Behörde 
für Inneres.  

Durch diese enge Verzahnung der verschiede-
nen Aufgaben innerhalb der Polizei ist eine Zu-
sammenführung der verschiedenen Aspekte si-
chergestellt. Dies betrifft die Kommunikation 
zwischen den rund 60 vor Ort in den Polizei-
kommissariaten tätigen Polizeiverkehrslehrern 
und den örtlichen Straßenverkehrsbehörden, die 
praktisch unter einem Dach arbeiten. 

Vor diesem Hintergrund war der standardisierte 
Fragebogen für Hamburg stellenweise schwer 
zu beantworten. 

Die Behörde weist darauf hin, dass unter der 
Federführung der Verkehrsdirektion der Polizei 
mittlerweile alle vor Ort tätigen Polizeiverkehrs-
lehrer nach einheitlichen Kriterien entsprechen-
de Pläne für die Hamburger Schulen erstellen 
und diese aktualisieren. 

Daher liegt in Hamburg die Zuständigkeit für die 
Erarbeitung von Schulwegplänen bei der Polizei. 
Diese ist personell und finanziell ausreichend 
ausgestattet, um flächendeckend die Schulen in 
Fragen zu Schulwegplänen beraten zu können.  

Die Erarbeitung von Schulwegplänen ist primär 
für Fußgänger und Radfahrer an den Grund-
schulen notwendig. An den weiterführenden 
Schulen wäre dies sicherlich wünschenswert, 
scheitert jedoch schon daran, dass Schulwege 
dort länger werden und im dichten innerstädti-
schen Raum ein unüberschaubares Geflecht von 
Wegebeziehungen entstehen würde. Angesichts 
der unterschiedlichen Schulformen und Angebo-
te besuchen Schüler immer häufiger Schulen, 
die in anderen Stadtteilen liegen als ihr Wohnort.  

Die Nutzung des ÖPNV und auch das Radfah-
ren spielen eine wichtige Rolle in der Verkehrs-
erziehung in den 5. und 6. Klassen, die in Pro-
jektform stattfindet. Dort steht immer auch der 
eigene Weg zur Schule im Fokus. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 11, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt K. A. K. A. K. A. 

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 11: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Senators für Inneres in 
Hamburg 

 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Die Erarbeitung von Schulwegplänen ist fester 
Bestandteil der Tätigkeit der Polizeiverkehrsleh-
rer und wird entsprechend in der Aus- und Fort-
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bildung thematisiert, auch anhand der Materia-
lien des GDV. 

Nähere Auskünfte können bezogen werden un-
ter: Polizei Hamburg, Verkehrsdirektion – VD 6, 
Stresemannstraße 341-437, 22761 Hamburg,  

vd6@polizei.hamburg.de 

 

1.1.6.3 Senator für Verkehr HH 

Auskünfte wurden abgestimmt durch den Sena-
tor für Inneres erteilt. 

 

1.1.7 Hessen (HE) 

1.1.7.1 Kultusministerium HE 

Der Fragebogen des Schulministeriums wurde 
nicht explizit bearbeitet. Zur Beurteilung der 
Rahmenbedingungen in Hessen dient der Erlass 
„Verkehrserziehung und Mobilitätsbildung in der 
Schule“ vom 15. Juli 2003 (ABl. 8/03 S. 521).  

Darin heißt es unter Punkt 1 Grundlagen: „Ver-
kehrserziehung und Mobilitätsbildung in den 
Schulen gehören zu den Bildungs- und Erzie-
hungsaufgaben, die gemäß § 6 Abs. 4 HSchG 
fächerübergreifend unterrichtet werden.“  In die-
sem Erlass wird angeführt, dass „die moderne 
Verkehrspädagogik über das Vermitteln von 
Kenntnissen über die Zeichen und das Einüben 
des „richtigen“ Verhaltens hinaus geht und die 
kritische Auseinandersetzung mit Erscheinun-
gen, Bedingungen und Folgen des gegenwärti-
gen Verkehrs und seiner künftigen Gestaltung 
mit einbezieht. Mit der zunehmend selbständi-
gen und selbstverantwortlichen Teilnahme am 
Verkehr mit unterschiedlichen Verkehrmitteln 
und aus unterschiedlichen Motiven erweitert sich 
moderne Verkehrserziehung für Schülerinnen 
und Schüler zur Mobilitätsbildung.“ 

Als konkreter Bezug zur Erarbeitung von Schul-
wegplänen heißt es unter Punkt 2.1 auszugs-
weise: „Im Schulprogramm werden schulbezo-
gene und regionale Aspekte sowie besondere 
verkehrspädagogische Schwerpunkte verankert. 
Die Verantwortung aller schulischen Gremien ist 
hier in besonderem Maße gefordert, die Zu-
sammenarbeit mit dem Schulträger, den örtli-
chen Verkehrsbehörden und außerschulischen 
Partnern insbesondere bei der Schulwegplanung 
und bei Übungen zur Verkehrserziehung im rea-
len Verkehrsraum ist geboten.“ 

Unter Punkt 2.2 bis 2.5 des Erlasses werden die 
Arbeitsstrukturen ausformuliert. Danach  

 benennen Schulen einen Schulbeauf-
tragten für Verkehrserziehung und Mobi-
litätsbildung,  

 bestellen die Staatlichen Schulämter 
nach § 94 Abs. 4 HSchG und nach den 
Richtlinien des Kultusministeriums 
Fachberaterinnen und Fachberater für 
Verkehrserziehung, 

 wird aus dem Kreis der Fachberater 
beim Hessischen Kultusministerium eine 
max. 4-köpfige Arbeitsgruppe „Ver-
kehrserziehung und Mobilitätsbildung“ 
gebildet, 

 unterstützt das Hessische Landesinstitut 
für Pädagogik (HeLP) die Schulen durch 
das Angebot regelmäßiger regionaler 
und zentraler Fortbildungen und fördert 
die Kooperation der Fachberatungen. 

In dem Erlass wird herausgestellt, dass Ver-
kehrserziehung und Mobilitätsbildung elementa-
re Aufgaben sind und in der pädagogischen 
Verantwortung der Schulen liegen. 

In Kap. 3 dieses Erlasses wird die Kooperation 
mit der Polizei konkretisiert. Unter Punkt 3.1 wird 
das Rad fahren thematisiert. Dabei wird Übun-
gen zur Verbesserung psychomotorischer Fä-
higkeiten und Fertigkeiten besonderes Gewicht 
beigemessen. Für das 3. und 4. Schuljahr steht 
die Nutzung des Fahrrades im Mittelpunkt. 

Im Rahmen von praktischen Übungen und der 
Radfahrausbildung setzt die Polizei erfahrene 
Polizeibeamtinnen und –beamte ein. Der Unter-
richt in den Jugendverkehrsschulen soll dabei 
möglichst im öffentlichen Verkehrsraum unter 
realen Bedingungen durchgeführt werden. 

Am Ende der Übungen sollen theoretische und 
praktische Lernkontrollen stattfinden. 

In den weiterführenden Schulen sollte das Fahr-
rad als Verkehrsmittel Bestandteil des Unterrich-
tes sein. In dem Erlass wird erwähnt, dass bei 
der Planung, der Durchführung und Auswertung 
besonderer Projekte die Einbeziehung der Poli-
zei sinnvoll sein kann. 

Im Bezug auf die Schulwegplanung heißt es un-
ter dem Punkt 3.2 Sicherung der Schülerinnen 
und Schüler auf dem Schulweg sehr konkret und 
verbindlich:  

„Die Sicherung der Schulwege ist gemeinsame 
Aufgabe der Straßenverkehrs-, Polizei- und der 
allgemeinen Ordnungsbehörde.“ 
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„In der Ausführung ist sie Angelegenheit der 
Straßenbaulastträger. Schulaufsichtsbehörden, 
Schulträger, Schulen und Eltern stehen beratend 
und unterstützend zur Seite.“ 

„Die Schulleitung arbeitet zumindest für die 
Jahrgänge 1 bis 7 einen Schulwegplan aus. 
Schulwegpläne sind Darstellungen, in denen die 
sichersten Wege zur Schule empfohlen werden.“ 

„Schulwegpläne sind den Eltern von Schulan-
fängern rechtzeitig vor Schulbeginn bekannt zu 
machen und zumindest mit den Schulanfängern 
zum Schuljahresbeginn zu besprechen.“  

„Schulen können in Abstimmung mit den örtlich 
zuständigen Polizeibehörden geeignete Schüle-
rinnen und Schüler der Sekundarstufe, die be-
reits über das erforderliche Verantwortungsbe-
wusstsein verfügen, sowie Eltern oder örtliche 
Verkehrshelfer für schulwegsichernde Maßnah-
men ausbilden und einsetzen. […]“ 

„Es sind Unterrichtsangebote zu entwickeln, die 
die Verkehrssicherheit und das Sicherheitsbe-
wusstsein der Schülerinnen und Schüler als 
Fußgänger, als Radfahrer, als Teilnehmer am öf-
fentlichen Personenverkehr und als Mitfahrer im 
PKW fördern.“ 

„Das Sicherheitskonzept gehört zum Schulpro-
gramm und sollte daher regelmäßig evaluiert 
und kontinuierlich fortgeschrieben werden.“ 

Darüber hinaus wird in diesem Erlass darauf 
hingewiesen, dass entsprechende Handreichun-
gen und Hinweise zur Umsetzung verfügbar 
sind. 

1.1.7.2 Innenministerium HE 

Die Auskünfte erteilte das Hessische Ministerium 
des Innern und für Sport, Landespolizeipräsidi-
um. 

In Hessen ist die Zuständigkeit oder die Beteili-
gung der Polizeibeamten an der Erarbeitung von 
oder der Beratung bei Schulwegplänen in einem 
Erlass geregelt.4  

In dieser Richtlinie für die Mitwirkung der Poli-
zeibehörden bei der Verkehrserziehung und -
aufklärung heißt es unter Punkt 2.2 Schulwegsi-
cherung und Schulwegpläne: „Die Polizei wirkt 
bei der Sicherung des Schulweges zum Schutz 
der Schülerinnen und Schüler mit. In Zusam-
menarbeit mit den Schulen, Straßenverkehrsbe-
hörden, Schulelternbeiräten und Erziehungsbe-

                                                      
4 (Az.: LPP 21/Win.-66 k 28 vom 17.09.2003, StAnz. 42/2003 

S. 4082). 

rechtigten sollen Gefahrenquellen beseitigt oder 
vermindert werden.  

Bei der Erstellung von Schulwegplänen erstreckt 
sich die Mitwirkung der Polizei auf eine Beratung 
der Schulen“. 

Schulwegpläne werden grundsätzlich durch die 
Schulgremien erstellt, in Problemfällen erfolgt 
auf Anforderung Unterstützung durch die Ju-
gendverkehrsschulen. Der Aufwand für die Be-
teiligung der Polizei in diesen Fällen beträgt 
nach Berichten aus den Polizeidienststellen etwa 
5 Fälle pro Jugendverkehrsschule jährlich, bei 
einem Aufwand von jeweils 5 Beamtenstunden. 
Die Anzahl der Jugendverkehrsschulen wurde 
nicht angegeben. 

Seitens des Ministeriums wird davon ausgegan-
gen, dass die finanzielle und personelle Ausstat-
tung der Polizei ausreichend ist, um ein flächen-
deckendes Angebot leisten zu können.  

Schulwegpläne sind aus Sicht des Innenministe-
riums an Grundschulen nur für Fußgänger und 
an weiterführenden Schulen für Fußgänger und 
Radfahrer notwendig. 

Die Federführung bei der Bearbeitung von 
Schulwegplänen sieht das Innenministerium ge-
eigneterweise bei Mitarbeitern der Schule. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 12, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

In Hessen gibt es den klassischen „Verkehrssi-
cherheitsberater“ nicht. Im Rahmen der Ver-
kehrssachbearbeitung ist dies zwar ein Aufga-
benbestandteil, allerdings ist in den Arbeitsta-
gungen der Verkehrssachbearbeiter das Thema 
Schulwegpläne/Schulwegsicherung kein fester 
Bestandteil. Es wird je nach Aktualität aufgegrif-
fen. 

Fester Bestandteil ist das Thema Schulwegpläne 
in dem Grundseminar Verkehrspädagogik für die 
Beamten der Jugendverkehrsschulen. Sie sind 
dann die „Verkehrssicherheitsberater“ für die 
Schulen. 

Bei der Ausbildung der Beamtinnen und Beam-
ten für die Jugendverkehrsschulen wird die 
Problematik von Schulwegplänen erörtert und 
anhand von Musterplänen dargestellt.  

In jährlichen Arbeitstagungen zum Schulbeginn, 
in der Regel vor Einschulungsterminen, werden 
Aspekte zum sicheren Schulweg vermittelt. 
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Darüber hinaus finden jährlich drei eintägige Ar-
beitstagungen mit jeweils ca. 50 Teilnehmerplät-
zen statt, bei denen die Schulwegsicherung ei-
nen Tagesordnungspunkt darstellt. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige: Bundespo-
lizei (Bahn) 

   

Tab. 12: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenministeriums in Hes-
sen 

 

1.1.7.3 Verkehrsministerium HE 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Wirt-
schaft, Verkehr und Landesentwicklung, Abtei-
lung V, Verkehr, Straßenbau. 

Das Ministerium weist darauf hin, dass die Er-
stellung von Schulwegplänen eine wichtige Auf-
gabe der Schulen im Bereich der Verkehrserzie-
hung und Mobilitätsbildung ist. „Aktuelle Schul-
wegpläne enthalten verbindliche Festlegungen, 

die für Eltern und Kommunen als eine Rechts-
grundlage dienen.“ 

Die Sicherung der Schulwege ist in Hessen eine 
gemeinsame Aufgabe der Straßenverkehrsbe-
hörden, der Polizei und der Ordnungsbehörde. 
In der Ausführung ist sie Angelegenheit der 
Straßenbaulastträger. Schulaufsichtsbehörde, 
Schulträger, Schulen und Eltern stehen beratend 
und unterstützend zur Seite. 

Zur Verbesserung der Schulwegsicherheit und 
als Orientierungshilfe für die Straßenverkehrs-
behörden hat das Ministerium die Festlegung 
der Einsatzgrenzen für Maßnahmen zum Schutz 
der Fußgänger durch Erlass vom 31.05.2003, 
Nr. V geregelt. Dieser Erlass steht im Zusam-
menhang mit der Einführung der Richtlinien für 
die Anlage und Ausstattung von Fußgänger-
überwegen (R-FGÜ 2001). 

Im Kapitel IV dieses Erlasses wird konkret auf 
den Bereich der Schulwegsicherung eingegan-
gen. Die darin enthaltenen Maßnahmen gelten 
für Schulwege, die in einem qualifizierten Schul-
wegplan ausgewiesen sind und bei denen min-
destens 30 Schüler pro Stunde die Fahrbahn 
überqueren. 

Aufgeführt werden unter dem Punkt 1. Fußgän-
gerüberwege: 

„1.1 Im Einsatzbereich von 200 bis 300 Kfz/h ist 
die Einrichtung eines FGÜ [Fußgängerüberweg 
Anmerkung d. Verfassers] möglich, von 300 bis 
600 Kfz/h wird sie empfohlen.“ 

Hier wird auch auf die Finanzierung der Maß-
nahme hingewiesen. Danach werden „empfoh-
lene“ FGÜ vom Baulastträger der Straße ge-
plant, gebaut und finanziert. „Mögliche“ FGÜ 
können von Dritten geplant, gebaut und finan-
ziert werden. Vor der Anordnung der Maßnahme 
ist die Kostentragung zu klären und eine Ab-
stimmung mit der Straßenverkehrsbehörde, der 
Polizei und dem Baulastträger herbeizuführen. 
Eine Bezuschussung nach GVFG [Gesetz über 
Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden (Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz) Anmerkung d. 
Verfassers] ist ausgeschlossen, da es sich um 
eine freiwillige, keine aus der Baulast ver-
pflichtende Leistung handelt. 

„1.2 In Verbindung mit dem FGÜ sollte grund-
sätzlich eine punktuelle Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 30 km/h angeordnet werden (auf 
einer Länge von höchstens 500 m, in Ausnah-
mefällen bis 800 m). Soweit es für erforderlich 
gehalten wird und die örtlichen Bedingungen es 
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zulassen, kann sich in diesem Zusammenhang 
auch der Bau eines Fahrbahnteilers empfehlen, 
wenn die Fahrbahn ausreichend breit ist.“ 

„1.3 Im Einsatzbereich von 450 bis 650 Kfz/h 
wird die Anordnung einer FGSA [Fußgängersig-
nalanlage, Anmerkung d. Verfassers] statt eines 
FGÜ empfohlen, wenn die zulässige Höchstge-
schwindigkeit von 50 km/h nicht hinreichend be-
achtet wird (V85  > 50 km/h) und die auch nicht 
durch geschwindigkeitsdämpfende Maßnahmen 
erreicht werden kann. Im Einsatzbereich unter 
450 Kfz/h dürfen keine FGSA angeordnet wer-
den.“ 

Punkt 2 Fußgängerschutzanlagen:  

„Im Einsatzbereich von über 600 Kfz/h werden 
FGSA grundsätzlich empfohlen“. 

„Bis zu einer Kraftfahrzeugverkehrsstärke von 
200 Kfz/h und einer Fußgängerverkehrsstärke 
von < 30 Fg/h in der Spitzenstunde bedarf es 
grundsätzlich keiner besonderen Bevorrechti-
gung für Fußgänger. Bei einer so geringen Fahr-
zeugbelastung bietet sich eine Tempo 30-
Regelung an. In Ausnahmefällen sind bauliche 
Maßnahmen (Fahrbahnteiler) vertretbar.“ 

Seitens des Verkehrsministeriums wird die Erar-
beitung von Schulwegplänen für Fußgänger und 
Radfahrer für die Grundschulen und die weiter-
führenden Schulen gleichermaßen für notwendig 
gehalten. Bei den weiterführenden Schulen gilt 
dies mindestens bis Klasse 7.  

Die Federführung bei der Erstellung von Schul-
wegplänen wird seitens des Ministeriums zumin-
dest für die Klassen 1 bis 7 bei der Schulleitung 
verortet. Schulwegpläne sind den Eltern von 
Schulanfängern rechtzeitig vor Schulbeginn be-
kannt zu machen und, zumindest mit den Schul-
anfängern, zum Schuljahresbeginn zu bespre-
chen. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 13, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

 

 

 

 

 

 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 13: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Verkehrsministeriums in 
Hessen  

 

1.1.8 Mecklenburg-Vorpommern (MV) 

1.1.8.1 Kultusministerium MV 

Siehe gemeinsamer Erlass Innenministerium. 
(Kap. 1.1.8.2) 

1.1.8.2 Innenministerium MV 

Die Auskünfte erteilte das Innenministerium Ab-
teilung II 4 – Polizei. Für die Beantwortung des 
Fragebogens wurden fünf örtliche Polizeibehör-
den um eine aktuelle Stellungnahme gebeten. 
Diese Stellungnahmen sind in die Beantwortung 
mit eingeflossen.  

In Mecklenburg-Vorpommern sind die Zustän-
digkeiten zur Beteiligung der Beamten an der 
Erstellung von Schulwegplänen konkret in einem 
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Erlass geregelt. Dieser Erlass trägt den Titel: 
„Maßnahmen zur Schulwegsicherung sowie für 
die Bereiche von Kindergärten, Kindertagesstät-
ten, Kinderheimen, Alten- und Pflegeheimen und 
vergleichbaren Einrichtungen“ (IV-670-621.12-
2.0 vom 27.07.1992 sowie der Ergänzung vom 
22. November 1993 Az: V650-621.5-8-2. Hrsg.: 
Wirtschaftminister des Landes Mecklenburg-
Vorpommern). Der Erlass ergeht im Einverneh-
men mit dem Innenminister, der Kultusministerin 
und dem Sozialminister. In diesem Erlass sind 
zahlreiche sehr konkrete und wichtige Anwei-
sungen enthalten, die hier weitgehend ungekürzt 
wiedergegeben werden sollen. 

In der Vorbemerkung heißt es: „Die Sicherung 
der Schulwege ist eine wichtige Aufgabe der 
Straßenverkehrs- und Straßenbaubehörden, der 
Polizei sowie der Schulbehörden. Neben der 
notwendigen Verkehrserziehung durch Eltern, 
Schule und Polizei kommt dabei der Schaffung 
sicherer Schulwege durch bauliche und ver-
kehrsregelnde Maßnahmen und der Aufstellung 
von Schulwegplänen besondere Bedeutung zu. 
Eine gezielte Verkehrsaufklärung und -über-
wachung sollte diese Maßnahmen ergänzen. 

Grundsätzlich sind die Schulwege und Que-
rungsstellen im gesamten Einzugsgebiet einer 
Schule zu überprüfen. Durch Unfalluntersuchun-
gen und unter Einbeziehung der Erkenntnisse 
der Verkehrsunfallkommission sowie durch Be-
fragungen der Eltern zu den Schulwegen ihrer 
Kinder oder durch Schulwegbeobachtungen sind 
vorhandene gefährliche Stellen zu ermitteln. 
Diese Stellen sind möglichst umgehend durch 
bauliche oder verkehrsregelnde Maßnahmen zu 
entschärfen. Falls dies nicht kurzfristig oder nur 
unzureichend möglich ist, sind entsprechende 
Hinweise in den Schulwegplänen notwendig. 

Im unmittelbaren Schulumfeld, in dem die Wege 
vieler Schulkinder zusammentreffen, sind dar-
über hinaus die nachfolgenden Maßnahmen ge-
eignet, die Kraftfahrer zu einem angepassten 
Geschwindigkeitsverhalten zu veranlassen und 
die Sichtverhältnisse zwischen Kindern und 
Kraftfahrern zu verbessern, um so präventiv ge-
gen die Gefährdung von Kindern beim Überque-
ren der Fahrbahn vorzugehen; sie können daher 
unabhängig vom Vorhandensein von Unfallhäu-
fungsstellen oder anderen Stellen mit erhöhter 
Gefährdung ergriffen werden. 

Weil bauliche Maßnahmen bei entsprechender 
Gestaltung für die Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit erheblich wirksamer sind als bloße Be-
schilderungen, sollte angestrebt werden, Ver-

kehrszeichen durch geeignete bauliche Maß-
nahmen zu ergänzen bzw. zu ersetzen.“ 

In Kap. 1 des Erlasses sind die Maßnahmen der 
Straßenverkehrsbehörden, der Straßenbaube-
hörden und der Polizei in sechs Abschnitte ge-
gliedert.  

1. Verkehrszeichen, 

2. Mittelinseln, 

3. Lichtzeichenanlagen, 

4. Weitere bauliche Maßnahmen, 

5. Überwachung der Geschwindigkeits- 
und Halteverbotsregelungen und 

6. Maßnahmen für die Bereiche von Kin-
dergärten, Kindertagesstätten, Kinder-
heimen, Alten- und Pflegeheimen und 
vergleichbaren Einrichtungen. 

In verkehrsberuhigten Bereichen (Z 325 StVO) 
erscheinen keine besonderen Maßnahmen 
durch Beschilderungen erforderlich. Dies gilt 
auch für entsprechend realisierte Tempo 30-
Zonen (Z 274.1 StVO).  

Als innerörtliche Sofortmaßnahmen für alle Stra-
ßenabschnitte, die noch nicht mit Lichtsignalan-
lagen gesichert sind, werden als Beschilderung 
empfohlen: 

 Z 136 StVO (Kinder), 

 Z 274 StVO (30 km/h, ggf. mit Zusatz-
schild 742 „100 m“ oder ein Zusatzschild 
zur zeitlichen Beschränkung), 

 Z 295 StVO (Fahrstreifenbegrenzung), 

 Z 136 StVO mit Zusatzschild „Schule“ in 
Kombination mit Z 274 (30 km/h) mit Zu-
satzschild 742 „100 m“ oder ein Zusatz-
schild zur zeitlichen Beschränkung. 

Dabei soll auf ein einheitliches Erscheinungsbild 
geachtet werden. Die Schilder sollen jeweils et-
wa 50 m vor der jeweiligen Querungsstelle in-
stalliert werden.  

In dem Erlass wird hervorgehoben, dass Kinder 
unter 10 Jahren beim Überqueren der Straßen 
besonders schutzbedürftig sind. Daher sollen 
insbesondere im Umfeld von Grundschulen Mit-
telinseln angelegt werden, damit die Kinder je-
weils nur eine Fahrbahn überqueren müssen. 
Die Akzeptanz soll durch Absperrungen erhöht 
und Sicht behinderndes Parken wirksam unter-
bunden werden. Die Breite der Mittelinsel soll 
mind. 2 m, im Regelfall jedoch 2,50 m betragen. 
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Als Alternative zu den Mittelinseln können auch 
Lichtzeichenanlagen angelegt werden. Der Er-
lass zeigt auf, dass dies auch unterhalb der Ein-
satzgrenzen nach R-FGÜ 84 möglich ist, wenn 
die Verkehrssicherheit der Kinder im Vergleich 
zu anderen Überquerungshilfen spürbar verbes-
sert wird. In Bezug auf die Signalprogramme 
wird ausgesagt, dass Wartezeiten auch zu Las-
ten des Kfz-Verkehrs von 45 Sekunden und 
Überquerungen der Fahrbahn ohne Unterbre-
chungen anzustreben sind. 

Unter dem Abschnitt der weiteren baulichen 
Maßnahmen werden zahlreiche Maßnahmen 
aufgeführt: 

 Fahrbahnversatz, 

 Fahrbahneinengung, 

 Kreisplätze, 

 Aufpflasterungen, 

 Schwellen, 

 Grüngestaltung, 

 Unterbindung Sicht behindernden Par-
kens, 

 Haltebuchten für das Aus- und Einstei-
gen von Kindern. 

Unter Kap. 2 des Erlasses werden konkrete und 
kompakte Aussagen über Schulwegpläne getrof-
fen: 

„Ergänzend zu den Maßnahmen zur Sicherung 
der Schüler im Nahbereich sollten Schulwegplä-
ne aufgestellt werden, in denen den Kindern die 
nach aller Erfahrung sichersten Wege empfohlen 
werden. 

Schulwegeempfehlungen sollten möglichst für 
das gesamte Einzugsgebiet einer Schule gege-
ben werden; sie sind zumindest für solche 
Schulwege und Querungsstellen erforderlich, bei 
denen sich für die Schulkinder gefährliche Situa-
tionen ergeben können, weil sich bauliche und 
verkehrsregelnde Verbesserungsmaßnahmen 
nicht alsbald oder nur unzureichend realisieren 
lassen. In diesem Fall sind nicht nur die sichers-
ten Wege zur Schule anzugeben, sondern es ist 
auch vor den kritischen Straßenstellen zu war-
nen und dort ggf. ein entsprechendes Verkehrs-
verhalten der Kinder zu empfehlen, falls ein Teil 
der Kinder diese Stellen auf dem Schulweg nicht 
umgehen kann.   

Die Schulwegpläne werden von dem Schulträger 
unter Mitwirkung der betreffenden Schulleiter 
und Lehrer unter Einbeziehung der Eltern und 

unter Beteiligung der Straßenverkehrsbehörde, 
der Polizei und dem betroffenen Straßenbaulast-
träger erstellt.“ 

In Kap. 3 des Erlasses wird beschrieben, dass 
die oben genannten Akteure den Eingangsbe-
reich der Schule auf Mängel untersuchen sollen 
und dass insbesondere auch die Rad fahrenden 
Schüler in diese Überlegungen einbezogen wer-
den sollen. 

Das letzte Kap. 4 regelt Verfahrensfragen und 
Termine. 

Das Ministerium gibt an, dass von untergeordne-
ten Verwaltungsebenen keine weiteren Vorga-
ben oder Hinweise zur Erarbeitung von Schul-
wegplänen bekannt seien.  

Neben diesem umfangreichen Erlass sind die 
Aufgaben der Polizei bei der Erarbeitung von 
Schulwegplänen in der Verwaltungsvorschrift 
über Ziele, Organisation und Zuständigkeiten der 
Polizeilichen Prävention in Mecklenburg-
Vorpommern durch Erlass vom 2. Juni 2004 (II 
440-1 200.32.00) geregelt. 

Unter Punkt 3.3 „Zusammenwirken mit außerpo-
lizeilichen Partnern“ heißt es: „Die Mitwirkung an 
abgestimmten Präventionsmaßnahmen beinhal-
tet die Pflicht: 

 andere zuständige öffentliche und pri-
vate Stellen aktiv auf kriminalitäts- oder 
verkehrsrelevante Probleme und mögli-
che Maßnahmen hinzuweisen, 

 die zur Problemlösung benötigten poli-
zeilichen Informationen bereitzustellen 
und  

 auf gemeinsame Präventionsmaßnah-
men hinzuwirken. 

Hierbei kommen der Polizei im Rahmen der Prä-
vention folgende Aufgaben zu: 

 Frühwarnfunktion für kriminalitätsrele-
vante und verkehrsunfallträchtige Ent-
wicklungen, 

 Erstellung von Sicherheitsanalysen und 

 Mitwirkung bei der Erstellung und Um-
setzung von abgestimmten Präventions-
konzepten. 

Eine Übernahme von Aufgaben anderer Verant-
wortungsträger unterbleibt.“ 

In den fünf Polizeidirektionen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern wirken jeweils mehrere 
Polizeivollzugsbeamte (Sachbearbeiter Verkehr 
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und Präventionsberater) an der Erstellung bzw. 
Aktualisierung der Schulwegpläne mit.  

Es wird eingeschätzt, dass das damit eingesetz-
te Personal ausreicht, um die Schulen flächen-
deckend bei der Erstellung von Schulwegplänen 
zu beraten und zu unterstützen. 

Seitens des Innenministeriums wird einge-
schätzt, dass die Erarbeitung von Schulwegplä-
nen in den Kommunen gleichermaßen für alle 
Grund- und weiterführenden Schulen für Fuß-
gänger und Radfahrer notwendig sei.  

Den Einschätzungen des Innenministeriums 
über die Personen und Institutionen in Tab. 17 
kann entnommen werden, dass für die Erarbei-
tung von Schulwegplänen zahlreiche Gruppen 
beteiligt werden sollten. Dies sind im Besonde-
ren kommunale Behörden. Die Federführung für 
die Erarbeitung der Schulwegpläne sollte jedoch 
beim Schulträger liegen. 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Zentrale Fortbildungsangebote sind dem Minis-
terium nicht bekannt. In Schwerin werden alle 
zwei Jahre Weiterbildungsveranstaltungen durch 
die Landesverkehrswacht e.V. organisiert. Die 
Weiterbildung befasst sich mit Themen der 
Schulwegsicherung und insbesondere mit ziel-
gruppenbezogenen Projekten, z. B. für Kinder in 
der Vorschulphase (aktuell: „100 Tage bis zum 
ersten Schultag“). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige: Schulamt, 
ÖPNV 

   

Tab. 14: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenministeriums in 
Mecklenburg-Vorpommern 

 

1.1.8.3 Verkehrsministerium MV 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Ver-
kehr, Bau und Landesentwicklung, Abteilung 
Verkehr. 

Seitens des Ministeriums werden den unterge-
ordneten Verwaltungsbehörden für die Beratung 
von Schulen bei der Aufstellung von Schulweg-
plänen keine Hilfestellungen oder Anweisungen 
zur Verfügung gestellt. Konkretere Anweisun-
gen, die im Zusammenhang mit der Erarbeitung 
von Schulwegplänen stehen, sind dem Ministeri-
um vom Landkreis Waren-Müritz, Kreisverwal-
tung bekannt.  
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In Mecklenburg-Vorpommern ist im März 2008 
ein landesweites Projekt zur Verbesserung der 
Schulwegsicherheit gestartet, das im Zusam-
menhang mit Schulwegplänen steht. Das Projekt 
der Landesverkehrswacht Mecklenburg-
Vorpommern und der Landesunfallkasse heißt: 
„Noch 100 Tage bis zum ersten Schultag“.  

Mit „Noch 100 Tagen bis zum ersten Schultag“ 
bietet die Verkehrswacht allen rund 1.100 Kin-
dertagesstätten des Landes kostenfrei eine um-
fangreiche Projektmappe an. Darin enthalten 
sind Anregungen, wie die Erzieher und Erziehe-
rinnen die Kinder systematisch und über einen 
längeren Zeitraum hinweg auf eine sicherere 
Teilnahme am Straßenverkehr vorbereiten kön-
nen. Enthalten sind Plakate, Arbeitsblätter, 
Spielanleitungen, Übungsvorschläge, ein Eltern-
brief und ein Gewinnspiel. Die ersten 100 
Schulweg-Tage sind zunächst für die Kinder der 
1. Klassen vorgesehen.5 

Aus Sicht des Ministeriums besteht eine Not-
wendigkeit für die Erarbeitung von Schulwegplä-
nen für die Grundschule und die weiterführenden 
Schulen jeweils für Fußgänger und Radfahrer 
gleichermaßen. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 15, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
                                                      
5  (http://landesverkehrswacht.inmv.de, Zugriff 20.04.2008) 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

K. A. K. A. K. A. 

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt K. A. K. A. K. A. 

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

K. A. K. A. K. A. 

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 15: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Verkehrsministeriums in 
Mecklenburg-Vorpommern  

 

1.1.9 Niedersachsen (NI) 

1.1.9.1 Kultusministerium NI 

Die Auskünfte erteilte das Niedersächsische Kul-
tusministerium, Referat 23. 

Es bestehen Erlasse, Verordnungen oder sons-
tige Hinweise für die Schulen, die sich i. w. S. 
mit der Thematik Schulwegpläne befassen. In 
Niedersachsen werden Schulwegpläne empfoh-
len, aber nicht zwingend vorgeschrieben. 

Die Schulen sind dabei in ihrer Entscheidung, ob 
und wie sie ihre Schulwegpläne erstellen, unab-
hängig. Es besteht kein Unterschied zwischen 
der Primar- und Sekundarstufe. 
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Im Jahr 2005 wurde in Niedersachsen ein lan-
desweiter Wettbewerb zum Thema Schulweg-
pläne durchgeführt. Da dem Ministerium be-
wusst war, dass bei der Realisierung von Schul-
wegplänen mitunter Schwierigkeiten auftreten, 
wollten das 

 Niedersächsische Kultusministerium, 

 das Ministerium für Inneres und Sport 
sowie  

 das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr  

zusammen mit den Gemeindeunfallversiche-
rungsverbänden (Braunschweig, Hannover, 
Oldenburg), dem ADAC Niedersach-
sen/Sachsen-Anhalt, der Landesverkehrswacht 
Niedersachsen e.V. und dem Landeselternrat 
einen Wettbewerb zum Thema Schulwegpläne 
durchführen.  

Gesucht wurden pfiffige Ideen, die geeignet sind, 
einen hohen Informationswert bei gleichzeitig 
niedrigem Aufwand zu haben. Dabei sollten die 
Pläne gut bekannt gemacht werden können, ak-
tuell gehalten werden und im Schulalltag reali-
sierbar sein. Als Wettbewerbskriterien galten 
Originalität, Handhabbarkeit, Übertragbarkeit 
und Bestandteil des Schullebens. 

Darüber hinaus empfiehlt das Kultusministerium, 
das Angebot des „SchulwegPlaners“ zu nutzen.  

Schulwegpläne werden für Fußgänger und Rad-
fahrer sowohl der Grundschulen als auch für die 
weiterführenden Schulen für notwendig erachtet. 

Das Ministerium hebt hervor6, dass trotz des un-
bestrittenen Sicherheitsgewinns nicht für alle 
Grundschulen in Niedersachsen Schulwegpläne 
bestehen. Eine wesentliche Ursache dafür dürfte 
der mit der Erstellung des Planes verbundene 
Aufwand sein. 

Daher wurde eine Initiative der Continental AG 
und der Landesverkehrswacht aufgegriffen, die 
im Internet einen GIS-basierten7 SchulwegPla-
ner zur Verfügung stellt. Das Verfahren soll 
selbsterklärend sein und mit einem handelsübli-
chen PC mit Internetverbindung zu bearbeiten 
sein. 

In der o. g. Mitteilung des Kultusministeriums 
wird der Entstehungsprozess des SchulwegPla-
nes mit Hilfe des internetbasierten Systems fol-
gendermaßen skizziert. 
                                                      
6 (SVBL 11/2007, S. 403 Mitteilungen aus dem MK) 
7 Geoinformationssystem 

Der Entstehungsprozess soll bereits an Quali-
tätskriterien gebunden sein. Zusätzlich erfolgt 
vor der Bereitstellung des Planes im Internet ei-
ne Zertifizierung. Anschließend kann der Schul-
wegplan als offizieller Plan der Schule auf der In-
ternetseite www.SchulwegPlaner.de veröffent-
licht werden. 

Dieser Schulwegplan soll auf gemeinsamen 
Bemühungen von Eltern, der Schule, dem Schul-
träger, Verkehrsbehörden, Straßenbaulastträ-
gern sowie der Polizei basieren. Die Schritte zur 
Realisierung sind in drei Verfahrensschritte ge-
gliedert: 

1. Erstellung des Planentwurfes im Inter-
net: 

 Abfrage durch den Planersteller 
nach einem von der jeweiligen 
Schule zu benennenden Verant-
wortlichen für den Schulwegplan 
(i. d. R. die Schulleitung). 

 Registrierung/Anmeldung des Pla-
nerstellers auf der Internetplattform 
www.SchulwegPlaner.de. 

 Der Verantwortliche der Schule 
lässt sich nach automatisierter Auf-
forderung auf der Internetplattform 
als solcher registrieren und erhält 
weitere Bearbeitungshinweise. 

 Der Verantwortliche der Schule ko-
ordiniert den Erstellungsprozess 
und wird zweckmäßigerweise be-
reits zu diesem Zeitpunkt ein Erör-
terungsverfahren mit dem Schulträ-
ger, der zuständigen Verkehrsbe-
hörde, dem Straßenbaulastträger 
und der Polizei initiieren. 

2. Erstellung einer Entwurfsfassung des 
Schulwegplans mittels des kostenfrei zu 
ladenden PC-Programms „Schulweg-
Planer“: 

 Weiterleitung des Entwurfs als PDF-
Dokument durch den Planersteller 
über das Nutzerportal an den Ver-
antwortlichen der jeweiligen Schule; 
verbunden mit der Aufforderung zur 
Freigabe des Plans. 

 Beteiligung des Schulträgers, der 
zuständigen Verkehrsbehörde, des 
Straßenbaulastträgers und der Poli-
zei durch den Verantwortlichen der 
Schule. 
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 Erstellung der Endfassung des 
Schulwegplans. 

3. Zertifizierung8: 

 Nach erfolgter Zertifizierung wird der 
Schulwegplan auf Veranlassung des 
Verantwortlichen der Schule auf der 
Internetplattform allgemein verfüg-
bar freigegeben (nicht zertifizierte 
Schulwegpläne werden somit nicht 
im Internet über den SchulwegPla-
ner eingestellt.). 

Der SchulwegPlaner wurde am 9.10.2007 im 
Rahmen der Ideen-EXPO durch den nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten der Öffentlich-
keit vorgestellt. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 16, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

In Niedersachsen ist das Thema Schulwegpläne 
kein fester Bestandteil der Lehrerausbildung. 
Zudem gibt es keine Weiterbildungsangebote für 
Lehrerinnen und Lehrer, die das Thema Schul-
wegpläne zum Inhalt haben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                      
8 Der Begriff der Zertifizierung erweckt hier den Eindruck ei-

ner Art Qualitätsprüfung, zutreffender wäre der Begriff der 
„Authentifizierung“. Dieser Begriff wird auch auf der ent-
sprechenden „Authentifizierungserklärung“ verwendet. 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 16: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums in Nie-
dersachsen 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft in 
Niedersachsen 
Schulbezirke 

In Niedersachsen ist die räumliche Festlegung 
der Schulbezirke im Primarbereich auf kommu-
naler Ebene geregelt. Es bestehen keine Pla-
nungen, diese Praxis zu ändern. 

Ganztagsangebote 

Das Ministerium beantwortet die gestellten Fra-
gen durch eine umfangreiche Broschüre (ohne 
Jahr) zu Schulkindern in Tageseinrichtungen, die 
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über die Bezirksregierung Hannover bezogen 
werden kann.9 

Darin werden die Angebotsformen der Förde-
rung und Betreuung von Schulkindern umfang-
reich erläutert. Konkrete Angaben über die aktu-
ell genutzten Angebote enthält diese Broschüre 
nicht. 

Dafür werden die Zuständigkeiten für die Schaf-
fung von Angeboten erläutert. „Nach § 1 des 
Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes (AG KJHG) erfüllen die Land-
kreise und kreisfreien Städte die Aufgabe der 
Kinder- und Jugendhilfe innerhalb ihres eigenen 
Wirkungskreises durch das Jugendamt. Die Ge-
samtverantwortung für die Aufgaben der Kinder- 
und Jugendhilfe, einschließlich der Verantwor-
tung für die Planung, liegt in der Zuständigkeit 
des örtlichen Trägers der Jugendhilfe. Im Rah-
men seiner Planungsverantwortung stellt dieser 
das vorhandene Angebot und den Bedarf an 
Plätzen, auch für Schulkinder, für die nächsten 
sechs Jahre für jede Gemeinde sowie geschlos-
sene Ortslagen fest.“  

Schülerbeförderung 

Einzelheiten zur Durchführung der Schülerbeför-
derung haben die Landkreise und kreisfreien 
Städte als Träger der Schülerbeförderung in ei-
genen Satzungen verankert. Die Kommunen 
können im Rahmen der gesetzlichen Verpflich-
tung sowohl die Beförderungsart (Schulbusse, 
ÖPNV) als auch die Mindestentfernungen zwi-
schen Wohnung und Schule festlegen, von der 
an die Beförderungs- oder Erstattungspflicht be-
steht. Davon wird in Niedersachsen unterschied-
lich Gebrauch gemacht; in der Regel sind die 
Entfernungen zwischen ca. 2 und 5 km festge-
setzt, je nach Alter und örtlichen Verhältnissen. 
Z. B.: 

 im 1. bis 4. Schuljahr ab 2 km und 

 im 5. bis 10. Schuljahr ab 3 – 5 km. 

Nach der Rechtsprechung ist bei Anwendung 
der Mindestentfernungsregel der jeweils kürzes-
te, benutzbare Weg zwischen der Wohnung des 
Schülers und der Schule zugrunde zu legen.  

1.1.9.2 Innenministerium NI 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Inne-
res und Sport, Abteilung 2. 

                                                      
9 Niedersächsisches Landesjugendamt, Dezernat 407– Post-

fach 203 30002 Hannover ,Tel. 0511/106-3100 

Die Beteiligung der Polizei an der Erstellung von 
Schulwegplänen ist konkret beschrieben. Im Ok-
tober 2007 erging ein Schreiben des Innenminis-
teriums an alle Polizeibehörden und -
einrichtungen. Inhalt dieses Schreibens war der 
Hinweis auf die Vorgehensweise zur Erstellung 
von Schulwegplänen mittels des internetbasier-
ten „SchulwegPlaners“. Darin wurden die Poli-
zeidienststellen gebeten, „die Schulen und die 
übrigen an der Erstellung von Schulwegplänen 
beteiligten Institutionen im Rahmen ihrer Ver-
kehrssicherheitsarbeit zu unterstützen“. 

Da im Umgang mit dem „SchulwegPlaner“ noch 
wenige Erfahrungsberichte vorliegen, konnte das 
Innenministerium hierzu noch wenige Informati-
onen liefern.  

Da die Verkehrssicherheitsberater in den Städ-
ten und Gemeinden die Schulen bereits bei der 
Erstellung von Schulwegplänen unterstützt ha-
ben, ist das Ministerium der Auffassung, dass 
die Polizeidienststellen personell und finanziell 
ausreichend ausgestattet sind, um die Schulen 
flächendeckend bei der Erarbeitung von Schul-
wegplänen beraten zu können. 

Nach Auskunft des Innenministeriums liegt die 
Federführung bei der Erarbeitung bei den Schu-
len. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 17, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Die Thematik der Schulwegpläne ist Bestandteil 
der Ausbildung der Verkehrssicherheitberater 
der Polizei in Niedersachen. Im Rahmen der 
Thematik „Schulwegsicherheit“ wird auf den As-
pekt „Schulwegplan“ unter Zugrundelegung der 
Inhalte des „Planerheftes Schulwegsicherung“ 
des GDV eingegangen.  

Zur Weiterbildung stehen sowohl nachfrage- als 
auch angebotsorientierte 2-tägige Seminarange-
bote für ausgebildete Verkehrssicherheitsberater 
zur Verfügung, in denen spezifische Präventi-
onsthemen vertieft werden. Dies ist neben der 
„Schulwegsicherheit“ z. B. auch der „walking-
bus“. 
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Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 17: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenministeriums in Nie-
dersachsen 

 

1.1.9.3 Verkehrsministerium NI 

Auskünfte erteilte das Niedersächsische Ministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, Abtei-
lung 4. 

Seitens der Obersten Straßenverkehrsbehörde 
werden den kommunalen Verwaltungsbehörden 
keine Hilfestellung oder Anweisungen zur Bera-
tung der Schulen bei der Aufstellung von Schul-
wegplänen angeboten. Dem Ministerium sind 
auch keine konkreten Anweisungen oder Hin-
weise von anderen Verwaltungsebenen bekannt. 

Das Ministerium weist im Zusammenhang mit 
der Erstellung von Schulwegplänen auf den 
„SchulwegPlaner“ hin.  

Eine Notwendigkeit zur Erarbeitung von Schul-
wegplänen wird für die Grundschule und die wei-
terführenden Schulen sowohl für die Fußgänger 
als auch für die Radfahrer bejaht.  

Die Federführung hierfür wird bei der Schule 
bzw. bei der von der Schulleitung beauftragten 
Person gesehen. Darüber hinaus zeigt Tab. 18, 
welche der genannten Personengruppen bzw. 
Institutionen bei der Erarbeitung von Schulweg-
plänen im Regelfall beteiligt werden sollten. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 18: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Verkehrsministeriums in 
Niedersachsen 

 



30 

 

 

1.1.10 Nordrhein-Westfalen (NW) 

1.1.10.1 Kultusministerium NW 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Schule 
und Weiterbildung, Referat 513. 

Es bestehen Erlasse, Verordnungen oder sons-
tige Hinweise für die Schulen, die sich i. w. S. 
mit der Thematik Schulwegpläne befassen. Ins-
gesamt entscheiden die Schulen selbst, ob und 
wie sie Schulwegpläne umsetzen. Dabei wird 
zwischen Primar- und Sekundarbereich unter-
schieden. 

Für den Primarbereich gilt der Runderlass 
(RdErl.) des Kultusministeriums vom 10.7.1995 
(GABl. NW. I S. 154)10 sowie die Rahmenvorga-
be zur Verkehrs- und Mobilitätserziehung in 
Nordrhein-Westfalen. 

Im o. g. RdErl. heißt es auszugsweise unter 
Punkt 1: Schulspezifische Schwerpunkte, Me-
thoden und Umfang:  

[…] In der Primarstufe ist Verkehrserziehung 
weitgehend durch personale Beziehungen und 
die unmittelbare Verkehrsumgebung der Schüle-
rinnen und Schüler bestimmt. […] „Am Schulan-
fang steht ein Schulwegtraining, bei dem die 
Schülerinnen und Schüler gemeinsam mit Leh-
rern und Eltern ein sicheres Verhalten auf dem 
Schulweg üben. Für die Schulwegsicherung und 
Beförderung von Schülerinnen und Schülern 
werden Orientierungshilfen, die beim Ministerium 
für Bauen und Verkehr angefordert werden kön-
nen, empfohlen. Daneben sind Schulwegpläne, 
die Einrichtung von Schüler- und Elternlotsen-
diensten und die Beförderung mit dem Schulbus 
weitere geeignete Mittel, das Gefährdungspo-
tenzial für die Schülerinnen und Schüler zu ver-
mindern. […]“ 

In der Rahmenvorgabe zur Verkehrs- und Mobili-
tätserziehung (vgl. Schriftenreihe Schule in NRW 
Heft Nr. 5010) heißt es unter Punkt 1: 

„Die Verkehrs- und Mobilitätserziehung ist Auf-
gabe aller Schulstufen und Schulformen. […] Die 
Koordinierung dieser Arbeiten und die Durchfüh-
rung der Verkehrs- und Mobilitätserziehung der 
Schule obliegen der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter, die oder der diese Aufgabe auch ei-
ner Lehrerin oder einem Lehrer übertragen 
kann.“ 

                                                      
10 Bereinigt, Eingearbeitet: Gem. RdErl. Vom 18.08.1994 

(GABl. NW. I S. 260) u. Gem. RdErl. Vom 6.10.2000 (ABl. 
NRW. 1 2001 S. 8) 

Unter Punkt 3 der schulspezifischen Ziele und 
Inhalte der Verkehrs- und Mobilitätserziehung 
heißt es: „In der Primarstufe bilden eine umfas-
sende psychomotorische Förderung, die Schu-
lung des Bewegungs-, Wahrnehmungs-, Anpas-
sungs- und Reaktionsvermögens die Grundlage 
der Verkehrs- und Mobilitätserziehung. 
Übungsmöglichkeiten ergeben sich u. a. durch 
Schulwegtraining und Radfahrtraining. Die Rad-
fahrausbildung stellt einen Schwerpunkt in den 
Klassen 3 und 4 dar. Die Schule arbeitet dabei 
eng mit den Erziehungsberechtigten und der Po-
lizei zusammen. Die Kinder beginnen, sich mit 
Fragen der Umweltbelastung durch den Verkehr 
und alternativen Möglichkeiten auseinanderzu-
setzen. Die Grundschule ist verpflichtet, Schul-
verkehrspläne zu erarbeiten.“ 

Eine in dieser Form formulierte Verpflichtung zur 
Erarbeitung von Schulverkehrsplänen besteht für 
den Sekundarbereich nicht. 

Das Ministerium für Schule und Weiterbildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen hat im Jahr 
2006 gemeinsam mit dem ADAC Verkehrssi-
cherheitskreis Nordrhein-Westfalen e.V. den 
„Schulwegratgeber“ herausgegeben. Dieser 
Schulwegratgeber enthält Informationen und 
Tipps für Eltern und Lehrer von Schulanfängern. 
Auf Seite 18 dieser Broschüre wird die Bedeu-
tung von Schulwegplänen erläutert. Darin heißt 
es z. B.: 

„Schulwegpläne sind Skizzen der direkten Um-
gebung von Schulen“. Aufgrund von Erfah-
rungswerten werden in diesen Schulwegplänen 
die derzeit sichersten Wege zur Schule einge-
zeichnet. Sie geben damit den Eltern Empfeh-
lungen, welcher Weg gewählt werden soll. Die-
ser Weg ist oftmals nicht der kürzeste, jedoch 
der mit den wenigsten Gefahrenstellen.“ In der 
Broschüre werden zahlreiche Gefahren auf dem 
Schulweg benannt und sie enthält den Hinweis, 
wo die Eltern die Schulwegpläne beziehen kön-
nen. 

Als Faustregel für den sicheren Schulweg be-
nennt die Broschüre drei Aspekte: 

1. Kinder sollen möglichst selten Fahrbah-
nen - besonders vielbefahrene - über-
queren müssen. 

2. Lässt sich dies nicht vermeiden, sollen 
die Fahrbahnen möglichst nur an Kreu-
zungen und Einmündungen gequert 
werden. Bei starkem Verkehr möglichst 
an Ampeln, Zebrastreifen, durch Unter-
führungen und an Stellen, wo Schüler-
lotsen stehen. 
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3. Die empfohlene Straßenseite sollte über 
einen ausreichend breiten Gehweg ver-
fügen.  

Die Notwendigkeit zur Erstellung von Schulweg-
plänen sieht das Schulministerium gleicherma-
ßen für Fußgänger und Radfahrer, sowohl im 
Primar- als auch im Sekundarbereich.  

Tab. 19 zeigt, welche der genannten Personen-
gruppen bzw. Institutionen bei der Erarbeitung 
von Schulwegplänen im Regelfall beteiligt wer-
den sollten. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige    

Tab. 19: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums in Nord-
rhein-Westfalen 

 

In Nordrhein-Westfalen ist das Thema Schul-
wegplan kein fester Bestandteil der Lehreraus-
bildung. Darüber hinaus bestehen keine regel-

mäßigen Weiterbildungsangebote für Lehrerin-
nen und Lehrer, die das Thema Schulwegpläne 
beinhalten. 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft in 
Nordrhein-Westfalen 
Schulbezirke 

Die räumliche Festlegung der Schulbezirke war 
in Nordrhein-Westfalen bis zum 31.07.2008 in § 
39 SchulG i.V. mit § 84 SchulG geregelt. 

Diese Regelung wurde zum 01.08.2008 aufge-
hoben. 

Ganztagsangebote 

In der Primarstufe und in der Sekundarstufe nut-
zen rund 25 % aller Schüler ein Angebot zur Be-
treuung nach der Schule. Dieses Angebot soll 
durch die „Qualitätsoffensive Hauptschulen“ 
durch Ausbau von Ganztagsangeboten verbes-
sert werden. Die konkreten Ziele wurden im 
Rahmen der Befragung nicht genannt. 

Im Primarbereich sollten in der Regel der Ort der 
Schule und der Ort der Betreuung keine zusätz-
lichen Wege für die Kinder zur Folge haben. Im 
Sekundarbereich können unterschiedliche 
Standorte einbezogen werden. 

Schülerbeförderung 

Ein Anspruch auf Schülerfahrtkostenübernahme 
besteht immer dann, wenn die Entfernung vom 
Wohnort zur nächstgelegenen Schule der ge-
wählten Schulform (z. B. Gymnasium)  

 in der Primarstufe mind. 2 km, 

 in der Sekundarstufe I 3,5 km und  

 in der Sekundarstufe II 5 km 

beträgt. Lediglich wenn der Schulweg für Schü-
lerinnen und Schüler ungeeignet oder besonders 
gefährlich ist, kann eine Kostenübernahme auch 
bei einer geringeren Entfernung erforderlich 
sein. 

Der Schulträger (im Regelfall Kommune) ent-
scheidet bei Vorliegen der o. g. Voraussetzun-
gen über die Art der Beförderung (öffentliche 
Verkehrsmittel/Schülerspezialverkehr („Schul-
busse“, „Schulta-
xis“)/Wegstreckenentschädigung für die Beförde-
rung mit elterlichen Pkw). Im Regelfall gelten öf-
fentliche Verkehrsmittel als wirtschaftlichste Art 
der Beförderung. Hierzu erhalten die berechtig-
ten Schüler vom Schulträger bzw. einem von 
ihm beauftragten Unternehmen kostenlose, vom 
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Schulträger finanzierte Fahrkarten für die Schul-
wegnutzung. 

Weitergehende Informationen zum Schülerticket 
in Nordrhein-Westfalen können im RdErl. des 
Ministeriums für Wirtschaft und Mittelstand, 
Energie und Verkehr, des Innenministeriums und 
des Ministeriums für Schule, Wissenschaft und 
Forschung vom 25.01.2001 (ABl. NRW. 1 S. 
96)11 entnommen werden. 

1.1.10.2 Innenministerium NW 

Die Auskünfte erteilte das Innenministerium, Ab-
teilung 4. 

Der für die Polizei des Landes Nordrhein-
Westfalen maßgebliche Erlass bei Fragen der 
Verkehrssicherheitsarbeit ist der Runderlass IM 
NRW vom 22.05.1996 (SMBl. NRW. 2055) „Ver-
kehrssicherheitsarbeit der Polizei Nordrhein-
Westfalen“. 

Dieser enthält „expressis verbis“ keine Aussage 
im Zusammenhang mit Schulwegplänen. Hier 
wird lediglich davon gesprochen, dass „in Ar-
beitskreisen für Verkehrssicherheitsfragen, die in 
der Regel von der Straßenverkehrsbehörde ge-
leitet werden“ mitgewirkt wird, „indem sie [die 
Polizei, Anmerkung d. Verfassers] ihre Erfahrung 
einbringt“. 

Konkreter lässt sich der Beteiligungsauftrag der 
Polizei bei der Erstellung von Schulwegplänen 
aus dem Runderlass des Kultusministeriums 
vom 10.07.1995 (GABl. NW. I S. 154) „Ver-
kehrserziehung in der Schule“ ableiten, der der-
zeit in Überarbeitung ist und in Kürze neu veröf-
fentlicht wird. In der z. Zt. gültigen Fassung lau-
tet der relevante Absatz: „Die Zusammenarbeit 
zwischen Schule und der Polizei bezieht sich in 
der Regel auf die Schwerpunkte Schulwegpla-
nung, Schulwegsicherheit, Radfahrausbildung 
und die Ausbildung von Schülerlotsen.“ 

Einen konkreten Überblick, in welchem Umfang 
die Polizei vor Ort die Schulen berät, ist nicht 
verfügbar. Seitens des Innenministeriums wird 
bezweifelt, ob die örtliche Polizei personell und 
finanziell ausreichend ausgestattet ist, um prin-
zipiell flächendeckend die Schulen im jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich bei der Erstellung von 
Schulwegplänen zu beraten. Ein konkreter Fehl-
bedarf konnte dagegen nicht quantifiziert wer-
den.  

                                                      
11 Bereinigt. Eingearbeitet: Gem. RdErl. D. MVEL, d. IM u. d. 

MSJK v. 25.6.2003 (ABl. NRW. S. 269) 

Für notwendig erachtet das Innenministerium die 
Schulwegpläne in der Grundschule nicht. Dage-
gen wird diese Notwendigkeit für Fußgänger und 
Radfahrer an weiterführenden Schulen bejaht.  

Darüber hinaus zeigt Tab. 20, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 20: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenministeriums in Nord-
rhein-Westfalen 

 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Das Thema Schulwegpläne ist in Nordrhein-
Westfalen kein fester Bestandteil der Ausbildung 
der Verkehrssicherheitsberater. Darüber hinaus 
bestehen nach Auskunft des Innenministeriums 
keine regelmäßigen Angebote zur Weiterbildung 



 

 

33

von Verkehrssicherheitsberatern, die das Thema 
Schulwegpläne zum Inhalt haben. 

1.1.10.3 Verkehrsministerium NW 

Auskünfte erteilte das Ministerium für Bauen und 
Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, Abtei-
lung III.  

Die Oberste Straßenverkehrsbehörde stellt den 
kommunalen Verwaltungsbehörden Hilfestellun-
gen bei der Aufstellung von Schulwegplänen zur 
Verfügung. Die Anwendung der Broschüre „Ori-
entierungshilfen für die Schulwegsicherung“ ist 
durch den gemeinsamen Erlass „Schulwegsiche-
rung und Beförderung von Schülerinnen und 
Schülern“ des Ministeriums für Stadtentwicklung 
und Verkehr – III C 2-22-00 -, des Kultusministe-
riums – II A 2.36-35/0 Nr. 349/94 -  und des In-
nenministeriums – IV C 4-6273 – vom 18.8.1994 
geregelt.  

Darin heißt es [auszugsweise]: „Es wird empfoh-
len, von diesen Maßnahmen auf der Grundlage 
von Orientierungshilfen, die beim Ministerium für 
Stadtentwicklung und Verkehr angefordert wer-
den können, Gebrauch zu machen.“ 

In dieser 44-seitigen Broschüre im DIN A 5 For-
mat liegt der Fokus auf den Bereichen:  

 Schulwegpläne,  

 verkehrsregelnde und bauliche Maß-
nahmen zur Sicherung von Schulwegen, 

 Schülerlotsendienste, 

 Schulbusse, 

 Regeln an Bushaltestellen und  

 Sicherheitsaspekte im Zusammenhang 
mit dem Fahrrad. 

Im Folgenden wird eine umfangreiche Zusam-
menfassung der Inhalte dieser Broschüre darge-
stellt, um zu zeigen, welche Kriterien zur Ver-
besserung der Schulwegsicherheit verkehrsträ-
gerübergreifend baulich und organisatorisch 
möglich sind. Da einige der aufgeführten Aspek-
te in die Erarbeitung des Begehungsleitfadens 
für die Vor-Ort-Begehung der ausgewählten 
Schulwegpläne eingeflossen sind (vgl. Kap. Feh-
ler! Verweisquelle konnte nicht gefunden 
werden.), erfolgt hier eine ausführliche Über-
sicht.  

In dem Abschnitt „Schulwegpläne“ wird definiert, 
dass Schulwegpläne bei der Einschulung von 
Kindern über möglichst sichere Wegeverbindun-
gen informieren: 

„Städte und Gemeinden fertigen für die Sicher-
heit der Schülerinnen und Schüler Schulwegplä-
ne an. Das gilt zumindest für Stellen mit einem 
gewissen Gefährdungspotential für Kinder. Die 
Schulwegpläne werden von der Straßenver-
kehrsbehörde zusammen mit dem Schulträger, 
den Schulen, der Kreispolizeibehörde und der 
Verkehrswacht erarbeitet. 

Sie zeigen möglichst sichere Wege auf und wer-
den den Eltern bei der Einschulung ihrer Kinder 
auf einem Stadtplanauszug mitgeteilt. Die Betei-
ligung von Kindern bei der Erarbeitung von 
Schulwegplänen führt zu einem wesentlichen Si-
cherheitsgewinn. 

Der Schulwegplan zeigt problematische Stellen 
im Straßenraum auf. Diese können durch geeig-
nete bauliche oder verkehrslenkende Maßnah-
men oder auch durch Schüler- oder Elternlotsen 
entschärft werden. 

Der kürzeste Weg muss nicht immer der sichers-
te sein. Vor dem ersten Schultag sollten die El-
tern den sichersten Weg mit den Schulanfängern 
mehrmals gemeinsam gehen. Auch ältere Ge-
schwister oder Schülerinnen und Schüler kön-
nen das tun. Hinweise der Eltern auf besondere 
Gefahrenstellen helfen den Schulanfängern sich 
zu schützen.“ 

Die Broschüre enthält allgemeine und konkrete 
Hinweise zur Verbesserung der Verkehrssicher-
heit auf Schulwegen.  

Allgemein wird darauf verwiesen: 

 Vorbild zu sein, 

 Kinder unter zehn Jahren sind bei der 
Überquerung von zwei Fahrstreifen im 
Gegenverkehr überfordert und 

 Kinder haben ein eingeschränktes Ge-
sichtsfeld.  

Als konkrete Maßnahmen zur Schulwegsiche-
rung werden aufgeführt: 

 Haltestellengeländer an Bushaltestellen, 

 regelmäßige Geschwindigkeitskontrollen 
und Überprüfung der Wirksamkeit, 

 Verkehrszeichen StVO: 136, 274, 276, 
283, 325, 356, 224, 

 auf Schulwegen, wo keine Ampeln sind, 
sollen Mittelinseln angelegt werden, 
wenn mehr als 30 km/h erlaubt sind, 

 Förderung der Akzeptanz von Mittelin-
seln durch zusätzliche Maßnahmen 
(z. B. Absperrungen), 
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 wenn Mittelinseln nicht möglich sind, 
dann die Anlage von Fußgängerüber-
wegen in Verbindung mit Aufpflasterun-
gen, Gehwegnasen oder Ampeln anord-
nen, 

 Mittelinseln sollen mind. 2 m breit sein, 

 innerorts Verzicht auf Leitplatten (Zei-
chen 605.24 StVO) und halbhohe Grün-
pflanzungen, 

 langgestreckte Mittelinseln sind ggf. 
günstiger als Ampeln, 

 Einengungen vornehmen, 

 Poller zur Verhinderung von Sicht be-
hinderndem Parken auch an Einmün-
dungen, 

 Signalsteuerung: Keine Wartezeiten 
über 60 Sekunden, besser nur 45 Se-
kunden anstreben, 

 Überquerung von Fahrbahnen, die durch 
Inseln getrennt sind, ist ohne zeitliche 
Unterbrechung möglich zu machen, 

 Tempo 30-Zonen und verkehrsberuhigte 
Bereiche sollen vorrangig die Gebiete 
um Schulen sowie die Schulwege be-
rücksichtigen, 

 Verhinderung des Gehwegparkens im 
Umfeld der Schule, 

 Geschwindigkeitsreduzierung durch 
Fahrbahnversatz, Kreisverkehre, Auf-
pflasterungen und Schwellen (ohne 
Durchgangsverkehr), 

 Einrichten von Haltebuchten für Kraft-
fahrzeuge zur Verbesserung der Sicher-
heit beim Ein- und Aussteigen auf der 
zur Schule gewandten Seite, 

 Radwegenetz sollte geschlossen sein, 

 klare Wegweisung nach Landesstan-
dard, 

 ebene Radwege, 

 ausreichende und sichere Fahrradab-
stellanlagen in der Schule und an den 
Haltestellen des öffentlichen Nahver-
kehrs, 

 Anpassung der Verkehrsregeln an die 
Sicherheits- und Geschwindigkeitsan-
sprüche der Radfahrer, 

 Radwege, Radfahrstreifen, Schutzstrei-
fen im Längsverkehr oder Fahrradstra-
ßen anlegen, 

 Aufstellflächen für Abbieger an Knoten-
punkten einrichten, 

 ggf. Fußgängerzonen für den Radver-
kehr freigeben, 

 ggf. geeignete Einbahnstraßen für den 
Radverkehr in Gegenrichtung öffnen und  

 Öffentlichkeitsarbeit: Die Handzettelakti-
on „Parke nicht auf unseren Wegen“ 
wurde mit der Neuauflage der Broschüre 
entfernt. 

Des Weiteren enthält die Broschüre Hinweise 
zur Auswahl, Ausbildung und Einsatz von Schü-
lerlotsen. Diese können sowohl im Straßenver-
kehr, als auch im Schulbus eingesetzt werden.  

Stichworte zu den Schülerlotsen sind: 

 Schülerlotsen arbeiten ehrenamtlich,  

 sie haben das 13. Lebensjahr vollendet, 

 die Erziehungsberechtigten stimmen 
schriftlich zu,  

 sie haben keine polizeilichen Befugnis-
se, 

 Einsatz an besonders gefährlichen 
Standorten, 

 Einsatz im Regelfall bei fehlenden Am-
peln, ggf. an besonders stark belasteten 
Lichtsignalanlagen, 

 Einsatz im Bus oder an den Bushalte-
stellen möglich, 

 die Schulleitung oder die Gremien 
schlagen den Einsatz von Lotsen vor, 

 über Einsatz, Aufhebung und den Ge-
fahrenpunkt entscheidet der Schulträger, 

 die Schule, die Straßenverkehrsbehör-
de, die Kreispolizeibehörde und die Ver-
kehrswacht werden angehört, 

 im Regelfall werden die Lotsen im Um-
feld ihrer Schule eingesetzt, 

 die Ausbildung erfolgt freiwillig in Ar-
beitsgemeinschaften durch die Polizei in 
Zusammenarbeit mit den Fachberatern 
für Verkehrserziehung, 

 als Ausbildungsleitfaden kann der 
„Schülerlotsenleitfaden für die Ausbil-
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dung“ von der Deutschen Verkehrs-
wacht verwendet werden, 

 der Schülerlotse trägt eine Dienstklei-
dung, 

 Schülerlotsen sind versichert. 

Stichworte zum Schulbus: 

 Es können konzessionierte und nicht 
konzessionierte Unternehmer im Schul-
busverkehr eingesetzt werden. Bei kon-
zessionierten Verkehrsunternehmen 
wird die Eignung nach § 13 Abs. 1 Per-
sonenbeförderungsgesetz (PbefG) als 
erbracht angesehen. Bei nichtkonzessi-
onierten Unternehmen erfolgt die Eig-
nungsüberprüfung durch den Schulträ-
ger. 

 Bei der Beförderung in Kleinbussen soll 
der Fahrer auch die Erlaubnis zur Per-
sonenbeförderung haben. 

 Der Schulträger entscheidet über Be-
gleitpersonen in den Fahrzeugen. 

 Grundsätzlich ist eine Begleitung erfor-
derlich, wenn die Kinder eine Schule für 
Körperbehinderte, für geistig Behinderte 
oder für Erziehungshilfe besuchen. 

 Schüler, die andere belästigen oder ge-
fährden oder das Fahrzeug beschädi-
gen, können befristet oder auf Dauer 
durch den Schulträger von der Beförde-
rung mit Schulbussen ausgeschlossen 
werden. 

 Der Schulbusfahrer ist berechtigt, Schü-
ler von der Beförderung auszuschließen, 
wenn dies erforderlich und angemessen 
ist. Der Schulträger und die Schule sind 
hiervon unverzüglich zu benachrichti-
gen. 

 Schulbushaltestellen sollen mit denen 
des Öffentlichen Verkehrs zusammen-
gelegt sein. 

 Schüler sollten die Schule möglichst oh-
ne eine Straßenüberquerung erreichen 
können. 

 Die Aufstellflächen sind ausreichend zu 
dimensionieren. 

 Es sind ausreichende Abstellflächen für 
Fahrräder vorzuhalten. 

 An bestimmten Haltestellen kann die 
Einschaltung von Warnblinkanlagen an-
geordnet werden. 

 Des Weiteren gilt nach § 20 StVO Über-
holverbot; Vorbeifahren im Haltestellen-
bereich darf in beide Richtungen nur 
noch mit Schrittgeschwindigkeit erfol-
gen. 

Stichworte zum Radverkehr: 

 Durch Erlass wurden die Schulen ver-
pflichtet, das Radfahrtraining in den 
Klassen 1 und 2 sowie die Radfahraus-
bildung von der dritten Klasse an als ei-
nen Schwerpunkt der Verkehrserzie-
hung zu behandeln. 

 Es wird darauf hingewiesen, dass Kinder 
im Grundschulalter grundsätzlich noch 
nicht den Anforderungen der realen Ver-
kehrswelt gewachsen sind. 

 Erst ab einem Alter von ca. 14 Jahren 
beherrschen Kinder die erforderlichen 
Anforderungen. 

 Helm tragen kann Leben retten. Eltern 
sollten ihre Kinder zum Tragen des 
Helms bewegen und selbst Vorbild sein. 
Leuchtende Farben und modische For-
men können hier hilfreich sein. 

Darüber hinaus enthält der Anhang dieser Orien-
tierungshilfe einen Anforderungskatalog für 
Kraftomnibusse (KOM) und Kleinbusse, ein 
Merkblatt für die Schulung von Fahrpersonal und 
einen Mustervertrag zwischen Unternehmen und 
Schulträgern zur Schülerbeförderung. 

Schulwegpläne sind in Nordrhein-Westfalen für 
die Grundschule notwendig. Für die weiterfüh-
renden Schulen wird diese Notwendigkeit nicht 
bejaht, aber für den Bereich der weiterführenden 
Schulen vor allem beim Schulwechsel für förder-
lich gehalten. 

Seitens des Verkehrsministeriums wurde keine 
Person oder Institution konkret benannt, die die 
Federführung bei der Erarbeitung von Schul-
wegplänen übernehmen sollte. Darüber hinaus 
zeigt Tab. 21, welche der genannten Personen-
gruppen bzw. Institutionen bei der Erarbeitung 
von Schulwegplänen im Regelfall beteiligt wer-
den sollten. 
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Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

K. A. K. A. K. A. 

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt K. A. K. A. K. A. 

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

K. A. K. A. K. A. 

Unfallkommission K. A. K. A. K. A. 

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige: ortsfremde 
Sachverständige, 
Kinderbüros, Kin-
derbeauftragte 

K. A. K. A. K. A. 

Tab. 21: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Verkehrsministeriums in 
Nordrhein-Westfalen  

 

1.1.11 Rheinland-Pfalz (RP) 

1.1.11.1 Kultusministerium RP 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Bil-
dung, Wissenschaft, Jugend und Kultur, Abtei-
lungen 2 und 3. 

Es bestehen Erlasse, Verordnungen oder sons-
tige Hinweise für die Schulen, die sich i. w. S. 
mit der Thematik Schulwegpläne befassen. Das 
Ministerium verweist hier auf die Verwaltungs-
vorschrift „Verkehrserziehung in den Schulen“ 
vom 9. August 1999 (GAmtsb. S. 358). 

Im Kapitel 8 Fachberaterinnen und Fachberater 
für Verkehrserziehung heißt es [auszugsweise] 
unter dem Punkt 8.2: Den Fachberaterinnen und 
Fachberatern obliegt: 

 „Die Beratung der Schulen und Mitor-
ganisation bei der Erstellung von 
Schulwegplänen und der Einrichtung 
von Schulwegbegleitdiensten“. 

 „Die Fortbildung der Obleute für Ver-
kehrserziehung, wozu jährlich mindes-
tens eine Obleutetagung oder eine 
Dienstbesprechung für Obleute durch-
zuführen und in Abständen eine mehr-
tägige Fortbildungsveranstaltung beim 
Staatlichen Institut für Lehrerfort- und 
weiterbildung anzubieten und mitzupla-
nen ist (entsprechend der Thematik 
können auch andere Lehrkräfte dazu 
eingeladen werden)“. 

 „Die Zusammenarbeit mit allen Behör-
den – insbesondere mit der Polizei und 
den Aufgabenträgern der Schülerbeför-
derung – sowie Einrichtungen und Or-
ganisationen, die die schulische Ver-
kehrserziehung unterstützen.“ 

Punkt 9 der Verwaltungsvorschrift sagt, dass die 
Obleute für Verkehrserziehung an allen Schulen 
von der Schulleitung im Einvernehmen mit der 
Gesamtkonferenz aus dem Kreis der Lehrkräfte 
bestimmt werden sollen. 

Den Obleuten obliegt danach [auszugsweise]: 

 „Die Beratung der Schulleitung und des 
Kollegiums in allen Fragen der Ver-
kehrserziehung. Orientierungshilfe dazu 
ist die Broschüre „Schulinterne Fortbil-
dung zur Verkehrserziehung“. 

Im Sinne der Verwaltungsvorschrift obliegt die 
Fortbildung der Fachberaterinnen und Fachbera-
ter und die Gesamtkoordination der Verkehrser-
ziehung in Rheinland-Pfalz dem Staatlichen 
Institut für Lehrerfort- und -weiterbildung in Ab-
stimmung mit dem Ministerium für Bildung, Wis-
senschaft, Jugend und Kultur. 

Insgesamt wird hieraus keine Pflicht zu Erstel-
lung von Schulwegplänen abgeleitet. Die Schu-
len entscheiden frei, ob und wie für ihre Schule 
Schulwegpläne erstellt werden. Ein Unterschied 
zwischen Primar- und Sekundarbereich besteht 
dabei nicht. 

Seitens des Ministeriums soll diese Praxis in den 
kommenden Jahren modifiziert werden. Ziel ist, 
dass noch mehr Schulen als bisher Schulweg-
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pläne erstellen. Die Schulen werden dabei bera-
tend unterstützt. Im Kontext der Schulwegpläne 
ist auch auf die Kinderstadtteilpläne hinzuwei-
sen, deren Erstellung unter der Beteiligung von 
Kindern durch das Ministerium im Rahmen des 
Aktionsprogramms „Kinderfreundliches Rhein-
land-Pfalz“ mit Landesmitteln gefördert wird. 
Diese Kinderstadtteilpläne sind zwar keine 
Schulwegpläne, haben aber auch die Funktion, 
auf Gefahrenquellen entlang der Laufwege von 
Kindern hinzuweisen. Aktuell wird im Ministerium 
geprüft, wie die Förderbedingungen so erweitert 
werden können, dass auch auf die Abstimmung 
mit Schulwegplänen verstärkt aufmerksam ge-
macht werden kann. 

Zusätzlich werden den Schulen zukünftig Stan-
dards zur Erstellung von Schulwegplänen emp-
fohlen. Eine aktuelle Empfehlung des Ministeri-
ums ist die Nutzung des Programms, das auf der 
Internetseite www.SchulwegPlaner.de zu bezie-
hen ist (nähere Erläuterung siehe Kap. 1.1.9). 

Schulwegpläne werden vom Ministerium sowohl 
für Fußgänger als auch für Radfahrer als not-
wendig erachtet. Dabei wird nicht zwischen Pri-
mar- und Sekundarstufe unterschieden. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 22, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

Insbesondere städtische Grundschulen haben 
oft schon Schulwegpläne erstellt. Diese Pläne 
sind häufig auch Bestandteil des individuellen 
schulischen Qualitätsprogramms, das von allen 
Schulen verpflichtend erstellt wird. In jüngerer 
Zeit entwickelt sich die übliche Praxis dahinge-
hend, dass die Fachberaterinnen und Fachbera-
ter für Verkehrserziehung das Werkzeug 
„SchulwegPlaner“ vorstellen und empfehlen. 

Schulwegpläne sind in Rheinland-Pfalz fester 
Bestandteil der Lehrerausbildung. Zudem hat 
das Forum Verkehrssicherheitsarbeit Rheinland-
Pfalz vor einiger Zeit die Initiative ergriffen, die 
Behandlung der Schulwegpläne in der Lehrer-
ausbildung noch auszubauen. 

Aktuell ist das Thema Schulwegpläne nach Aus-
kunft des Ministeriums folgendermaßen imple-
mentiert: 

Lehramt an Grund- und Hauptschulen: 

Vor allem im Lernbereich Sachunterricht ist die-
se Thematik verortet und wird entsprechend im 
Vorbereitungsdienst im Fachseminar Grund-
schulpädagogik aufgegriffen. 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige: Jugend-
amt 

   

Tab. 22: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums in 
Rheinland-Pfalz 

 

Lehramt an Realschulen: 

Schulwegpläne sind häufig Gegenstand des 
Erdkundeunterrichts zu Beginn der 5. Klasse, wo 
der Lerngegenstand „Abbildung der Wirklichkeit 
in geografischen Medien“ an Hand des (meist) 
neuen Schulwegs thematisiert wird. Da Stan-
dardthemen einen festen Platz in der schulprak-
tischen Ausbildung einnehmen und die Thematik 
zudem in allen gängigen Schulbüchern präsent 
ist, ist davon auszugehen, dass sie in der Leh-
rerausbildung im Fach Erdkunde angesprochen 
wird, auch wenn hierzu keine explizite Verpflich-
tung vorliegt. 

Lehramt an Gymnasien und berufsbildenden 
Schulen: 
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Konkrete Angaben konnten nicht erfolgen, das 
Ministerium kommt zu dem Ergebnis, dass 
Schulwegpläne didaktisch und methodisch in 
verschiedenen Fachseminaren, durchaus fä-
cherverbindend (Deutsch, Erdkunde, Sozialkun-
de) aufbereitet werden. 

Lehramt an Förderschulen: 

(Siehe auch Lehramt Realschulen)  

Darüber hinaus treffen diese Angaben auch für 
die Förderschule in den Bereichen Sachunter-
richt, Heimatkunde und Verkehrserziehung zu, 
jedoch ab der Klasse bzw. Lernstufe 1. Die Aus-
sage bezüglich des Faches Grundschulpädago-
gik gilt auch für rund 80 % der angehenden För-
derschullehrerinnen und Förderschullehrer. Zu-
sätzlich wird die Thematik im Rahmen der Erzie-
hung zur Selbständigkeit und Selbstverantwort-
lichkeit fachrichtungsabhängig im Studium der 
sonderpädagogischen Fachrichtungen behan-
delt. 

Neben der Lehrerausbildung hat das Thema 
Schulwegpläne einen festen Stellenwert in der 
Weiterbildung. In Fortbildungsveranstaltungen 
des Staatlichen Lehrerfortbildungsinstitut IFB 
werden Schulwegpläne thematisiert, also in der 
3. Phase der Lehrerausbildung (berufsbeglei-
tend). Lehrerinnen und Lehrer befassen sich 
jährlich in etwa 50 ein- und mehrtägigen Fortbil-
dungsveranstaltungen mit der Umsetzung der 
schulischen Verkehrserziehung und auch mit 
dem Vorgehen bei der Erstellung von Schulweg-
plänen. 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft in 
Rheinland-Pfalz 
Schulbezirke 

In Rheinland-Pfalz gilt „Kurze Beine – kurze We-
ge“, das heißt, Grundschulstandorte sollen mög-
lichst erhalten bleiben. Es gibt keine konzeptio-
nellen Schließungsabsichten, was einzelne 
Grundschulschließungen nicht völlig ausschließt.  

Die Schulbezirke werden in Rheinland-Pfalz in § 
62 Abs. 1 SchulG festgelegt. Die Schulbehörde 
legt u. a. für jede Grundschule ein räumlich ab-
gegrenztes Gebiet als Schulbezirk fest. Das 
Schulgesetz ist unter http://eltern.bildung-rp.de 
unter der Rubrik „Rechtsgrundlagen“ abrufbar. 

Ganztagsangebote 

In der Primarstufe nutzen nach einer Schätzung 
rund 25 % aller Grundschüler der Klassen 1 bis 
4 ein Betreuungsangebot nach der Schule. Da-

bei bleibt die Zahl der Kinder, die einen Hort be-
suchen oder die privat außerhalb der eigenen 
Familie betreut werden, unberücksichtigt.  

In der Sekundarstufe nutzen rund 15 % aller 
Schüler der weiterführenden Schulen ein Ange-
bot einer Betreuung.  

Die Angebote für beide Stufen sind sehr vielfältig 
und beinhalten z. B. Ganztagsschulen in Ange-
botsform, in offener Form und in verpflichtender 
Form, unterschiedlich lange Angebote in der be-
treuenden Grundschule, AG-Angebote der Schu-
len sowie Hort- und Jugendhilfeangebote, so 
dass eine quantitative Darstellung dieser sehr 
unterschiedlichen Angebote zu aufwändig wäre 
und sich eine - selbst vorsichtige - Schätzung 
verbietet. 

Künftige Planungen können dagegen konkreter 
benannt werden. Das Land hat sich zum Ziel ge-
setzt in der laufenden Legislaturperiode 200 wei-
tere Ganztagsschulen in Angebotsform einzu-
richten. Bis zum Jahr 2011 sollen ca. 560 Ganz-
tagsschulen in allen Schularten bestehen. Gym-
nasien (G8) sollen nach Antragsverfahren aus-
schließlich als verpflichtende Ganztagsschulen 
eingerichtet werden.  

Sofern es sich bei den Angeboten zur Betreuung 
um schulische Angebote handelt, sind in Rhein-
land-Pfalz keine zusätzlichen Wege für die Kin-
der erforderlich. 

Schülerbeförderung 

Es besteht die Möglichkeit, ein finanziell geför-
dertes Schülerticket zu bekommen. Ein ggf. vor-
handener Schulwegplan bleibt dabei unberück-
sichtigt. Eine Anspruchsberechtigung liegt bei 
folgenden Entfernungen zwischen Schule und 
Wohnort vor: 

 Primarbereich (Klasse 1 bis 4) 2 km und 

 Sekundarstufe (Klasse 5 bis 10) 4 km. 

Es bestehen aktuelle Prüfungen zur Neurege-
lung von Einkommensgrenzen anspruchsbe-
rechtigter Schüler der Sekundarstufe II.  

1.1.11.2 Innenministerium RP 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium des In-
nern und für Sport, Abteilung 4. 

Die Beteiligung der Polizei bei der Erarbeitung 
von Schulwegplänen ist in Rheinland-Pfalz in der 
„Rahmenanweisung für die Durchführung der 
Verkehrssicherheitsberatung“ geregelt. 

Darüber hinaus sind dem Ministerium keine wei-
teren Informationen von Vorgaben oder Hinwei-
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sen untergeordneter Verwaltungsebenen be-
kannt.  

In welchem Umfang die Polizei personell und fi-
nanziell an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
beteiligt ist, wurde in Rheinland-Pfalz bislang 
nicht ermittelt. Dennoch wird eingeschätzt, dass 
die örtliche Polizei ausreichend ausgestattet ist, 
um prinzipiell eine flächendeckende Beratung 
der Schulen bei der Erstellung von Schulweg-
plänen leisten zu können. 

Eine Notwendigkeit für die Erarbeitung von 
Schulwegplänen wird in Rheinland-Pfalz unter 
Berücksichtigung der kommunalen Gegebenhei-
ten an der Grundschule für Fußgänger und an 
den weiterführenden Schulen für Radfahrer ge-
sehen. 

Die Federführung für die Erstellung von Schul-
wegplänen sollte in Rheinland-Pfalz bei den 
Fachberaterinnen und -beratern bzw. den Ver-
kehrsobfrauen und -männern liegen, die dafür 
von der Schulleitung beauftragt werden. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 23, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Die sichere Gestaltung des Schulweges gehört 
zur Ausbildung der Verkehrssicherheitsberater. 
Bei Bedarf wird auf vorhandene Unterlagen, 
z. B. im Internet unter www.SchulwegPlaner.de 
zurückgegriffen. Daher ist der Bereich der 
Schulwegpläne nicht unmittelbar ein fester Be-
standteil der Ausbildung der Verkehrssicher-
heitsberater der Polizei.  

Im Rahmen der Weiterbildung bestehen in 
Rheinland-Pfalz regelmäßige Weiterbildungsan-
gebote für die Verkehrssicherheitsberater. Bei 
Bedarf wird auch das Thema „Gestaltung von 
Schulwegplänen“ behandelt. Eine regelmäßige 
Behandlung des Themas Schulwegpläne be-
steht nicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 23: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenminsteriums in 
Rheinland-Pfalz 

 

1.1.11.3 Verkehrsministerium RP 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Wirt-
schaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, 
Abteilung Verkehrs und Straßenbau. 

Konkrete eigene Erlasse oder sonstige Anwei-
sungen sind in Rheinland-Pfalz nicht an die un-
tergeordneten Verwaltungsebenen ergangen. 
Dagegen wird den Straßenverkehrsbehörden 
das Planerheft des GDV Nr. 14 zur „Schulwegsi-
cherung“ und „Neue Schule – Neue Wege“ emp-
fohlen.  

Darüber hinaus orientieren und informieren sich 
die Schulen und die Fachberater in Rheinland-
Pfalz am Internetangebot (www.Schulweg-
Planer.de). 
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Seitens der Obersten Straßenverkehrsbehörde 
wird ein Schulwegplan für die Grundschulen und 
die weiterführenden Schulen für notwendig ge-
halten. Dies gilt für Fußgänger und Radfahrer 
gleichermaßen. 

Ohne eine federführende Stelle konkret zu be-
nennen zeigt Tab. 24, welche der genannten 
Personengruppen bzw. Institutionen bei der Er-
arbeitung von Schulwegplänen im Regelfall be-
teiligt werden sollten. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 
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Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
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Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 24: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Verkehrsministeriums in 
Rheinland-Pfalz  

 

1.1.12 Schleswig-Holstein (SH) 

1.1.12.1 Kultusministerium SH 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Bil-
dung und Frauen, Abteilung III, 234. 

Es bestehen Erlasse, Verordnungen oder sons-
tige Hinweise für die Schulen, die sich i. w. S. 
mit der Thematik Schulwegpläne befassen. 

Seitens des Ministeriums für Bildung und Frauen 
wird die Thematik Schulwegpläne in dem RdErl. 
Verkehrserziehung und Schulwegsicherung vom 
12. September 2002 – III 525 320.510.13.5.0 
behandelt. [Anmerkung: Der entsprechend zitier-
te Paragraf trägt im neuen Schulgesetz vom Ja-
nuar 2007 die Nummer § 62 Abs. 1 Nr. 21] 

Darin heißt es [auszugsweise]: 

Schulwegpläne: 

„Aus der Grundlage eines Schulkonferenzbe-
schlusses (§ 92 Abs. 1 Nr. 21 SchulG) fertigt die 
Schulleiterin oder der Schulleiter in Zusammen-
arbeit mit dem Schulelternbeirat, den Polizeiver-
kehrslehrerinnen und –lehrern, den jeweils zu-
ständigen Polizeidienststellen und den Kommu-
nalbehörden einen Schulwegplan und aktuali-
siert ihn ggf. jährlich. Die Erfahrungen von El-
tern, Schülerinnen und Schülern sind zu berück-
sichtigen. 

Der Schulwegplan ist den Schülerinnen und 
Schülern sowie den Eltern zum Schuljahresbe-
ginn und nach Bedarf zu erläutern und auch zum 
Gegenstand von Elternversammlungen zu ma-
chen. Die Schülerinnen und Schüler sind in ge-
eigneter Weise mit dem für sie sicheren Schul-
weg und den Gefahrenpunkten vertraut zu ma-
chen.“ 

Verkehrshelfer (Schülerlotsen, Schulweg-, Bus-
begleiter) 

„Die Schule unterstützt und fördert die Ausbil-
dung und den Einsatz von Schülerinnen und 
Schülern sowie Eltern als Verkehrshelfer. Dort, 
wo es die Verkehrssituation notwendig macht, 
sollen sie als Schülerlotsen, Schulweg- und 
Busbegleiter eingesetzt werden.“ 

Darüber hinaus bildet der Lehrplan für die 
Grundschulen des Landes Schleswig-Holstein 
eine weitere Basis für Schulwegpläne. Unter 
dem Lernfeld 2: Sicherung menschlichen Lebens 
werden die Aufgaben der Verkehrserziehung in 
der Schule umfassend beschrieben. Der Lehr-
plan gibt vor, dass jährlich in den Klassen 1 und 
4 je 20 Unterrichtsstunden und in den Klassen 2 
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und 3 je 10 Unterrichtsstunden durchgeführt 
werden.  

Zusätzlich soll „unmittelbar nach der Einschu-
lung der verkehrssichere Schulweg mit den Kin-
dern besprochen und nach Möglichkeit aufge-
sucht bzw. abgegangen werden“.  

Darüber hinaus weist das Kultusministerium auf 
einen Erlass des Verkehrsministeriums hin, der 
in Kap. 4.4.12.3 erläutert ist. 

Vor dem Hintergrund des Schulgesetzes ent-
scheidet die Schulkonferenz, ob Schulwegpläne 
erstellt werden. Die Schulen sind demgegenüber 
in ihrer Entscheidung frei, wie sie Schulwegplä-
ne erstellen.  

Im Primar- und Sekundarbereich besteht seitens 
des Ministeriums dahingehend ein Unterschied, 
dass bei den behandelten Verkehrsmitteln das 
entsprechende Alter der Kinder zu berücksichti-
gen ist. 

In den kommenden Jahren sind seitens des Mi-
nisteriums hier keine Änderungen geplant. 

Bei den Standards, die für die Erstellung von 
Schulwegplänen eingehalten werden sollten, 
empfiehlt das Ministerium die Empfehlungen und 
Ausarbeitungen des Gesamtverbandes der 
deutschen Versicherer (GDV e.V.). 

Die Notwendigkeit der Erarbeitung von Schul-
wegplänen wird im Primarbereich für Fußgänger 
und für Radfahrer nur ab der 4. Klasse gesehen. 
Für die weiterführenden Schulen bejaht das Mi-
nisterium die Notwendigkeit von Schulwegplä-
nen für Fußgänger, Radfahrer und für den Schü-
lerverkehr mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Dies 
stellt eine Besonderheit dar, da dieser Aspekt 
nicht Bestandteil des Fragebogens war. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 25, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

Das Thema Schulwegpläne ist in Schleswig-
Holstein in der Aus- und Weiterbildung von Leh-
rerinnen und Lehrern verankert. Die Universität 
Flensburg bietet hierzu Seminare an, die Studie-
rende belegen können. Darüber hinaus findet 
seit dem Jahr 2004 jährlich mindestens ein Se-
minar der Unfallkasse Nord zusammen mit dem 
Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen statt. 
Dies sind jeweils die Seminare: 

 Schulwegplan (Schulwegsicherung für 
Grundschulen) und  

 Schulwegsicherung (Radwegplan) für 
weiterführende Schulen. 
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Tab. 25: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums in 
Schleswig-Holstein 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft in 
Schleswig-Holstein 
Schulbezirke 

Die räumliche Festlegung von Schulbezirken ist 
in Schleswig-Holstein nicht konkret geregelt. 
Hierzu sind auch keine Änderungen geplant. 

Ganztagsangebote 

Insgesamt nutzen in Schleswig-Holstein rund 
30 % der Kinder ein Angebot der Betreuung 
nach der Schule. Das Ministerium plant hier das 
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Angebot quantitativ bedarfsorientiert auszubau-
en und qualitativ zu verbessern. Da die Angebo-
te der Betreuung regelmäßig auch am Ort der 
Schule genutzt werden, sind für die Kinder in der 
Regel keine zusätzlichen Wege erforderlich. 

Schülerbeförderung 

In Schleswig-Holstein besteht die Möglichkeit, 
ein finanziell gefördertes Schülerticket zu bezie-
hen. Dies steht auch im Zusammenhang mit der 
Entfernung zwischen dem Ort der Schule und 
der Wohnung. Da die Zuständigkeit hierfür bei 
den Landkreisen liegt, können hier unterschiedli-
che Entfernungen maßgeblich sein. Im Regelfall 
beträgt die Entfernung bei: 

 Grundschülern (Klasse 1 bis 4) 2 km 
und  

 in der Sekundarstufe (Klassen 5 bis 10) 
4 km. 

Bei der Bestimmung der Entfernung wird der ggf. 
vorhandene Schulwegplan nicht berücksichtigt. 

1.1.12.2 Innenministerium SH 

Beantwortung erfolgte nach landesinterner Ab-
stimmung durch die Ministerien für Kultus und 
Verkehr. (Kap. 1.1.12.1 und 1.1.12.3) 

1.1.12.3 Verkehrsministerium SH 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Wis-
senschaft, Wirtschaft und Verkehr, Abteilung 
Verkehr und Straßenbau. 

In Schleswig-Holstein erhalten die untergeordne-
ten Verwaltungsbehörden keine konkreten An-
weisungen im Zusammenhang mit der Erarbei-
tung von Schulwegplänen, jedoch konkrete Hin-
weise zur Schulwegsicherung. Der entsprechen-
de Erlass stellt klar, dass Regelungen von Sach-
verhalten, die in die federführende Zuständigkeit 
anderer Fachressorts fallen, nicht Gegenstand 
des Erlasses sind. Dazu gehört u. a. die Ver-
kehrsüberwachung, die Durchführung von Ver-
kehrserziehungsunterricht, die Vornahme von 
Radfahrprüfungen, die Ausbildung und der Ein-
satz von Schülerlotsen, die Gestaltung des 
Schulgeländes sowie die Aufstellung von Schul-
wegplänen. 

Konkrete Hinweise zur Schulwegsicherheit und 
definierte Zielvorgaben sind in dem 12-seitigen 
Erlass „Straßenbauliche und straßenverkehrs-
rechtliche Maßnahmen zur Schulwegsicherung“ 
vom 08.03.2005 des Ministeriums für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr des Landes Schleswig-
Holstein (VII 423 – 621.124.11 – VII 401 – 
551.111.4) zu finden: 

Der Erlass ist grob in zwei Teile gegliedert, den 
straßenbaulichen Teil und den straßenverkehrs-
rechtlichen Teil. Er weist in wesentlichen Teilen 
Übereinstimmungen mit den „Orientierungshil-
fen“ in Nordrhein-Westfalen (vgl. Kap. 1.1.10) 
auf. Daher erfolgt hier keine umfassende Wie-
derholung. 

„Nach § 10 Abs. 2 des Straßen- und Wegege-
setzes des Landes Schleswig-Holstein ist die 
Berücksichtigung der Belange von Kindern beim 
Bau und bei der Unterhaltung von Straßen aus-
drücklich normiert.“ 

Für den Teil der straßenverkehrsrechtlichen 
Maßnahmen zur Schulwegsicherung werden 
aufgeführt: 

 Schilder nur dort aufstellen, wo sie 
zwingend geboten sind (§ 45 Abs. 9 
StVO), 

 in verkehrsberuhigten Bereichen (Zei-
chen 325 StVO) sind keine Anordnun-
gen zur Schulwegsicherung erforderlich, 

 Lichtzeichenanlagen (§ 43 Abs. 1 StVO), 

 Fußgängerüberwege (Zeichen 293 
i.V.m. Zeichen 350 StVO), 

 Gefahrzeichen (136 StVO (Kinder), ggf. 
mit Zusatzzeichen „Schule“ oder 
„Schulweg“, 

 Geschwindigkeitsbeschränkungen Zei-
chen 274 StVO, ggf. mit Zusatzzeichen 
1001-30 VzKat (Länge der Verbotsstre-
cke) und/oder Zusatzzeichen 1042 
VzKat (zeitliche Beschränkung), 

 Überholverbote (Zeichen 276 StVO), 

 Fahrstreifenbegrenzungen (Zeichen 295 
StVO), 

 Halteverbote (Zeichen 283 StVO, ggf. 
mit Zusatzzeichen 1042 VzKat (zeitliche 
Beschränkung)), 

 Radwege (einschließlich Radfahrstrei-
fen) (Zeichen 237 / 240 / 241 StVO, ggf. 
i.V.m. Zeichen 295 StVO), 

 Gehwege mit zugelassenem Radverkehr 
(Zeichen 239 STVO), 

 Schutzstreifen für den Radfahrer (Zei-
chen 340 STVO), 

 Anordnung der Warnblinkpflicht für 
Schul- und Linienbusse. 

Im Wesentlichen wird in den Zusammenhängen 
auf die Anwendung der StVO, der VwV-StVO, 



 

 

43

sowie der einschlägigen Richtlinien der FGSV 
hingewiesen, die laufend aktualisiert werden: 

 Richtlinien für die Anlage von Straßen 
(RAS), 

 Empfehlung für die Anlage von Er-
schließungsstraßen (EAE) 12, 

 Empfehlung für die Anlage von Haupt-
verkehrstraßen (EAHV), 

 Empfehlung für die Anlage des ruhen-
den Verkehrs (EAR), 

 Empfehlung für Radverkehrsanlagen 
(ERA), 

 Empfehlung für die Anlage und Ausstat-
tung von Fußgängerüberwegen (R-
FGÜ), 

 Richtlinien für Lichtsignalanlagen 
(RiLSA), 

 Richtlinie für die Markierung von Stra-
ßen (RMS) und 

 Richtlinie für die Sicherung von Arbeits-
stellen an Straßen (RSA). 

Im Gegensatz zu den Orientierungshilfen in 
Nordrhein-Westfalen wird in Schleswig-Holstein 
das Zusatzzeichen 1042 VzKat [Verkehrszei-
chenkatalog Anmerkung d. Verfasser] für die 
zeitliche Beschränkung von Maßnahmen er-
wähnt und dadurch begründet, dass die Akzep-
tanz dieser Maßnahmen dadurch größer sein. 

Der Erlass beschreibt zusätzlich die Zusammen-
arbeit der Straßenverkehrsbehörden mit den 
Straßenbaubehörden, der Polizei, den Schulträ-
gern, den Schulen sowie ggf. Verbän-
den/Institutionen und Interessenvertretungen. Es 
wird ausdrücklich erwähnt, dass eine enge und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit von zentraler 
Bedeutung ist. Daher sollte bereits bei der Pla-
nung eine frühzeitige Information und Anhörung 
der Beteiligten wesentlich stärker berücksichtigt 
werden als bisher. 

Die Notwendigkeit für die Erarbeitung von 
Schulwegplänen sieht das Verkehrsministerium 
bei den Grundschulen eher für Fußgänger. Für 
die weiterführenden Schulen wird die Notwen-
digkeit für die Erarbeitung von Schulwegplänen 
für Fußgänger und Radfahrer für notwendig an-
gegeben. 

                                                      
12 Die EAE und die EAHV sind zwischenzeitlich durch die 

RASt Ausgabe 2006 abgelöst worden. 

Die Federführung bei der Erarbeitung von 
Schulwegplänen sieht das Verkehrsministerium 
bei den Schulen. Darüber hinaus zeigt Tab. 26, 
welche der genannten Personengruppen bzw. 
Institutionen bei der Erarbeitung von Schulweg-
plänen im Regelfall beteiligt werden sollten. 
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Tab. 26: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Verkehrsministeriums in 
Schleswig-Holstein  

 

1.1.13 Saarland (SL) 

1.1.13.1 Kultusministerium SL 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Bil-
dung, Familie, Frauen und Kultur, Abteilung B.  

Im Saarland bestehen keine Erlasse, Verord-
nungen oder sonstige Hinweise für die Schulen 
zum Umgang mit Schulwegplänen. Den Schulen 
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ist es vollständig überlassen, selbständig zu ent-
scheiden, ob und wie sie Schulwegpläne erstel-
len. Dies gilt für Grundschulen und weiterführen-
de Schulen gleichermaßen und es ist nicht ge-
plant, diese Praxis in den kommenden Jahren zu 
ändern. 

Dem Ministerium ist nicht bekannt, ob es auf un-
tergeordneten Verwaltungsebenen konkrete An-
weisungen oder Hinweise zur Erarbeitung von 
Schulwegplänen gibt.  

Seitens des Ministeriums wird eingeschätzt, 
dass Schulwegpläne notwendig sind. Dies gilt 
insbesondere für die Primarstufe. Hier sollten 
Schulwegpläne die Belange der Fußgänger und 
Radfahrer beinhalten. Für die weiterführenden 
Schulen wird die Notwendigkeit zur Erarbeitung 
von Schulwegplänen nicht gesehen. 

Auch wenn keine konkreten Anweisungen für die 
Umsetzung von Schulwegplänen bestehen, 
konnte das Ministerium eine Einschätzung dar-
über vornehmen, welche Personen bzw. Institu-
tionen bei der Erstellung von Schulwegplänen 
beteiligt werden sollten (Tab. 27). Wer dabei aus 
Sicht des Kultusministeriums die Federführung 
innehaben sollte, wurde nicht explizit benannt.  

Dem Ministerium liegen keine Erkenntnisse dar-
über vor, in welcher Form sich im Saarland eine 
„übliche Praxis“ im Umgang mit Schulwegplänen 
eingestellt hat.  

Schulwegpläne sind im Saarland kein fester Be-
standteil der Lehrerausbildung und es bestehen 
keine regelmäßigen Angebote zur Weiterbildung 
von Lehrern, die das Thema Schulwegpläne 
zum Inhalt haben. 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft im 
Saarland 
Schulbezirke 

Die räumliche Festlegung der Schulbezirke im 
Primarbereich ist in § 19 Schulordnungsgesetz 
SchoG des Saarlandes konkret geregelt. Darin 
heißt es: „(1) Für jede öffentliche Grundschule, 
Schule für Behinderte und Berufsschule - erfor-
derlichenfalls für einzelne Stufen oder Klassen - 
ist von der Schulaufsichtsbehörde im Benehmen 
mit dem Schulträger nach Anhörung der Schul-
regionkonferenz ein räumlich abgegrenztes Ge-
biet als Schulbezirk festzulegen. Zur Sicherung 
eines zweckmäßigen und wirtschaftlichen Ein-
satzes von personellen und sächlichen Mitteln 
können für mehrere Schulen ein gemeinsamer 
Schulbezirk gebildet und die notwendigen Koor-

dinierungsaufgaben einer dieser Schulen zuge-
wiesen werden. Die Schulaufsichtsbehörde kann 
im Benehmen mit den betroffenen Schulträgern 
zur Bildung möglichst gleich starker Klassen 
Abweichungen von den Schulbezirksgrenzen 
anordnen.“ Ein Hinweis auf einen Zusammen-
hang von Schulwegsicherheit und dem Zuschnitt 
von Schulbezirken kann dem Gesetz nicht ent-
nommen werden. 

Es gibt im Saarland keine Planungen, die Rege-
lungen über die Schulbezirke für den Primarbe-
reich zu modifizieren. 
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Tab. 27: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Kultusministeriums des 
Saarlandes  
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Ganztagsangebote 

Das Angebot von Betreuung nach der Schule 
wird vom Kultusministerium mit 11,5 % der Kin-
der abgeschätzt. Dieser Anteil gilt sowohl für die 
Grundschüler als auch für die Schüler der wei-
terführenden Klassen (Klassen 5 bis 10). Im 
Saarland sollen die Angebote für Ganztagsbe-
treuungen der Schüler ausgebaut werden. Als 
Ziel für die kommenden Jahre wird ein Betreu-
ungsangebot von 30 % angestrebt. Dabei sollte 
der Ort der Betreuung der Kinder und der Ort der 
Schule derselbe sein, sodass im Regelfall keine 
zusätzlichen Wege für die Kinder erforderlich 
werden. 

Schülerbeförderung 

Im Saarland besteht für die Schüler kein Ange-
bot, ein finanziell gefördertes Schülerticket zu 
beziehen, das mit der Entfernung von Wohnort 
und Ort der Schule im Zusammenhang steht. Im 
Saarland gibt es seitens des Ministeriums ge-
genwärtig keine Planungen, diese Praxis zu ver-
ändern.  

1.1.13.2 Innenministerium SL 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Inne-
res und Sport, Polizeiabteilung (D). In die Be-
antwortung des Fragebogens war die Landespo-
lizeidirektion involviert. Die Landespolizeidirekti-
on hat ihrerseits eine Erkenntnis- und Mei-
nungsabfrage bei ihren Polizeibezirken durchge-
führt.  

Die Polizei des Saarlandes ist in die fachliche 
Beratung und Unterstützung von Schulen oder 
Kommunen bei der Erstellung von Schulwegplä-
nen involviert. Die konkreten Zuständigkeiten 
sind jedoch nicht in einem Erlass geregelt. 

Als „übliche Praxis“ stehen die Verkehrserzieher 
(Polizeivollzugsbeamte) im Rahmen ihres Ver-
kehrserziehungsauftrages (Radfahrausbildung) 
im engen Kontakt mit den Grundschulen. Sie 
werden als fachkompetente Berater und Berate-
rinnen in die Erarbeitung von Schulwegplänen 
eingebunden. Aus Sicht des Innenministeriums 
hat sich diese Praxis im Saarland bewährt. 

Im Saarland stehen für diese Aufgaben 23 Poli-
zeivollzugsbeamte vor Ort zur Verfügung. Sei-
tens des Innenministeriums wird eingeschätzt, 
dass die personellen Ressourcen ausreichen, 
prinzipiell ein flächendeckendes Angebot anzu-
bieten und die Schulen fachlich und zeitnah be-
raten zu können. 

Schulwegpläne sind nach der Einschätzung des 
Ministeriums insbesondere für den Primarbe-

reich notwendig. Hier gilt dies sowohl für die zu 
Fuß gehenden Kinder als auch für die Radfah-
rer. Für die weiterführenden Schulen wird die 
Notwendigkeit von Schulwegplänen für die Rad-
fahrer bejaht. 

Die Einschätzung, welche Personen und Institu-
tionen bei der Erarbeitung von Schulwegplänen 
aus Sicht des Innenministeriums eingebunden 
werden sollten, zeigt die Tab. 28. Aus Sicht des 
Innenministeriums stehen hier die kommunalen 
Behörden im Vordergrund. Die Federführung für 
die Erarbeitung von Schulwegplänen wird der 
Straßenverkehrsbehörde zugeordnet. 
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Tab. 28: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenministeriums des 
Saarlandes  
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Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Das Thema Schulwegpläne ist im Saarland kein 
fester Bestandteil der Ausbildung der Verkehrs-
sicherheitsberater der Polizei. Regelmäßige 
Weiterbildungsangebote, die das Thema Schul-
wegpläne zum Inhalt haben, bestehen gegen-
wärtig nicht. 

1.1.13.3 Verkehrsministerium SL 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Wirt-
schaft und Wissenschaft, Abteilung B, Referat 
B/6, Oberste Straßenverkehrsbehörde, Straßen-
verkehrssicherheit. 

Das Ministerium ist in unterschiedlichen 
Bund/Länder-Gremien vertreten. Die hierbei ge-
wonnenen Erkenntnisse zum Thema Schulweg-
pläne werden an die nachgeordneten Straßen-
verkehrsbehörden weitergeleitet. Konkrete An-
weisungen werden nicht erteilt. 

Im Rahmen einer Vorbemerkung zum Erhe-
bungsbogen weist das Ministerium auf § 47 Abs. 
2 Nr. 5 Schulmitbestimmungsgesetz hin. Danach 
sind Aufgaben der Schulkonferenz z.B.  „Maß-
nahmen der Schule zur Schulwegsicherung, ins-
besondere Schulwegpläne und Einsatz von 
Schülerlotsen sowie Anträge in diesen Angele-
genheiten an die zuständigen Behörden“.  

Das Ministerium weist darauf hin, dass bei der 
Befassung mit dem Thema Schulwegpläne die 
einschlägige Literatur und Fachbeiträge genutzt 
werden. Als Beispiel dient hier die Empfehlung 
Nr. 14 des GDV (Planerheft Schulwegsicherung) 
und die GDV Broschüre „Neue Schule - Neue 
Wege, Infos zur Schulwegsicherung für Eltern, 
Schulen und Behörden“. 

Einschätzungen über zu beteiligende Personen 
oder Institutionen konnte das Ministerium ohne 
Rücksprache und Abstimmungen nicht abgeben. 

1.1.14 Sachsen (SN) 

1.1.14.1 Kultusministerium SN 

Die Auskünfte erteilte das Sächsische Staatsmi-
nisterium für Kultus, Abteilung 2, Referat 23. 

Im Freistaat Sachsen besteht ein Erlass, der 
sich mit Schulwegplänen befasst. Dies ist die 
sog. „Gemeinsame Verwaltungsvorschrift des 
Sächsischen Staatsministeriums für Kultus, des 
Sächsischen Staatsministeriums des Innern und 
des Sächsischen Staatsministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit zur Schulwegsicherung und 
Beförderung von Schülern“, vom 20. August 
1992 (vgl. 4.3.14.2).  

Danach schätzt das Kultusministerium ein, dass 
die Schulen in Sachsen nicht vollständig selbst 
entscheiden können, ob oder wie sie Schulweg-
pläne erstellen. Dies gilt für die Primar- und Se-
kundarstufe. Änderungen hieran sind aktuell 
nicht geplant. 

Spezielle Empfehlungen, wie die Schulen 
Schulwegpläne erstellen sollen, gibt das Kultus-
ministerium nicht. 

Schulwegpläne werden in Sachsen für alle 
Schulen für notwendig gehalten. Dies gilt für die 
Primar- und Sekundarstufe und für Fußgänger 
und Radfahrer gleichermaßen. 

In Sachsen sollte nach Einschätzung des Kul-
tusministeriums die Straßenverkehrsbehörde die 
Federführung bei der Erarbeitung von Schul-
wegplänen übernehmen. Eine Einschätzung 
über die zu beteiligenden Personen kann Tab. 
29 entnommen werden. 

Schulwegpläne sind in Sachsen kein spezielles 
Thema in der Lehrerausbildung. Darüber hinaus 
bestehen bislang auch keine regelmäßigen An-
gebote für die Weiterbildung von Lehrerinnen 
und Lehrern. 
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Tab. 29: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums Sach-
sen 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft im 
Freistaat Sachsen 
Schulbezirke 

In Sachsen ist die Festlegung von Schulbezirken 
konkret im Schulgesetz (SchulG) vom 16. Juli 
2004, rechtsbereinigt mit Stand vom 6. Februar 
2008 verankert: 

„§ 25 Schulbezirk und Einzugsbereich 

(1) Grundschulen sind Schulbezirken zugeord-
net. 

(2) Schulbezirk ist das Gebiet des Schulträgers. 
Wenn in dessen Gebiet mehrere Grundschulen 
bestehen, kann der Schulträger Einzelschulbe-

zirke oder gemeinsame Schulbezirke bestim-
men. 

(4) Soweit ein Schulbezirk oder ein Einzugsbe-
reich besteht, hat der Schüler die Schule zu be-
suchen, in deren Schulbezirk oder Einzugsbe-
reich er wohnt. Dies gilt nicht für Schüler, die ei-
ne Schule in freier Trägerschaft besuchen. Auf 
Antrag der Eltern oder des volljährigen Schülers 
soll der Schulleiter der aufnehmenden Schule 
bei Vorliegen wichtiger Gründe, insbesondere 
wenn 

 pädagogische Gründe dafür sprechen, 

 besondere soziale Umstände vorliegen, 

 die Verkehrsverhältnisse es erfordern 
oder 

 die Berufsausbildung wesentlich erleich-
tert wird 

Ausnahmen von Satz 1 zulassen. Vor der Ge-
nehmigung einer Ausnahme von der Pflicht zum 
Besuch der Schule des Schulbezirks ist die Zu-
stimmung der Sächsischen Bildungsagentur ein-
zuholen.“  

Änderungen an dieser Regelung sind nicht ge-
plant.  

Ganztagsangebote 

In Sachsen nutzen 65 Prozent aller Grundschü-
ler der Klassen 1 bis 4 ein Angebot einer Be-
treuung nach der Schule. In der Sekundarstufe 
der Klassen 5 bis 10 sind dies ca. 50 Prozent 
der Schülerinnen und Schüler. 

Es ist geplant, den Ausbau von Ganztagsange-
boten zu fördern.  

Die differenzierten Angebote für die Schüler 
können sich dabei auch auf die Schulwege aus-
wirken. Insbesondere im Bereich der Primarstufe 
ist eine Trennung von Schule und Hort möglich, 
sodass zusätzliche Wege möglich sind. Für die 
Sekundarstufe gilt dies im Regelfall nicht, da die 
Schulen Ganztagsangebote beinhalten.  

Schülerbeförderung 

In Sachsen besteht ein Angebot für die Schüler, 
ein gefördertes Schülerticket zu beziehen. Diese 
Förderung steht im Zusammenhang mit der Ent-
fernung zwischen dem Wohnort und dem Ort der 
Schule. In den Klassen 1 bis 4 beträgt diese Ent-
fernung 2 km. Im Sekundarbereich der Klassen 
5 bis 10 beträgt diese Entfernung 3,5 km. Ein 
Zusammenhang zwischen Schülerbeförderung 
und Schulwegplänen besteht in Sachsen nicht. 
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Nach § 23 des SchulG regelt Einzelheiten der 
Landkreis oder die Kreisfreie Stadt durch Sat-
zung in eigenem Ermessen. 

1.1.14.2 Innenministerium SN 

Die Auskünfte erteilte das Sächsische Staatsmi-
nisterium des Innern, Referat 31 – Einsatz, Ver-
kehrspolizeiliche Aufgaben. 

Die Beteiligung der Polizei an der Erarbeitung 
von Schulwegplänen ist in Sachsen durch die 
gemeinsame Verwaltungsvorschrift der drei 
Sächsischen Staatsministerien für Kultus, des 
Innern, sowie für Wirtschaft und Arbeit zur 
Schulwegsicherung und Beförderung von Schü-
lern vom 20. August 1992 geregelt.  

Darin heißt es unter Punkt 1: Schulwegpläne: 
„Zur Sicherung der Schüler auf dem Schulweg 
sollten Schulwegpläne mindestens dort aufge-
stellt werden, wo sich für Kinder gefährliche Si-
tuationen ergeben können. Die Schulwegpläne 
werden von der Straßenverkehrsbehörde in Zu-
sammenarbeit mit dem Schulträger, den betref-
fenden Schulen und der Polizeidirektion erstellt. 
Die örtliche Verkehrswacht sollte einbezogen 
werden.“ 

Darüber hinaus sind dem Innenministerium kei-
ne weiteren Hinweise und Vorgaben von unter-
geordneten Verwaltungsebenen zum Umgang 
mit Schulwegplänen bekannt. 

Der personelle und finanzielle Einsatz der Poli-
zeibeamten in Sachsen im Zusammenhang mit 
der Erstellung von Schulwegplänen wurde bis-
lang nicht ermittelt. Dennoch schätzt das Minis-
terium ein, dass die Polizei personell und finan-
ziell ausreichend ausgestattet ist, um prinzipiell 
alle Schulen flächendeckend bei der Erstellung 
von Schulwegplänen beraten zu können.  

Eine Notwendigkeit zur Erarbeitung von Schul-
wegplänen wird in Sachsen für alle Grund- und 
weiterführenden Schulen für Fußgänger und 
Radfahrer bejaht.  

Ohne direkte Benennung der Stelle, die im Re-
gelfall die Federführung bei der Schulwegpla-
nerstellung übernehmen soll, zeigt Tab. 30, wel-
che der genannten Personengruppen bzw. Insti-
tutionen bei der Erarbeitung von Schulwegplä-
nen im Regelfall beteiligt werden sollten. 

 

 

 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 30: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenministeriums Sach-
sen 

 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Das Thema Schulwegpläne ist fester Bestandteil 
der Ausbildung der Verkehrssicherheitsberater 
der Polizei. Die Vorstellung der Schulwegpläne 
als Instrumentarium sowie die Vorstellung der 
Verantwortlichkeiten und Wege der Mitwir-
kungsmöglichkeiten sind Teil der Ausbildung der 
Verkehrserzieher und Sachbearbeiter Verkehr 
der sächsischen Polizei. 

Regelmäßige Weiterbildungsangebote für Ver-
kehrssicherheitsberater, die das Thema Schul-
wegpläne beinhalten, bestehen in Sachsen 
nicht. 
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1.1.14.3 Verkehrsministerium SN 

Die Auskünfte erteilte das Sächsische Staatsmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit, Abteilung 
Verkehr. 

In Sachsen erhalten die untergeordneten Ver-
waltungsebenen vom Ministerium keine konkre-
ten Hinweise oder Anweisungen im Umgang mit 
Schulwegplänen.  

Dafür sind Schulwegpläne in Sachsen mit dem 
Verkehrssicherheitsprogramm und der Prioritä-
tenliste von Maßnahmen zur Umsetzung des 
Verkehrssicherheitsprogramms verknüpft. 

Das Verkehrssicherheitsprogramm des Freistaa-
tes Sachsen von 1993 formuliert die Ziele und 
Aufgaben auf dem Gebiet der Straßenverkehrs-
sicherheit hauptsächlich in Bezug auf: 

 Straßenverkehrsanlagen und Straßen-
bau, 

 Verkehrserziehung, -ausbildung  und 
-aufklärung, 

 Fahrzeugsicherheit und 

 Verkehrsüberwachung. 

Es gliedert sich in die Abschnitte: 

 Leitlinien, 

 Straße, 

 Mensch, 

 Fahrzeug und  

 Verkehrsüberwachung. 

Leitlinien des Verkehrssicherheitsprogramms 
des Freistaates Sachsen sind: 

 Vermeidung unnötigen Verkehrs, des-
halb Planungsziel der kurzen Wege in 
der Landesplanung, 

 Mensch und Verkehr sind in Einklang zu 
bringen, d.h. die Gestaltung des Ver-
kehrsraumes orientiert sich an den Be-
dürfnissen des Menschen, 

 das Prinzip des lebenslangen Lernens 
muss für alle Verkehrsteilnehmer und 
Fachleute in gleicher Weise gelten, 

 Verkehrsaufklärung und Überwachung 
sind als präventive Maßnahmen uner-
lässlich, 

 Partnerschaft und Fairness muss Grund-
lage für das Verhalten der Verkehrsteil-
nehmer werden und  

 die Eigen- und Mitverantwortung aller 
Verkehrsteilnehmer ist durch Öffentlich-
keitsarbeit zu stärken. 

Als Ziele/Visionen definiert das Verkehrssicher-
heitsprogramm: 

 Bei der Planung innerörtlicher Straßen 
die Sicherheitsbedürfnisse intensiv zu 
berücksichtigen, 

 Sichtbehinderungen auf Geh- und Rad-
wegen so weit wie möglich zu verhin-
dern, 

 an Lichtsignalanlagen kurze Wartezeiten 
zu realisieren, 

 breite und bequeme Gehwege anzubie-
ten, 

 Radverkehrsanlagen auch für ungeübte 
gut nutzbar zu machen, 

 die Straßenräume derart zu gestalten, 
dass ein angemessenes Geschwindig-
keitsverhalten unterstützt wird, 

 Schulwegpläne stellen eine wichtige Ar-
beitsgrundlage der Straßenplanung dar, 
problematische Bereiche sollen durch 
bauliche oder verkehrslenkende Maß-
nahmen entschärft werden, 

 Schulbushaltestellen sollen größtmögli-
che Sicherheit für die Kinder im Stra-
ßenverkehr bieten. 

Entsprechend einer nicht näher spezifizierten 
Prioritätenliste für Maßnahmen zur Umsetzung 
des Verkehrssicherheitsprogramms heißt es auf 
Seite 3 unter dem Punkt 1.3 Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit nichtmotorisierter Verkehrsteil-
nehmer: 

„1.3.1 Fußgänger und Radfahrer 

Bei allen Maßnahmen im Bereich der Verkehrs-
planung und des Straßenbaus sowie der Ver-
kehrsregelung und Überwachung muß der Si-
cherheit nicht motorisierter Verkehrsteilnehmer 
besondere Bedeutung beigemessen werden. 
Dies gilt insbesondere auch für Vorhaben, wel-
che die Verbesserung des Verkehrsflusses des 
Kraftfahrzeugverkehrs bewirken sollen. Hier sind 
die Sicherheitsbelange von Fußgängern und 
Radfahrern in besonderer Weise zu berücksich-
tigen.“ 

„1.3.2 Schulwegsicherung 

[…] Die Verbesserung der Schulwegsicherheit 
erschöpft sich somit nicht in der Organisation 
des Schülerlotsendienstes und der Erstellung 
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von Schulwegplänen. Neben entsprechenden 
Verkehrsregelungen zur Geschwindigkeitsredu-
zierung in gefährdeten Bereichen sind bauliche 
Veränderungen zum Abbau von Konfliktberei-
chen (Barrieren und Trennstreifen) und zur 
Schaffung von Querungshilfen (Lichtsignalanla-
gen und Mittelinseln) vorzunehmen.“ 

Die Notwendigkeit für Schulwegpläne wird sei-
tens des Ministeriums dennoch für Grundschu-
len und weiterführende Schulen, sowohl für 
Fußgänger als auch für Radfahrer als notwendig 
erachtet. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 31: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Verkehrsministeriums in 
Sachsen 

 

Das Verkehrsministerium sieht die Federführung 
bei den Straßenverkehrsbehörden. Darüber hin-

aus zeigt Tab. 31, welche der genannten Perso-
nengruppen bzw. Institutionen bei der Erarbei-
tung von Schulwegplänen im Regelfall beteiligt 
werden sollten. 

 

1.1.15 Sachsen-Anhalt (ST) 

1.1.15.1 Kultusministerium ST 

Die Auskünfte erteilte das Kultusministerium, 
Referat 34 und Referat 35. 

In Sachsen-Anhalt hat das Ministerium keinen 
Erlass oder sonstige Hinweise an die Schulen 
gerichtet, welche den Umgang mit Schulwegplä-
nen zum Inhalt haben. Die Schulträger, Schulen 
und Straßenverkehrsbehörden entscheiden 
selbständig, ob und wie sie Schulwegpläne um-
setzen. Ein Unterschied zwischen Primar- und 
Sekundarbereich besteht dabei nicht. 

Seitens des Ministeriums bestehen keine aktuel-
len Planungen, diese Praxis zu ändern. Aller-
dings wird auf die Entwicklung eines Landesrad-
verkehrsplanes für das Land Sachsen-Anhalt 
(LRVP) verwiesen, dessen Zuständigkeit beim 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
liegt. 

Dem Kultusministerium sind keine Informationen 
über konkrete Anweisungen von untergeordne-
ten Verwaltungsebenen für den Umgang mit 
Schulwegplänen bekannt. Konkrete Standards, 
Handreichungen und Empfehlungen stellt das 
Ministerium den Schulen nicht zur Verfügung. 

Dennoch schätzt das Ministerium den Nutzen 
von Schulwegplänen hoch ein. Sowohl an 
Grundschulen als auch an den weiterführenden 
Schulen werden Schulwegpläne für Fußgänger 
und Radfahrer für notwendig erachtet. 

Tab. 32 zeigt für das Kultusministerium des Lan-
des Sachsen-Anhalt, welche der genannten Per-
sonengruppen bzw. Institutionen bei der Bear-
beitung von Schulwegplänen i. d. R. beteiligt 
werden sollten. 

In Sachsen-Anhalt ist das Thema Schulwegplan 
kein fester Bestandteil der Lehrerausbildung. Im 
Rahmen des Landesradverkehrsplanes Sach-
sen-Anhalt gibt es nach Auskunft des Kultusmi-
nisteriums spezifische Angebote und Informatio-
nen hierzu. 
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Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

K. A. K. A. K. A. 

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

K. A. K. A. K. A. 

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe K. A. K. A. K. A. 

Schüler Sekundar-
stufe  

K. A. K. A. K. A. 

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

K. A. K. A. K. A. 

Sonstige:  K. A. K. A. K. A. 

Tab. 32: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums des 
Landes Sachsen-Anhalt  

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft in 
Sachsen-Anhalt 
Schulbezirke: 

Der Zuschnitt der Schulbezirke in Sachsen-
Anhalt ist in den §§ 41 und 86 e des Schulgeset-
zes des Landes (SchG LSA in der ab 1. August 
2005 geltenden Fassung) konkret geregelt. Da-
rin heißt es auszugsweise: "§ 41 (1) Für Grund-
schulen und Sekundarschulen legt der Schulträ-
ger mit Zustimmung der Schulbehörde Schulbe-
zirke fest. Schülerinnen und Schüler haben zur 
Erfüllung ihrer Schulpflicht die Schule zu besu-
chen, in deren Schulbezirk sie wohnen. Über 
Ausnahmen entscheidet die Schulbehörde.“ 

In § 86 e heißt es jedoch: „Seit dem 1. August 
2006 können die Schulträger ganz oder teilweise 
auf die Festlegung von Schulbezirken verzich-
ten. Soweit keine Schulbezirke festgelegt wur-
den, haben Schülerinnen und Schüler eine 
Schule des Schulträgers zu besuchen, in der sie 
wohnen, es sei denn, der Schulträger hat mit 
anderen Schulträgern nach § 66 eine entspre-
chende Vereinbarung getroffen.“ 

Ganztagsangebote 

Im Land Sachsen-Anhalt nutzen 50 bis 70 % al-
ler Grundschüler der Klassen 1-4 ein Angebot 
einer Betreuung (Halbtags, ganztags oder sons-
tige Form). In der Sekundarstufe nutzen nur 10 
bis 20 % aller Schüler der weiterführenden 
Schulen (Klassen 5 bis 10) ein solches Angebot. 
Planungen, diese Betreuungsquoten zu verän-
dern, bestehen gegenwärtig nicht. 

Das Kultusministerium schätzt ein, dass im Re-
gelfall die Schule und die Betreuung am gleichen 
Ort stattfinden, so dass von keinen zusätzlichen 
Wegen für die Kinder auszugehen ist.  

 

Schülerbeförderung 

Im Land Sachsen-Anhalt besteht die Möglichkeit, 
ein finanziell gefördertes Schülerticket zu bezie-
hen. Ein konkreter Zusammenhang mit der Ent-
fernung von Wohnort und Ort der Schule wurde 
nicht angegeben.  

§ 71 SchG LSA regelt die Schülerbeförderung. 
Verkürzt dargestellt trägt der Schulträger bis zur 
10. Klasse die Kosten für die Schülerbeförde-
rung bzw. erstattet den Eltern die dafür notwen-
digen Auslagen.  

Es bestehen seitens des Ministeriums nicht nä-
her erläuterte Planungen, die Bezuschussung 
der Schülerbeförderung zu modifizieren. 

1.1.15.2 Innenministerium ST 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium des In-
nern, Abteilung 2. 

Die Beteiligung der Polizei an der Erarbeitung 
von Schulwegplänen ist in Sachsen-Anhalt in 
dem Erlass „Verkehrssicherheitsberater der Po-
lizei; Organisatorische Eingliederung/ Dienstpos-
tenbeschreibung“ vom 18.09.1992 geregelt. 

In der Dienstpostenbeschreibung der Verkehrs-
sicherheitsberater heißt es [auszugsweise]: 

Punkt 2.8: „Zusammenarbeit mit Schulen (Ver-
kehrsobleute u. a.) zur Feststellung des polizeili-
chen Mitwirkungsbedarfs, fachspezifische Bera-
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tung und Unterstützung der Schulen, auf Anfor-
derung auch Beteiligung an der Unterrichtsge-
staltung und Durchführung“. 

Mit konkretem Bezug zum Thema Schulwegplä-
ne wird unter Punkt 2.12 ausgeführt: „Initiative 
zur Mitwirkung bei der Erstellung von Schulweg-
plänen für Vor- und Grundschulen in enger Zu-
sammenarbeit mit SaV [Sachbearbeiter Verkehr, 
Anmerkung d. Verfasser], VUK [Verkehrsunfall-
kommission, Anmerkung d. Verfasser], unter Be-
teiligung von zuständigen Behörden, Schul- und 
Elternvertretern.“ 

Darüber hinaus sind dem Ministerium keine wei-
teren Vorgaben bekannt.  

Eine Übersicht über den personellen und finan-
ziellen Aufwand, den die Verkehrssicherheitsbe-
rater im Zusammenhang mit der Erstellung von 
Schulwegplänen betreiben, ist aktuell nicht ver-
fügbar. Dennoch schätzt das Innenministerium 
ab, dass die örtlichen Polizeibeamten ausrei-
chend ausgestattet sind, um flächendeckend die 
Schulen bei der Erstellung von Schulwegplänen 
zu beraten. 

Eine Notwendigkeit für die Erarbeitung von 
Schulwegplänen wir an der Grundschule für 
Fußgänger und an den weiterführenden Schulen 
für Radfahrer bejaht. 

Seitens des Innenministeriums sollte die Feder-
führung bei der Erstellung von Schulwegplänen 
bei der Schulleitung liegen.  

Darüber hinaus zeigt Tab. 33, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

Das Thema Schulwegpläne ist kein fester Be-
standteil der Ausbildung der Verkehrssicher-
heitsberater bei der Polizei in Sachsen-Anhalt. 
Darüber hinaus bestehen seitens des Innenmi-
nisteriums keine Erkenntnisse über regelmäßige 
Weiterbildungsseminare für Verkehrssicher-
heitsberater, die das Thema Schulwegpläne be-
inhalten. 

 

 

 

 

 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 33: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenministeriums in 
Sachsen-Anhalt 

 

1.1.15.3 Verkehrsministerium ST 

Die Auskünfte erteilte das Landesministerium für 
Landesentwicklung und Verkehr des Landes 
Sachsen-Anhalt, Abteilung 3 Referat 35. 

Eine von sechs Fragen wurde im Rahmen des 
Fragebogens direkt beantwortet. Dafür wurden 
als Informationen zur Verfügung gestellt: 

 Der gemeinsame Runderlass des MWV 
und MK vom 4.12.1996 (SVBl. LSA Nr. 
14/1997 vom 20.11.1997), 

 ein Auszug aus dem „Verkehrssicher-
heitsprogramm 2000“ des Landes Sach-
sen-Anhalt (Seite 24 – 27) und  
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 ein Auszug aus dem Papier „Sachsen-
Anhalt in Bewegung - Eckpunktepro-
gramm einer modernen Verkehrssicher-
heitsarbeit (Seite 14). 

Die folgenden Ausführung sind zum Teil mit Vor-
sicht vor dem Hintergrund zu betrachten, da in 
dem gemeinsamen Runderlass von 1996 Bezug 
genommen wird auf die StVO i. d. F. vom 
14.02.1996 und die VwV-StVO i. d. F. vom 
18.07.1995, sowie die Richtlinien (RiLSA) vom 
24.06.1992 und (R-FGÜ 84) vom 30.11.1984. 
Darüber hinaus wird auf die Broschüre Nr. 10 
„Schulwegsicherung“ der Beratungsstelle für 
Schadenverhütung verwiesen. 

In der Vorbemerkung dieses Runderlasses heißt 
es: „Kinder sind in der Regel erst ab dem zwölf-
ten Lebensjahr in der Lage, sich verkehrsgerecht 
zu verhalten. Eine besonders gefährdete Alters-
gruppe sind deshalb Kinder im Alter von vier bis 
zwölf Jahren. 

Angesichts dieser Tatsache ist es notwendig, die 
Verkehrssicherheit auf den Schul- und Spielwe-
gen in Sachsen-Anhalt zu erhöhen.“ 

Es wird definiert, dass Schulwege Wege sind, 
die Kinder auf dem Weg zur Schule oder zur 
Kindertagesstätte vorrangig benutzen. Spielwe-
ge sind Wege, die auf dem Weg zu Sport- und 
Spielplätzen vorrangig benutzt werden. 

Die im Runderlass vorgeschlagenen Maßnah-
men „sind daher unabhängig von Unfallhäu-
fungsstellen oder Geschwindigkeitsmessungen 
im unmittelbaren Umfeld von Schulen, Kinderta-
gesstätten, Sport- und Spielplätzen bzw. auf 
markanten Schulwegen durchzuführen“. 

Anmerkung: Da diese Richtlinie einen sehr ver-
bindlichen Charakter hat und konkrete Anwei-
sungen enthält, erfolgt hier eine Übersicht bzw. 
eine Wiederholung in Auszügen bereits häufig 
genannter Inhalte. 

Als Sofortmaßnahmen für die o. g. Orte werden 
Verkehrszeichen genannt: 

„a) Zeichen 136 StVO (Kinder), ggf. mit Zusatz-
schild „Schule“ bzw. „Kindertagesstätte“ und  

b) Zeichen 274 StVO (zulässige Höchstge-
schwindigkeit 30 km/h). 

Es ist zu prüfen, ob neben den genannten Ver-
kehrszeichen eine zusätzliche Beschilderung er-
forderlich ist. Z. B.: 

a) Zeichen 276 StVO (Überholverbot), 

b) Zeichen 283 StVO (Halteverbot) und  

c) Zeichen 286 StVO (eingeschränktes Halte-
verbot). 

Halteverbote vor Schulen sollten zeitlich be-
grenzt werden. 

Werden Schülerlotsen eingesetzt, soll dieser Be-
reich etwa 50 Meter vorher mit Zeichen 356 
StVO (Verkehrshelfer) beschildert sein. 

Der zu beschildernde Straßenabschnitt soll auf 
beiden Straßenseiten etwa einen Bereich von 
150 Meter beiderseits der jeweiligen Einrichtung 
bzw. beiderseits der nächstgelegenen Que-
rungsstelle für Kinder erfassen. Die im Wider-
spruch stehenden Verkehrszeichen sind zu ent-
fernen.“ 

Unter Punkt 3 des Runderlasses werden ver-
kehrstechnische und bauliche Maßnahmen be-
nannt, dies sind: 

3.1 Mittelinseln (Bezug zu 3.2.2 und 5.2.2 R-
FGÜ vom 30.11.1984), 

3.2 Fußgängerüberwege (Bezug VwV-StVO § 26 
und R-FGÜ 84). 

„Da Kinder im Alter bis zu zwölf Jahren oft nicht 
über ausreichende Erfahrungen im Umgang mit 
dem Straßenverkehr verfügen und schlecht in 
der Lage sind, sich mit der Fahrzeugführerin o-
der dem Fahrzeugführer zu verständigen, sind 
für sie Fußgängerüberwege zur Sicherung von 
Schul- und Spielwegen im Allgemeinen nicht zu 
empfehlen; geeignet sind sie allenfalls nur dann, 
wenn die Kinder dort in Begleitung oder in Grup-
pen die Straße überqueren oder der Fußgänger-
überweg durch Schülerlotsen gesichert ist.“ 

„Ein wichtiges Kriterium für die Sicherung von 
Schulwegen mit Fußgängerüberwegen ist der 
Schulwegplan (vgl. Abschn. 6.3 Abs. 4 R-FGÜ 
84)“. 

3.3 Lichtsignalanlagen (Bezug zu Abschnitt 7.4.1 
der RiLSA vom 24.6.1992) 

„Ist der Bau einer Mittelinsel aufgrund der örtli-
chen Gegebenheiten nicht realisierbar, hat die 
zuständige Straßenverkehrsbehörde zu prüfen, 
ob eine Lichtsignalanlage, zum Beispiel als An-
forderungsanlage angeordnet werden kann.“ 

„Alle bereits bestehenden Lichtsignalanlagen in 
der Nähe von Schulen und Kindertagesstätten 
sind regelmäßig daraufhin zu prüfen, ob die Sig-
nalprogramme den Bedürfnissen der Kinder aus-
reichend Rechnung tragen. Dabei sind für die 
Kinder, auch zu Lasten des Kraftfahrzeugver-
kehrs, kurze Wartezeiten von normalerweise bis 
45 Sekunden höchstens aber 60 Sekunden, aus-
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reichend Grünzeiten und die Überquerung der 
Fahrbahn ohne Unterbrechung anzustreben.“ 

„3.4 Weitere bauliche Maßnahmen: 

 Zeichen 274.1 und 274.2 StVO (Zonen-
geschwindigkeitsbeschränkung auf 30), 

 Zeichen 325 und 326 StVO (verkehrsbe-
ruhigter Bereich), 

 ggf. bei mehreren Zufahrten zu Wohn-
blöcken unter Beachtung des Verkehrs-
aufkommens Zeichen 250 mit Zusatz-
zeichen 1010-10 (Spielstraßen).“ 

„Bauliche Maßnahmen sind bei entsprechender 
Gestaltung erheblich wirksamer als eine Be-
schilderung:  

 Aufpflasterungen, 

 Fahrbahneinengungen, 

 Fahrbahnversatz, 

 Sperrgitter zur gezielten Führung von 
Fußgängern und  

 Vermeidung von Sichtbehinderungen 
durch Werbeanlagen, Verkehrszeichen, 
Wegweiser und Bepflanzungen.“ 

„4. Überwachung und Kontrolle 

Die Überwachung an gefährlichen Stellen im 
Schuleinzugsbereich wird zu Beginn des Schul-
jahres verstärkt. Bei Fehlverhalten von Kraftfahr-
zeugführerinnen oder Kraftfahrzeugführern, El-
tern oder Kindern sollen vorrangig Aufklärungs- 
bzw. Erziehungsgespräche geführt werden. 

Schwerpunkte bilden: 

a) Nahbereich von Schulen, 

b) Markante Schulwege, insbesondere dort 
befindliche Kreuzungen, Lichtzeichenan-
lagen, Fußgängerüberwege und Halte-
stellen von öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Die Maßnahmen sollten durch Öffentlichkeitsar-
beit angekündigt werden.“ 

„5. Überprüfung der verkehrsbehördlichen An-
ordnungen 

Die verkehrsbehördlichen Anordnungen sind re-
gelmäßig zu überprüfen und der Verkehrssituati-
on anzupassen. Dies gilt auch für die bereits 
vorhandene Beschilderung. 

Unabhängig hiervon ist die Schul- und Spiel-
wegsicherung spätestens alle zwei Jahre im 
Rahmen von Verkehrsschauen durchzuführen 
(VwV-StVO zu § 45, zu Abs. 3 iV, 2a) [Anmer-

kung des Verfassers hierzu: „Alle zwei Jahre ha-
ben die Straßenverkehrsbehörden zu diesem 
Zweck eine umfassende Verkehrsschau vorzu-
nehmen; auf Straßen von erheblicher Verkehrs-
bedeutung und überall dort, wo nicht selten Un-
fälle vorkommen, alljährlich, erforderlichenfalls 
auch bei Nacht. An den Verkehrsschauen haben 
sich die Polizei und die Straßenbaubehörden zu 
beteiligen; auch die Träger der Straßenbaulast, 
die öffentlichen Verkehrsunternehmen und orts-
fremde Sachkundige aus Kreisen der Verkehrs-
teilnehmer sind dazu einzuladen. Bei der Prü-
fung der Sicherung von Bahnübergängen sind 
die Bahnunternehmen, für andere Schienenbah-
nen gegebenenfalls die für die technische Bahn-
aufsicht zuständigen Behörden hinzuzuziehen. 
Über die Durchführung der Verkehrsschau ist ei-
ne Niederschrift zu fertigen. 

Eine Verkehrsschau darf nur mit Zustimmung 
der höheren Verwaltungsbehörde unterbleiben. 
Die zuständigen obersten Landesbehörden sor-
gen dafür, dass bei der Verkehrsschau überall 
die gleichen Maßstäbe angelegt werden. Sie 
führen von Zeit zu Zeit eigene Landesverkehrs-
schauen durch, die auch den Bedürfnissen 
überörtlicher Verkehrslenkung dienen.“] 

Um die erforderliche Kontinuität bei der Bewälti-
gung dieser Aufgaben zu erzielen, ist ein Pro-
gramm zur langfristigen Schulwegsicherung zu 
erstellen. 

Dies soll die erforderlichen Maßnahmen zur 
Schulwegsicherung einschließlich ihrer Überprü-
fung und Überwachung, die Begleitung durch Öf-
fentlichkeitsarbeit und die erforderliche Ver-
kehrserziehungsarbeit zum Inhalt haben. 

Ein geeignetes Mittel hierzu ist der Schulweg-
plan. Durch den Schulwegplan können u. a. Si-
cherheitsmängel deutlich gemacht werden. Die 
Straßenverkehrsbehörden sollen deshalb in Zu-
sammenarbeit mit der Polizei die Schulen bei 
der Aufstellung von Schulwegplänen unterstüt-
zen. 

Der aktuelle Schulwegplan soll in den Schulen 
rechtzeitig vor Beginn des Schuljahres zur Ver-
fügung stehen. 

Hinweise zur Schulwegsicherung, das heißt zur 
Analyse der Verkehrssicherheit, zu verkehrsre-
gelnden und baulichen Maßnahmen und zur 
Aufstellung von Schulwegplänen, finden sich in 
den Empfehlungen der Beratungsstelle für 
Schadensverhütung Nr. 10 „Schulwegsiche-
rung“. 

6. Durchführung und Termine 
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Die Maßnahmen nach Nrn. 2 und 3 sollen die 
Straßenverkehrsbehörden zweckmäßigerweise 
in Abstimmung mit der Polizei, den Straßenbau-
behörden, der Schulverwaltung, den Schulen 
oder Kindertagesstätten, den Elternvertretungen 
der Schulen oder Kindertagesstätten bzw. dem 
Kreiselternrat sowie den Verbänden und Organi-
sationen für Verkehrssicherheitsarbeit vor Ort 
beraten lassen und umfassend vorbereiten. 

Die Erkenntnisse der Verkehrsunfallkommission 
sind dabei zu berücksichtigen. 

Die nach Nr. 2 vorgesehenen Verkehrszeichen 
werden durch die Straßenverkehrsbehörde an-
geordnet. Die Verkehrszeichen sind umgehend 
aufzustellen. 

Es wird empfohlen, die Maßnahmen nach Nrn. 
3.1 bis 3.4 unter Berücksichtigung der Pla-
nungsphase kurz bis mittelfristig umzusetzen. 

Über die veranlassten Maßnahmen ist jährlich 
bis zum 30.06. durch die unteren Straßenver-
kehrsbehörden den Regierungspräsidien zu be-
richten. 

Die Regierungspräsidien berichten bis zum 30.9. 
der obersten Straßenverkehrsbehörde. 

 

Im Auszug aus dem Verkehrssicherheitspro-
gramm 2000 heißt es: 

Ebenen der Verkehrssicherheitsarbeit: 

5.3 Verkehrssicherheitsarbeit der Polizei 

Umfassend erläutert werden in dem Programm 
die Aufgaben der Polizei zu den Bereichen: 

 Verkehrsunfallaufnahme und –analyse, 

 Verkehrsverwarndienst und  

 Verkehrsüberwachung. 

Zu dem Aspekt Verkehrserziehung und Aufklä-
rung der Polizei heißt es: 

„Die polizeiliche Verkehrserziehung und Ver-
kehrsaufklärung ist ein wichtiges Aufgabenfeld 
innerhalb der Verkehrssicherheitsarbeit. In 
Sachsen-Anhalt erfolgt diese Arbeit gezielt zum 
Schutz von schwächeren Verkehrsteilnehmern, 
von Kindern und älteren Mitbürgern. 

Durch den Einsatz von derzeit 48 hauptamtli-
chen Verkehrssicherheitsberatern/innen in den 
Polizeirevieren und die Koordination durch die 
„Zentrale Beratungsstelle für Verkehrssicherheit“ 
beim Technischen Polizeiamt des Landes Sach-
sen-Anhalt wird die vorbeugende Verkehrssi-
cherheitsarbeit im Bereich der Verkehrserzie-

hung und -aufklärung besonders in Schulen und 
Kindergärten in Zusammenarbeit mit den Ver-
kehrserziehungslehrern und den Verkehrssi-
cherheitsbeauftragten verstärkt. 

Hiermit verfügt die Polizei über fachkompetente 
Ansprechpartner, die „Verkehrssicherheitsprob-
leme vor Ort“ mit den Verkehrssicherheit-
Beauftragten der Straßenverkehrsbehörden und 
anderen Trägern der Verkehrssicherheitsarbeit 
gezielt anzupacken, um gemeinsam Lösungsan-
sätze zu finden. Die Landesregierung strebt im 
Rahmen einer mittel- bis langfristigen Personal-
zielplanung den Einsatz weiterer Verkehrssi-
cherheitberater/-innen an.“ 

Unter dem Punkt 5.4 Verkehrssicherheitsarbeit 
der Schulen heißt es [auszugsweise]: 

„Das Kultusministerium des Landes Sachsen-
Anhalt hat entsprechend den Beschlüssen der 
Kultusministerkonferenz die Verkehrserziehung 
als festen Bestandteil in den Unterricht der all-
gemeinbildenden und berufsbildenden Schulen 
mit dem Schuljahr 1993/1994 festgeschrieben. 
Die schulische Verkehrserziehung hat vorrangig 
das Ziel, das Verkehrsrisiko für Kinder und Ju-
gendliche als Verkehrsteilnehmer zu verringern.“ 

„Von der Aufgabe der Verkehrserziehung ist kein 
Fach, kein Schulbereich und keine Schulform 
ausgenommen“. 

„Zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Bereich der 
Verkehrserziehung beruft jede Schule einen ver-
antwortlichen Obmann. Dieser übernimmt bera-
tende und koordinierende Aufgaben. Er knüpft 
Kontakte zum Verkehrssicherheitsbeauftragten, 
zu außerschulischen Institutionen und Verbän-
den, regt Elternabende und Konferenzen zum 
Thema Verkehrserziehung an und berät die 
Fachlehrer in Fragen der fächerintegrativen und 
fächerübergreifenden Unterrichtsgestaltung.“ 

„Durch die Schulaufsichtsämter können Modera-
toren für Verkehrserziehung berufen werden.“ 

„Eine umfassende Fortbildung für Lehrkräfte ist 
notwendig, um die Verkehrserziehung als Bei-
trag der Bildung- und Erziehungsauftrages der 
Schule zu verwirklichen. Neben Kursen in der 
regionalen Fortbildung wird den Lehrerinnen und 
Lehrern auch der Besuch gemeinsamer Kurse 
mit Kollegen anderer Bundesländer und damit 
ein wertvoller Erfahrungsaustausch ermöglicht 
werden. Ein Verwaltungsabkommen mit Berlin, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein für den 
Bereich Verkehrserziehung in der Schule ge-
währleistet dies ab 1994.“ 



56 

 

 

1.1.16 Thüringen (TH) 

1.1.16.1 Kultusministerium TH 

Die Auskünfte erteilte das Kultusministerium, Ab-
teilung 2. 

Es bestehen Erlasse, Verordnungen oder sons-
tige Hinweise für die Schulen, die sich i. w. S. 
mit der Thematik Schulwegpläne befassen. Dies 
sind in Thüringen zum einen der Lehrplan (Hei-
mat- und Sachkunde) und Empfehlungen für das 
fächerübergreifende Thema „Verkehrserzie-
hung“.  

Im Lehrplan sind hier zahlreiche Aspekte der 
Verkehrserziehung zu finden. Stichworte sind 
hier z. B. die Kategorien, die in Unterpunkten 
konkretisiert sind: 

 Kenntnisse über Verkehrsteilnehmer, 

 Notwendigkeit von Regeln im Straßen-
verkehr, 

 Verkehrsbedingungen des Schulweges,  

 Verhaltensregeln, 

 verkehrsgerechtes vorausschauendes 
Verhalten und  

 Kenntnisse über die Nutzung öffentlicher 
und privater Verkehrsmittel. 

U .a. wird dort auch der Begriff Schulwegplan 
verwendet.  

Die Empfehlungen des Thüringer Kultusministe-
riums für das fächerübergreifende Thema Ver-
kehrerziehung vom Januar 1999 werden hier et-
was konkreter. Unter dem Punkt 4 der Empfeh-
lung mit der Überschrift „Zusammenarbeit der 
Schule mit außerschulischen Einrichtungen“ 
heißt es: 

„Zur Ausgestaltung der Verkehrserziehung bie-
ten außerschulische Einrichtungen (z. B. Behör-
den, Verbände, Vereine und Firmen), die größ-
tenteils im Deutschen Verkehrssicherheitsrat 
(DVR) zusammengeschlossen sind, Hilfen an. 
Mit der Deutschen Verkehrswacht und ihren Un-
tergliederungen besteht eine enge Zusammen-
arbeit (Schülerlotsen, Unterhaltung von Jugend-
verkehrsschulen, Herausgabe von Unterrichts-
materialien). Unfallhilfsdienste vermitteln Kurse 
in Erster Hilfe und zu Sofortmaßnahmen bei Un-
fällen.  

Die Zusammenarbeit zwischen Schule und Poli-
zei bezieht sich in der Regel auf die Schwer-
punkte Schulwegplanung, Schulwegsicherheit, 
Radfahrausbildung und die Ausbildung von 

Schülerlotsen. Sie erstreckt sich darüber hinaus 
auf verkehrspolizeiliche Beratung bei Unter-
richtsvorhaben und auf die Zusammenarbeit mit 
Fachberatern; sie ist in allen Schulstufen und 
Schularten zu pflegen und auszubauen“. 

Dennoch steht es den Schulen frei, ob und wie 
sie Schulwegpläne für ihre Schulen realisieren 
möchten. 

Dies gilt für die Primar- und Sekundarstufe 
gleichermaßen. Bezüglich dieser Regelung sind 
für die kommenden Jahre keine Änderungen ge-
plant. 

Eine Notwendigkeit für Schulwegpläne sieht das 
Ministerium für Fußgänger und Radfahrer an 
Grundschulen. Für die weiterführenden Schulen 
wurde diese Notwendigkeit im Rahmen der Be-
fragung nicht bejaht. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 34, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

Seitens des Ministeriums wurde die Frage, ob 
Schulwegpläne fester Bestandteil der Lehrer-
ausbildung sind, nicht konkret beantwortet. In 
der Empfehlung für das fächerübergreifende 
Thema Verkehrserziehung aus dem Jahr 1999 
heißt es dazu unter Punkt 3, Seite 62: „Qualifi-
zierter Unterricht in der Verkehrserziehung er-
fordert die Aufnahme entsprechender Inhalte in 
die Lehrerausbildung. Im Laufe ihrer Ausbildung 
sollen die Lehramtstudierenden die Möglichkeit 
erhalten, an mindestens einer verkehrspädago-
gischen Veranstaltung teilzunehmen. Im Vorbe-
reitungsdienst sind Themen der Verkehrserzie-
hung verpflichtend zu behandeln. Verkehrser-
ziehung kann insoweit Gegenstand der Zweiten 
Staatsprüfung sein. Lehrerfortbildung hat vor-
rangig die Aufgabe, das Verständnis für den in-
tegrativen Ansatz der Verkehrserziehung im 
Sinne von Sicherheits-, Sozial-, Umwelt-, und 
Gesundheitserziehung zu vermitteln, neue Er-
kenntnisse und Entwicklungen vorzustellen und 
geeignete Methoden und Formen der Lern- und 
Unterrichtsorganisation für die Verkehrserzie-
hung aufzuzeigen.“ 

Zentrale Fortbildungsseminare richten sich pri-
mär an Lehrerinnen und Lehrer, die als Multipli-
katoren (Fachberater, Verkehrserziehungsbeauf-
tragte an Schulen) in der regionalen Lehrerfort-
bildung tätig sind und ihrerseits Lehrerinnen und 
Lehrer in allen Schularten erreichen. Ferner 
werden Schulaufsichtsbeamte, Schulleiter und 
Klassenlehrer mit Aufgaben und Zielen der Ver-
kehrserziehung sowie Methoden und Formen 
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der Lern- und Unterrichtsorganisation vertraut 
gemacht. 

Trotz dieser Empfehlung kommt das Ministerium 
im Rahmen der Bearbeitung des Fragebogens 
zu der Aussage, dass es keine regelmäßigen 
Weiterbildungsangebote gibt, die das Thema 
Schulwegpläne beinhalten. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
in Aus-
nahme-
fällen 

Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 34: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Schulministeriums in Thü-
ringen 

Rahmenbedingungen und geplante Entwick-
lungen im Bereich der Schullandschaft in 
Thüringen 
Schulbezirke 

In Thüringen ist die räumliche Abgrenzung der 
Schulbezirke im § 14 Schulgesetz ThüSchulG 
geregelt: 

§ 14 Schulbezirke, Einzugsbereiche13 

(1) Für jede Grundschule und jede Regelschule 
legt der Schulträger im Einvernehmen mit dem 
für das Schulwesen zuständigen Ministerium ei-
nen abgegrenzten Schulbezirk fest; dieser kann 
auf der Grundlage einer entsprechenden Ver-
einbarung zwischen den beteiligten Schulträgern 
über das Gebiet eines Schulträgers hinausge-
hen. Für mehrere Grundschulen oder Regel-
schulen kann jeweils ein gemeinsamer Schulbe-
zirk festgelegt werden. Örtlich zuständig ist die 
Schule, in deren Schulbezirk der Wohnsitz des 
Schülers liegt; im Fall des Satzes 2 sind die 
Schulen im gemeinsamen Schulbezirk die örtlich 
zuständigen Schulen. Änderungen der Schulbe-
zirke können im Einvernehmen mit dem für das 
Schulwesen zuständigen Ministerium erfolgen. 
Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, so 
kann das für das Schulwesen zuständige Minis-
terium einen Schulbezirk festlegen oder verän-
dern, wenn es dafür ein dringendes öffentliches 
Interesse feststellt. 

Eine Änderung hierzu ist nicht geplant. 

Ganztagsangebote 

In Thüringen nutzen im Primarbereich rund 70 % 
der Kinder ein Angebot der Betreuung nach dem 
Unterricht. Für die Sekundarstufe konnte keine 
Angabe gemacht werden. Planungen bestehen 
dahingehend, dass die Grundschulhorte kom-
munalisiert werden. Die Angebote für die Be-
treuung der Kinder liegen regelmäßig am Ort der 
Schule, sodass keine zusätzlichen Wege für die 
Kinder erforderlich werden. 

Schülerbeförderung 

In Thüringen kann ein finanziell gefördertes 
Schülerticket bezogen werden. Dies steht im Zu-
sammenhang mit der Entfernung zwischen Ort 
der Schule und der Wohnung. Die Entfernungs-
grenzen betragen  

 Primarstufe 2 km und in der 

 Sekundarstufe 3 km. 

Ein Zusammenhang mit Schulwegplänen be-
steht nicht. 

1.1.16.2 Innenministerium TH 

Die Auskünfte erteilte das Thüringer Innenminis-
terium, Abteilung 4, Referat 41. 
                                                      
13 vom 6. August 1993 (GVBl. S. 445), i. F. v. 30. April 2003 

(GVBl. S. 238), geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 10. März 2005 (GVBl. S. 58), geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 04. April 2007 (GVBl. S. 32) 
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In Thüringen ist die Beteiligung der Polizei an 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im „Leitfa-
den für die Verkehrssicherheitsberatung der 
Thüringer Polizei“ konkret geregelt. Dieser um-
fangreiche Leitfaden (o. J.) wird aktuell überar-
beitet. In dem z. Zt. bestehenden Leitfaden heißt 
es in der Einleitung: „Die vom Straßenverkehr 
ausgehenden Gefahren können durch eine früh-
zeitige Präventionsarbeit und Verkehrserziehung 
verringert werden. Die Verantwortung liegt hier 
bei Eltern, Kindergärten, Schulen und Polizei 
gleichermaßen. Aber auch viele andere private 
Organisationen, wie z. B. Verkehrswachten, Au-
tomobilclubs, leisten hier wertvolle Hilfe.“ 

Aktuell sind in Thüringen 68 Verkehrssicher-
heitsberater der Polizei im Einsatz. Eine Aussa-
ge über den finanziellen und personellen Auf-
wand, der dem Bereich der Schulwegpläne zu-
geordnet werden kann, wird nicht gemacht. 
Dennoch schätzt das Innenministerium, dass die 
örtliche Polizei ausreichend ausgestattet ist, um 
flächendeckend die Schulen im jeweiligen Zu-
ständigkeitsbereich fachlich und zeitnah zu bera-
ten. 

Die Notwendigkeit für Schulwegpläne wird im In-
nenministerium für die Grundschulen und die 
weiterführenden Schulen sowohl für die Fuß-
gänger als auch für Radfahrer gesehen. 

Eine konkrete Aussage, welche Personengruppe 
oder welche Institution die Federführung bei der 
Erstellung von Schulwegplänen übernehmen 
sollte, wurde nicht getroffen. 

Darüber hinaus zeigt Tab. 35, welche der ge-
nannten Personengruppen bzw. Institutionen bei 
der Erarbeitung von Schulwegplänen im Regel-
fall beteiligt werden sollten. 

Aus- und Weiterbildung der Polizei 

In Thüringen ist das Thema Schulwegpläne kein 
fester Bestandteil der Ausbildung der Verkehrs-
sicherheitsberater der Polizei.  

Darüber hinaus bestehen nach Auskunft des In-
nenministeriums keine regelmäßigen Angebote 
zur Weiterbildung, die das Thema Schulwegplä-
ne beinhalten. 
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werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, 
oder nur 
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nahme-
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Einzelne Eltern an 
der Schule 

   

Elternvertreter an 
der Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (per-
sönlich) 

   

Von Schulleitung 
Beauftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundar-
stufe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 35: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Innenminsteriums in Thü-
ringen 

  

1.1.16.3 Verkehrsministerium TH 

Die Auskünfte erteilte das Ministerium für Bau 
und Verkehr, Abteilung Verkehr. 

In Thüringen stellt das Verkehrsministerium den 
Kommunen keine Hilfestellungen oder Anwei-
sungen zum Umgang mit Schulwegplänen zur 
Verfügung. Entsprechende Erkenntnisse über 
sonstige Hinweise von untergeordneten Verwal-
tungsebenen liegen dem Ministerium nicht vor.  

Das Thema Schulwegpläne ist in Thüringen 
nicht in Verkehrsicherheitsprogramme integriert. 
Dem Ministerium liegen keine Erkenntnisse über 
eine konkrete Vorgehensweise bzw. eine „übli-
che Praxis“ im Umgang mit der Erstellung von 
Schulwegplänen vor. 
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Dennoch sieht das Verkehrsministerium eine 
Notwendigkeit für Schulwegpläne. Für die Pri-
marstufe werden Schulwegpläne für Fußgänger 
und Radfahrer für notwendig gehalten. Für den 
Bereich der Sekundarstufe wird kein Bedarf ge-
sehen. 

Seitens des Verkehrsministeriums wird keine 
Personengruppe grundsätzlich von der Beteili-
gung an der Erstellung von Schulwegplänen 
ausgeschlossen. Tab. 36 gibt einen Überblick 
über die Einschätzung, welche Personen oder 
Institutionen bei der Erarbeitung von Schulweg-
plänen beteiligt werden sollten. 

 

 
Soll be-
teiligt 

werden 

Kann be-
teiligt 

werden 

Nein, o-
der nur in 
Ausnah-
mefällen 

Einzelne Eltern an der 
Schule 

   

Elternvertreter an der 
Schule 

   

Ordnungsamt    

Polizei    

Schulleitung (persön-
lich) 

   

Von Schulleitung Be-
auftragte 

   

Schüler Primarstufe    

Schüler Sekundarstu-
fe  

   

Straßenverkehrsbe-
hörde 

   

Tiefbau-
amt/Planungsamt 

   

Unfallkommission    

Verkehrswacht etc.    

Wissenschaftliche 
Begleitung 

   

Sonstige K. A. K. A. K. A. 

Tab. 36: Beteiligung an der Erarbeitung von Schulwegplänen 
im Regelfall aus Sicht des Verkehrsministeriums in 
Thüringen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


